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Einleitung. 

Die besondere wirtschaftliche und soziale Ekitwickelung dea 
jetzigen Herzogtums Sachsen- Alten bürg während des Mittdalters 
war eine Folge seiner eigenartigen Lage. Hart am Rande des 
alten deutschen Mutterlandes gelegen, weist es in seiner Ge- 
schichte nicht die typischen Züge des reinen Kolonisa tioosgebietas 
im Osten des heutigen Deutschland auf. Waren auch seine Flurea 
Jahrhunderte hindurch in den Händen slavischer Besitzer gewesen^ 
so war frühzeitig eine Rückgewinnung dieser Gebiete für das Deutsdi- 
tum erfolgt '). 

Die Kämpfe zwischen Germanen und Slaven, die an der 
äaalegrenze bereits zur Zeit Karls des Grofsen einaetaten, wurden 
«rst viel später entschieden. Zunächst suchte man nur das ger- 
manische Volkstand durch eine Reihe fester Burgen auf dem linken 
.Saaleufer zu sichern: Saalfeld, Rudoktadt, Orlamünde, Kahla, 
Dornburg, Grossjena bei Naumbui^ und Goseck. Erst als man 
sich unter ihrem Schutze sicher fühlte, ging man zum Angriff 
über und befestigte das rechte Saaieufer; es entstanden die Burgen 
Ziegenrück, Leuchtenburg, Lobdeburg, Eirchberg bei Jena, Eunitz- 
burg, Tautenburg, Cambut^, Rudelsburg, Saaleck, Bui^ über 
Älmerich, Weifsenfels und Merseburg. Die weitere Entwickelung 
ist jedoch ganz anders verlaufen, als gemeinhin angenommen wurde. 
Eine ältere Ansicht, der noch Schulze und Meitzen *) anhÜDgeo, 

1) Für die Entwickelung des dentachen Einfluaaea in Obersachsea, d. h. 
in deo Gebieten zwisctieD Saale nnd Elbe, vom frtihen Mittelalter bis tief 
iae 16. Jabrbnndert bineiu vergleiche: Meitzen, Wandeniiigen, Anbau und 
Agrarrecht der Völker Europas nördlicb der Alpen usw.. Band II, Ab- 
schnitt X, 4. Die ErnerbuDg Obersachsens durcfa die BäcfaBischen Kaiser, 
S. 419ff.; ferner E. O. Schulze, Koloniaierung und Germanisierung der 
Gebiete zwischen Saale und Elbe S, TS£F.; H. Leo, Untersuchungen zur 
BesiedeluDgs- und Wirtschaftsgeschichte dea thiiring. Oaterlandes in der Zeit 
.des frühereu Mittelallere; vgl. auch Leipziger Studien VI. Leipzig 1900. 

2) SchuUe a. a. 0., S. 47 ff.; Meitzen a. a. 0., S, 429ff. 

1 
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8 Einleitung. 

läuft darauf binauB: es aeieu die Qebiete zwischen Elbe und Saale 
militärisch durch ein beBtändiges VorwärtSBchiebeo der Grenze ge- 
wonnen worden, bis es an der Mulde reap. Fleisse zu einem vor- 
übergehenden Stillstand gekommen sei, und jeder solcher Rahe- 
punkt sei durch einen festen militärischen Stützpunkt bezeichnet^ 
der die Grundlage eines späteren Burgwardes gebildet habe. Eine 
Folge davon war, dafs man die Zeit der Eroberung der Blavischea 
Gebiete viel zu eng begrenzte. Es ist das Verdienst von Leo^ 
diese ÄufTassung widerlegt zu haben. 

Während sich die Karolinger auf einen Schutz der Saale- 
grenze beschränkten, und es den thüringischen Edlen überliefsen^ 
das Slavenland zu plündern, hatte das Herzogtum Sachsen ein 
dringendes Interesse, in Obersachsen vorzugehen. Die Liudolfinger 
hatten sich von einem Edelingsgeschlecht zu herzoglichem Ansehen 
empoi^eschwungen. Mit den Billungern vereint traten sie den 
Wenden entgegen, und die Ebenen um Leipzig und Merseburg 
waren ein Schauplatz häufiger Kämpfe. Ihr Interesse wuchs noch, 
als 908 nach dem Tode Burchards die Mark Thüringen an Otto 
den Erlauchten fiel, der sie mit dem Herzogtum Sachsen vereinigte. 
Er mufste eine Verbindung der bis zum Böhmerwald vorgerückten 
fränkisch* bayerischen Gebiete und eine Sicherung der Saalegrenze 
dadurch erreichen, dafs er den ganzen Landstrich zwischen Saale 
und Elbe in seine Gewalt zu bringen suchte. Das geschah in den 
wechselvollen nächsten Jahrzehnten. Der Hauptbesitz der Ottoneo 
lag am Sudabhange des Harzes. Wollten sie die Qrenzfehden des. 
sächsischen Adels durch Unternehmungen gröfseren Stils ersetzeo, 
so war ihren Eroberungen der Weg nach Südosten, das Eibtal 
hinauf in das Herz der gröfseren Slavenländer gewiesen '). Im 
Kampfe mit dem Stamm der Daleminzier, der ihnen zuerst wider- 
stand, rückten sie ununterbrochen vorwärts. Als Bollwerk gegen 
die Slaven wurde 930 die Burg zu Meifsen gegründet Damit 
war im wesentlichen die Einkreisung der Slaven vollzogen. Böhmer- 
wald- Saale- Elbe schlössen sie ein, nur über den Kamm des Erz- 
gebirges hinweg konnten sie ungehindert mit ihren Stammesbrüdern 
in Verkehr treten. Überall von deutschem Einäufs umgeben, 
mufsten sie ihm notgedrungen unterHegen. 

Indem Heinrich I. dies erkannte, bezog er diese Landstriche 



1) Leo R. a. O., S 21. 
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Einleitung. S 

nicht in sein Reich ein, sondern überliels sie als Feindesland den 
kühnen Zügen seiner thüriDgischen Vasallen, denen er die Be- 
wachung der Grenzen anvertraut hatte. 

Da sich auf die Dauer diese Einrichtung als unhaltbar er- 
wies, suchte man ihr durch Einführung der strafferen deutschen 
Verwaltungsorganieation ein Ende zu macben. Mittelpunkte der 
Verwaltung wurden die Burgwarde; sie sind nicht Zeichen einer 
schrittweisen Eroberung, sandem planvolle Anlagen in einem mih- 
tärisch läDgst eroberten Gebiet '). Zunächst trat bei ihnen aller- 
dings der mihtäriache Charakter zur Befreiung der unterworfenen 
Slaven mehr hervor als der administratiTe. 

Seit Otto I. stand das gesamte linkselbische Land unter deut- 
scher Herrschaft. Die Eroberung war vollzogen ; die ÄusgestaliuDg 
der inneren Verhältnisse bildete die nächste Aufgabe, um dem 
deutschen Einäusee zum rollen Siege zu verhelfen. Die groise 
Fläche zwischen Saale und Elbe wurde in die drei Marken Merse- 
bui^, Zeitz und Meilsen zerlegt Zur Mark Zeitz, die den ganzen 
Süden von der Rippach zwischen Merseburg und Naumburg saale- 
aufwärts über den Orlagau bis nach Saalfeld und Hirschberg um- 
faffite *), gehörten auch die Teile des jetzigen Herzogtums Alten- 
burg. Unterbezirke der Marken waren die Gaue, die sich teils 
durch Verschiedenheit der Volksstämme, teils durch zoläUige natür- 
liche Grenzen (wie Gebii^, dichte Wälder, unbebaute Heiden) 
ergaben. Die Deutschen liefsen die alten slavischen Namen der 
Gaue, weil sie als geographische Bezeichnung durchaus keine poli- 
tische Bedeutung beaassen, bestehen. Nach Schulze gliederte sich 
die ganze Mark Zeitz in vier gröfsere und iUnf kleinere Gaue. 

Der heutige Westkreis ^) gehörte vier Gauen an: dem Gau 
Hnsitin auf dem Unken Saaleufer, dem Orlagau, dem Gau 
Strupenice, der das Holzland und die Gegend um Bürgel umfaTste, 
und dem Gau Weitaha, der nach dem FlüTschen Wethau genannt 
wurde. Von ihnen gehörte der Gau Hnsitin nicht zur Zeitzer 
Mark, denn sein Gebiet erstreckte sich auf altes Volksland. Vom 
Oatkreis bildete der gröfste Teil den Fleiläengau, Gau Plisni, der 



1) Leo a. a. 0., S. 24. 

2) Meitzen a. a. 0., U, S. 121. 

3) Am ende, Laudesknnde de* Herzogtums Sacbeen-Altenbnig, S. 34; 
Tgl. Uitt. Ost U, 238, VII, 307. 
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974 zuerst urkundlich erscheint, während das westliche Stück 
(das spätere Amt Ronrieburg) zum Gau Geraha geschlagen war. 

Unter diesen Gauen standen als noch Ideinere ünterbezirke 
die Burgwarde. Nachdem sie ihre Aufgabe, die Befriedung und 
Bewachung des längst gewonnenen Landes, erfüllt hatten, wurden 
MC Institutionen wirtschaftlichen und kirchlichen Charakters. Und 
in der weiteren Entwickelung gaben sie vielfach modifiziert Kie- 
mente zum neuen territorialeu Aufbau des Landes ab '). 

Die territoriale Entwickelung der Gebiete, die jetzt im Herzog- 
tum Sachsen- Altenburg zusammengefafst sind, war eine sehr eigen- 
artige. Überall sprossen bei der Schwäche der ßeichsgewalt kleine 
Dynasten auf. Aus der Mark Zeitz entwickelte sich die Herr- 
schaft Wiprechts von Groitzsch, der seine ursprünglichen Be- 
sitzungea um Stendal gegen Groitzach vertauscht hatte. Durch 
gewaltige Rodungen erwarb er sich neben seinem Lehen reiche 
Allode. Da mit seinem Sohne das Geschlecht bereits ausstarb, so 
fiel der ganze Besitz an den Gatten einer Enkelin Wiprechts, 
Babodo von Äbenabei^, der ihn an Kaiser Friedrich 1. verkaufte. 
Dieser gab das Land als Ersatz für weggegebene Reichsgütcr an 
das Reich 1 1 58 ; der Gau Plisni wurde zur terra Plisnensi er- 
weitert, die Zwickau, Chemnitz, Colditz und Leisnig umfassend 
durch zwei Burggrafen in Altenburg und Leisnig verwaltet wurde. 
Neben dem Pleifanerlande treten um 1 100 noch folgende poli- 
tische Territorien auf: 

die Grafschaft Orlamünde; 

die Herrschaft Lobdeburg mit den Städten Kahia und Soda; 

der altwettinische Besitz Eisenberg und Umgebung; 

die Pflege Konneburg, die den Vögten von Weida gehörte. 
Alle diese Gebiete erwarben die Wettiner. Nachdem sie durch 
die Belebnung mit Meifsen 1089 und durch das Erbe der Land- 
grafschaft Thüringen die mächtigsten Dynasten zwischen Saale und 
Elbe geworden waren, ging all ihr Bestreben darauf hinaus, die 
kleinen Dynasten innerhalb dieses Landes zu unterdrücken und 
zu beseitigen. Und es gelang ihnen; soweit das altenburgische 
Gebiet in Betracht kommt, waren alle Herrschaften bis 1400 unter- 
worfen. Das Pleifsnerland brachten die Wettiner zuerst an sich, 



1) Über einige Burgwarde in altenburgischem Gebiet vgl. Mitt. Ost. IX, 
.. 153£f. . . 
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es wurde ihnen 1256 von Kaiser Friedrich II, verpfändet, aber 
erat nach langen Kämpfen wurden sie 1329 damit belehnt Als 
letztes Stück kam 1397 Ronneburg und Schmölln in den Besitz 
der Wettiner '). 

Nicht lange sollte dieses grofse G-ehiet bestehen bleiben. Bereits 
1485 wurde durch den Leipziger Vertrag die grofse LKndermasBe 
in zwei Teile geschieden, von denen der eine Teil im wesentlichen 
sich nicht weiter zersplitterte, während der andere infolge eines 
verderblichen Erbrechtes sich in immer kleinere „Landesportionen" 
autlöste. Diesem mangelhaften Erbrechte, dafa die Länder unter 
privatrecfatEchem Besitztitel ansah, verdankt auch das Herzogtum 
Ältenburg seine Entstehung. 1G03 wurde Altenburg ein selb- 
ständiges Fürstentum, zu dem aufaer dem heutigen Staatsgebiet 
noch die Amter Cambui^, Dornbui^, Biirgel, Saalfeld, AUstädt 
und einige kleinere Gebiete gehörten. Das Fürstentum setzte sich 
in der Hauptsache aus zwei Länder komplexen zusammen, die durch 
reufsisches Herrschaftsgebiet voneinander getrennt lagen. Ob- 
wohl sich der Umfang des Herzogtums Sachsen-Altenborg in seinem 
gegenwärtigen Zustande erst seit 1826 herscbreibt, so siebt die 
folgende Untersuchung davon ab, diese anderen Gebiete in die 
Betrachtung hineinzuziehen, da die Spezialakten für jene verloren 
gegangenen Gebiete nicht zur Verfugung standen. Ebensowenig 
wird eine besondere Berücksichtigung der Exklaven erfolgen, da 
sie im wesentlichen denselben Charakter tragen, wie die Staats- 
gebiete, denen sie benachbart sind. 



1) Vgl. E. G. Gersdorf, Zur Territorialfrage dea HerzogtamB S.-A., 
der nachweist, dafs die eiuzelncD Gebietsteile auf pTivatTechtlicbem Wege 
ao das Haus Wettin gekommen sind. 
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Erster Abschnitt. 
Die Agrarverfassung bis zum 17. Jahrhundert. 

Mit der Eroberung der Gebiete zwiscbea Elbe und Saale 
hatte die KolonisatioD und GennaoiBierung nicht gleichen Schritt 
gehalten. Noch lange dauerte es, ehe das slavische Element unter- 
ging. Wenn auch 1327 dae Slavische als Gerichtasprache ah- 
gescbaS^ worde, eo lebte es doch lange noch im Alltagaleben fort 
Ja, im heutigen altenburgischen Dialekt, wie er vor allem im Ost- 
kreis des Herzogtums gesprochen wird, sind manche Reste slavi- 
Bcheo Ursprungs vorhanden. 

Die wirtschaftliche und soziale Entwickelung dieser Gegend 
gliedert sich in zwei Perioden, die sich nicht zeitlich (etwa vor 
und nach 1100) scheiden lassen, sondern denen eine tiefere Bach- 
liehe Gliederung zugrunde liegt '). Zunächst handelte es sich um 
die gesellschaftlichen Zust&nde unmittelbar nach der Eroberung, 
die sich im wesentlichen auf den von den Ottonen geschaffenen 
Markeiuricbtangen aufbauten. Das Eigentumsrecht am Grund und 
Boden stand ausschliefslich dem Könige zu. Um seinen aus- 
gedehnten Besitz besser zu nutzen, vergabte er ihn. Dicht gedrängt 
safs zu beiden Seiten der Saale der deutsche Adel. Es strebten 
die jüngeren Söhne, denen kein reiches Erbe bevorstand, in das 
neugewonnene Eolonialland. Zu diesen Edlen und Freien kamen 
noch einige mit Kriegslehen ausgestattete Unfreie hinzu. Noch 
war der Ritterstand nicht berufemäfsig abgeschlossen; zu ihm konnte 
gelangen, wer sein Leben mutig dem dauernden Kampfe weiht& 

Mit dem Lande, das vergabt wurde, waren die ehemals freien 
Sorben verbunden, die nach Kriegsrecht Unfreie des Königs ge- 
worden waren. Auf den König führte somit mittelbar oder un- 
mittelbar jeder Besitz zurück. Alle diese Vei^bungen erfolgten 

1) Leo a. a. O., S. 81. 
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entweder als Dank für geleistete Tätigkeit oder als Ansporn and 
Grundlage für ferner noch zu leietende. Mit dem sllmäblicbea 
Sinken der königlicben Macht lockerte sich auch der Konnex 
zwischen Nutzniefser und Obereigentümer. Obwohl ursprünglich 
jede Veräufserung oder Verpfändung von Lehen an die Zustimmung 
4^68 Königs gebunden war, so wurde schon seit dem 13. Jahr- 
hundert diese Erlaubnis nicht mehr eingeholt. 

Die einschneidendste Veränderung war durch die Errichtung 
der Burg wardbezirke vor sich gegangen. Die „milites", die die 
«rate deutsche Besatzung bildeten, wurden neben der Burg an- 
gesiedelt und bildeten den Grundstock des späteren rittermäTaigen 
Adels. Da sie als kßnigliche Dienstniannen eine angesehene Stel- 
lung einnahmen, traten sie bald denen gegenüber, die geistliche 
und welthche Herren mit sich brachten. Im Gegensatz zu dieser 
zweiten KUsse der Miniaterialeu verloren die königlichen Dienst- 
mannen in dem Mafae, wie die Könige ihre persönliche Herrschaft 
über diese Gebiete aufgaben, das Bewurstsein ihrer Abhängigküt; 
und sie stellten sich mit den Angehörigen des Mutterhtndes auf 
«ine Stufe. Im 12. Jahrhundert tritt in Altenburg ein Geschlecht 
von liberi hominea ') auf, und aus der Umgegend erscheinen in 
Zeugenreihen freie Herren von Möbdenitz, Tegkwitz, Röda, Gold- 
schau, Rasephas, Dobitscben, Wilchwitz, Nobitz, Zweitschen *) usw. 
Nicht minder besafsen die B ii rg wardbezirke des Saale tales ihre auf 
Kolonialboden angesessenen freien Herren. Bekannt sind solche 
von Boblaa, Greislau, Gleina, ölknitz, Nöbeditz bei Stöasen u. a. ■). 

Ihre Zahl war aufaerordentlich grols; allein auf dem Boden 
des Oslkreisee von ll'/i Quadratmeilen erwuchsen mehr als 100 
Adelsgeschlechter , von denen ca. 30 ausgestorben sind*). Be- 
merkenswert ist, dafs gerade nach solchen Orten sich ritterliche 
Familien nennen, die nachweisbar in kaiserlichen Händen gewesen 
waren : so Greina, Köda, Seufslitz (Urk. von 970, wo aie Otto II. 
an Zeitz gibt), Goldschau (1059 von Heinrich IV. Naumburg ge- 
schenkt), Breitenbach u. a. 

1) LepBiUB, Geschieht» des Hochstifte Naumburg, S. 243. 

2) Dobeaecker, Regesta historica ThoriDgiae, Bd. I, Nr. 1456; II, 
Nr. 145, 165, 369. 

3) Dobenecker a. a. 0., Bd. I, Nr. 1391, 1552; Bd. II, Nr. 290, 
439, 3364. 

4) Mitt. Ost., Bd. VI, 8. 274ff. 
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Mitte des 12. Jahrhunderts hatte oicb die Oleichstellung der 
sHaBBSasigen kdoiglicben DienstmaDDen mit den ireien Herren des 
HutterlaDdes vollzogen. Um dieselbe Zeit entstand durch die neuen 
Erwerbungen Friedrichs I. abermals eine Schicht von Reicha- 
ministfiriaten , die sicli in drei Kategorien scheiden lassen. Die 
einen uedelte der Kaiser von auswärts an, andere von niederem 
Adel traten in ihren früheren Stand zurück, in dem sie durch Min- 
derung ihrer persSnlichen Stellung eine bessere Lage zu erhalten 
hofften, und eine dritte Kat^orie bildeten schliefslich die Mini- 
sterialen, die von Herren geistlichen oder weltlichen Standes über- 
nommen wurden '). 

Da keine weltliche Macht einen überwiegenden Einäur» ia 
diesen Gebieten erlangte, so bildeten sich nur die geistlichen Ge- 
biete zu geschlossenen Güterkomplexea oder Grundberrsc haften 
aus, nfimlich Merseburg, Zeitz, das vornehmlich in der G^eii<i 
von Schmölln reichen Grundbesitz erwarb, und der Orlagau, der 
dem Erzbischof von Köln unterstand und teilweise in altenburgi- 
scbes Gebiet hineinragte. Um liOO wuchs sich das Gebiet 
Wiprechts von Qroitasch auf kurze Zeit zu einer Grofsgrund- 
herrschaft aus. Im Norden des Weatkreises lag der Allodialb^tz 
der Wettiner. Reich begütert waren schlielslich von weltlichen 
Grofsen in unserer Gegend die Grafen von Orlamünde. 

Neben diesen wenigen Grofsgrundhenen safsen die milites 
im Lande. Von ihnen bewirtschafteten die königlichen ihre Höfe, 
die der Grafen und Bischöfe die Güter ihrer Herren, beide tätig 
in der Ausbeutung des Landes und der Arbeitskraft der Be- 
wohner. 

Diese Entwickelung, die sich auf den bei der Eroberung vor- 
gefiindenen Einrichtungen wirtschaftlicher Natur aufbaute, wurde 
gehemmt und in andere Bahnen geleitet durch Einflüsse, die aus 
dem Mutterlande herüberkamen. Im 12. Jahrhundert setzte die 
Einwanderung deutscher Bauern ein, die diese Gebiete aus einem 
Lande deutscher Herrschaft zu einem Lande deutschen Lebens 
und deutscher Sitte machen sollten. Aus politischen, religiösen und 
wirtschaftlichen Gründen wurden die Kolonisten herangezogen. Seit- 
dem das Königtum seine Aufgabe, die Grenzen zu schützen, nicht 
mehr zu erfüllen vermochte, waren die aufstrebenden einzelnen 

1) Leo a. a. 0., S. 44. 
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kleinen Territorial herren seine Nachfolger geworden, und dieeer Auf- 
gabe vermochten sie nur gerecht zu werden, wenn sie sich auf eine 
zuverlässige und kriegstüchtige deutsche Bevölkerung stützen konn- 
ten. Ein Interesse hatte auch die Kirche, da sie den Qlaaben infolge 
mangelnder Kräfte nicht verbreiten konnte. Ständig bedroht in 
ihrem Besitze, bedurfte sie zu ihrer Sicherheit einer kräftigen, glSu- 
bigen, deutschen Qemeinde. Koch um IlOO gab es im heutigen 
Altenburg nur in Altkirchen, Altenbut^, Schmöltn und Orlamünde 
Kirchen. Bedeutender und tiefgreifender als die politischen und 
religiöeen Motive waren die wirtschaftlichen, die zur Kolonisierung 
drängten. Wirtschaftlichen Aufschwung, Ausbau des Landes und 
finanzielle Leistungskraft vermochte nur der deutsche Bauer zu 
gewährleisten. Der Anbau des Ödlandes, Verbesserung des Bodens 
und Entwässerung der Sümpfe verhiefs geistlichen wie weltlichen 
Herren gesteigerte Einnahmen. Die grofsen wie die kleinen Grund- 
herren strebten ihre Revenuen zu vermehren, denn durch den Ein- 
flufs der Kreuzzüge waren ihre Lebensbedürfnisse gestiegen und 
verfeinert worden. Da man die Fronhöfe in kleine Güter und 
Wirtschaften aufzulösen suchte, brauchte mau geeignetere Bebauer 
als die Slaven, um eine hohe Grundrente zu erzielen. Die Meier 
der Fronhöfe wurden zu Pächtern oder zinspäichtigen Grund- 
holden, und statt der herrschaftlichen Oerich tsver waltung wurden 
Schulzen erbzinsartig eingesetzt, die mit einem Anteil an den Ein- 
nahmen interessiert waren. Nicht durch eigenen Betrieb oder 
intensiveren Anbau wurden höhere finanzielle Kräfte entwickelt, 
sondern durch Umgestaltung des bisherigen sorglosen Betriebes 
zu einfachen Renteieinrichtungen. Der selbstproduzierende Grund- 
herr war im Begriff, sich in einen rentenverzehrenden zu ver- 
wandeln. 



Erstes Kapitel. 

Sie Formen des bäuerlichen Besitzes. 

§ 1. Die Hauptinstitute der Agrarverfassung. 

Kaum hatten sich die eben gestreiften Zustände um die Mitte 

des 14. Jahrhunderts voll entfaltet, so traten neue Formen des 

Wirtschaftslebens auf, die im wesentlichen auf dem Überwi^ea 

der Grundherr Schaft gegenüber den Bauern beruhten. Noch 
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dem Ende des Bauernkrieges trat diese Entwickelung klar zu- 
tage, und am Ende des 16. und Anfang des 17. Jahrhunderts 
ist das gutsherrtich-bfinerliche VerhältDis, das auf dem Gegensätze 
von Herr und Untertan basiert war, voll entwickeli Der Herr, 
entweder die „Landesberrscbaft" oder ein privater, meist adliger 
Grundbesitzer, der auf einem Stück privilegierten Bodens sals >), 
hatte gewisse oberberrÜcbe Rechte über den Bauern. 

Ein Obereigentum mit allen grundherrlicben und gericbts- 
berrlichen Befugnissen über ein geschlossenes Gebiet, wie es im 
Osten Deutschlands auftrat, gab es in Altenburg nicht Selbst der 
Landesherr, der Obereigentümer des meisten Bauemlandes war, 
Latte kein in sich geschlossenes Gebiet, sondern er war nur Herr 
eines ausgedehnten Streubesitzes, dessen Bestandteile recht ver- 
schiedener Natur waren. 

Durch das Bodenregal war er zunächst Herr über alles Land, 
das keinen Obereigentiimer hatte. Ein anderer Teil seines Be- 
sitzes setzte sich aus den altwettinischen Besitzungen im Westen 
und den fruchtbaren Flächen des Pleifsnerlandes zusammen, die 
im 13./14. Jahrhundert erworben worden waren. Ein weiterer Zu- 
wachs war durch die Säkularisationen des 16. Jahrhunderts ein- 
getreten. Zwölf Klöster und geistliche Stiftungen ') waren in 
Altenburg gegründet worden. Wenn auch einige nur ein beschei- 
denes Einkommen aus ihrem Grundbesitze hatten, so waren andere 
um so reicher ausgestattet Das Georgenstift auf dem Schlosse 
zu Altenburg, dafs 1533 aufgehoben wurde, hatte grund herrliche 
Berechtigungen in 41 Dörfern. Reichbegütert war das Kloster 
Roda, das Bergerkloster und das Nonnenkloster in Eisenberg. 
Auch der deutsche Ritterorden hatte in Altenburg 1248 eine Nieder- 
lassung gegründet, die von Friedrich II. mit reichem Grundbesitz 
ausgestattet worden war. Als das Deutschordeashaus aufgehoben 
wurde, liefs man die Renteneinnahme als besonderes Amt bis in 

1) Das altenburgische Ritter^t viee die gleichen Züge wie das nieder- 
uicbsiBclie auf; es war ein steuerfreier, meist kaDzIeiscbriftsäsBiger Grund- 
besitz, der Sitz und Stimme auf dem Idndtage des FürstentuEiia gewährte. 
Vgl. W i 1 1 i c h , Die OruDdhemchaft in Nordwestdeutscbbuid. Einleit., 
§ ], 2. Die Zabl der Rittergüter war eine ziemlich hohe; ca. 470 Dörfern 
standen 1670 etwa 140 Eittergöter gegenüber. Fast auf jedes dritte Dorf 
kam ein Rittergut. Sie waren im Osten kleiner als im Westen, Nur selten 
gab es in einem Dorfe mehrere RittergfiUr. Vgl. LA. cl. XIV A Nr. 129 D. 

2) Mitt. Ott 1., 2. Auflage, S. 112. 
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den Anfang des 19. Jahrhunderts beetehen. Aus dem Kloater 
Lausnita entstand bei der Säkolarisation 1622 nnmittelbar ein 
^etliches Kammergul 

Zahlreiche auswärtige Klöster hatten Streuhufen im Lande. 
Den grölsten Besitz unter ihnen hatte das Kloster Fforta, das 1140 
von SchmßUn dahin verlegt worden war. Nicht weniger als ein 
Drittel des gesamten Pleifsnerlandes soll ihm gehört haben. 

Neben dem Landesherrn standen die amtssässigen oder scbrift- 
sässigen Rittergüter. Auch sie brachten es nicht zur Bildung ge- 
schlossener Qrundherrschaften. Nur in einigen wenigen Dörfern, 
wie Schwanditz, Fuchshiün '), gelang es ihnen, wenigstens die grand- 
herrlicben Berechtigungen über die Flur des Rittergutsdorfes in 
ihre Hand zu bringen. 

Hufen, über die die „Landesherrscbaft" und Hufen, über die 
der „Erb- und Lehnherr" — wie der Rittergutebesitzer in seiner 
Eigenschaft als Grundherr hiels — die grundherrlichen Obereigen- 
tumarechte hatten, lagen in buntem Gemenge, und diese Gemenge- 
lage der grundherrlichen Anrechte war für die Befestigung des 
bäuerlichen Untereigen tum s sehr günstig. Dieser Streubesitz lag 
60 bunt durcheinander, dafs der Bauer von seinem Gute oft an 
vier nnd mehr Grundherren nach Angabe der Steuer anschlage 
zinsfe. Haus und Hof „rührte" von einem Herrn „zu Lehn", 
eine Hufe Landes wieder von einem anderen. Dana besitzt der 
Bauer noch Garten, Wiese, Wald, an denen die Lehn abermals 
verschiedenen Grundherren zusteht. 

In engem Verhältnis zur Grundherrschatt steht die Gerichts- 
herrschaft. Grundherrschaft ist mit dem Besitze eines Rittergutes 
fest verbunden, nicht aber Gerichtaherrscbaft, Herkömmlicber- 
weise standen dem Rittergute richterliche Befugnisse zu. Und da 
der Rittet^tsbesitzer Grundherr war, so übte er in vielen Fällen 
die Gerichtsbarkeit über die Hufen und Güter, an denen er Ober- 
eigentumsrechte hatte, aus. Fast ebenso häufig kam es vor, dafs 
Obereigentum und Gerichtsbarkeit über ein und dieselbe Hute 
oder dasselbe Bauerngut in verschiedenen Händen sich befanden: 
Waren beide Institute in der Hand eines privaten Herrn, so wurde 
er als „E)rb-, Lehn- und Gerichtsberr" bezeichnet. Die Gerichts- 
barkeit scheidet uch in hohe und niedere, Ober- und Erbgerichts- 



1) Vgl- die SteuerauBchläge. 
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barkeit, die nicht in einer Hand vereinigt zu sein brauchen, vmi 
deren Kompetenzen äufsei-st verquickt sind. Ursprünglich war ea 
dem Herkommen iibertasBen, welche Fälle vor die Ober- und welche 
vor die Erbgerichte gehörten. Da sich aber ein Bedürfnis nach 
einer Begrenzung der gegenseitigen Befugnisse einstellte, so tmg^ 
die Landesordnung von 1705 diesem Bedürinisse Rechnung. Im 
allgemeinen besasfen die Schriftaassen , die der Oerichtsbarkeit 
durch die fürstlichen Ämter entzogen waren und ihren Qerichts- 
staud direkt vor der fürstlichen Regierung hatten, auch die Ober- 
gerichtabarkeit, während die Amtssassen meist nur die niedere 
Oerichtsbarkeit innehatten. 

Über den weitaus gröfsten Teil des Landes hatte der Landes- 
herr die derichtsherrschaft, die er durch die Ämter ausüben liefs. 
Im Westkreis war die Patrimonialgerichtsbarkeit bei weitem ge- 
ringer als im Ostkreis; aber sie verfugte dort über geschlossene 
und im einzelnen umfangreichere Gebiete als im Osten. 

Die Gerichtsherrschaft wurde von den Inhabern sehr hoch 
geschätzt, denn sie wurde nicht um ihrer selbst willen ausgeübt, 
sondern man sah sie als eine einträgliche Finanzquelle an. Die 
Aufwendungen für die Oerichtaverwaltung müssen geringer sein 
als die Einnahmen. Da der private Gerichtsherr die Gerichtsbar- 
keit nicht seibat ausübte, so bestellte er einen Juristisch gebildeten 
Gericbtaverwalter. Neben dem geringen Gebalt bestanden seine 
Einnahmen aua Sportein; um Willkürhchkeiten in der Erhebung 
zu verhindern, wurde ihre Höhe in einer fürstlichen Taxordnung ') 
genau geregelt. Da die Gerichtsbezirke klein waren und oft ge- 
eignete Persönlichkeiten fehlten, so wurde fUr mehrere Bezirke ein 
gemeinschaftlicher Gerichtsverwalter bestellt, besonders da, wo in 
einem Orte zwei oder mehrere Herren die Gerichtaobrigkeit vor- 
atellten. Bei der räumlichen Ausdehnung der Gerichtabezirke 
mufste der Gericbtaverwalter häufig weite Fahrten unternehmen, 
deren Kosten die Untertanen zu tragen hatten. 

Ganz zurück neben der Grundherracbaft und Gerichtsherr- 
achaft tritt die Leibherrschafi Unzweifelhafte Beweise für ihre 
Existenz noch im 17. Jahrhundert lassen sich nicht beibringen. 
Wohl bestand in einzelnen Dörfern die Verpflichtung zur Abgabe 
des Beathauptea und der Giewandfall, indessen das Mortuarium 

1) PO. vou 1704, Anhang. 
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war zn einer rein dinglicheD Abgabe geworden, die den Sinn einer 
persönlichen Verpflichtung völlig verloren hatte. Frühzeitig war 
der Unterschied des Beathauptea von der ^erichteherrlichen Ab- 
gabe der Erbegebühr, die in recognitionem dominii directi gegeben 
wurde, geschwunden. Ein Rest hatte sich bis ins 18. Jahrhundert 
in Domdorf erhalten '). Dort gab ea noch 1747 nach dem Be- 
richte des Amtmannes: „2 Qüther als gewesene Schiein itzische Zinsen, 
welche bei erfolgendem Sterbe-Falle des jedesmabligen Besitzers 
^Sdigster Herrschaft das beste Haubt aus dem Outh, bejm Ver> 
kauf aber 7 fl. 10 gl. 6 -^ oder 1^ I<ebn geldt pro cent abreicben 



§ 2. Eigentum und Erbzinsartige Besitzrechte. 
Da die UberordnungsverhältnisBe nicht die scharfe Ausprägung 
erhalten hatten wie in Ostdeutschland, so besalsen die Bauern ihre 
Outer meist zu gutem Besitzrecht, und die vorherrschende Besitz- 
form war das £rbzinsgnt und nach diesem das Mannlehen. Die 
Erörterung dieser Besitzrechte mufs sich auf die Quellen des 
sächsischen Rechts stützen. Altenbnrg ist ein Land sächsischen 
Bechts, es gilt also der Sachsenapiegel. Seine Gültigkeit für unser 
Oebiet wird ausdrücklich anerkannt durch die Jenaische Hof- 
gericbtsordnung von 1488, wonach „alle Sachen vor deme gerichte 
nach Sechsischenn Rechlenn, wo das rechtlich und bestendigk aus- 
gedruckt versprochen werden" sollen '). Die Jenaische Hofgerichts- 
ordnung von 1&66 bestätigte es von neuem. 

Der Sachsenspiegel wird ergänzt durch das „gemeine sä<^- 
«ische Recht" in seiner weiteren Ausbildung, soweit nicht Landes- 
gesetze, die abweichende Bestimmungen treffen, in Eratt treten "). 
Von einschneidender Wirkung wurden die Konstitutionen von Eur- 
fOrst August, die 1572 in vier Teilen erschienen und eine Präzi- 
«eruQg der verschiedenen bäuerlichen Besitzrechte *) gaben. Da 
die Konstitutionen zu unserer Zeit bereits in Altenburg rezipiert 

1) CA.., AA. Kap. XI, Joe. 66 C. Nr. 3. 

2) VkI. Heimbftch, Part. Priffttreeht § 11. 

8) Nämlich die LO. 1589 und die LO. 1705 nebst Beyfugen. 

4) Vgl. Weiske, QuellcD des gemeineD sächsischen KecfaU; bes. P. II, 
Coust. XXXIX, XL; Heimbach § 355, Tgl. Kobe von Koppenfets 
in FrsQckeB „Neuen Beytrfigea zu den Geich. des Churfiintl. und Püretl. 
Baases Sachsen", I. Teil. Altenburg 1767, S. 146,163. 
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Bind, Bo haben sich die Definitionen der verschiedenen bäuerlichen 
Besitzrechte an die durch die Konstitutionen g^;ebenen zu halten. 
1573 — 15S6 '} regierte nämlich Kurfürst August von Sachsen auch 
über Ältenburg als Vormund der nnmUndigeD Herzöge Johann 
und Friedrich Wilhelm. Da die gleiche Rechtsunucherbeit wie 
in Kursacbsen herrschte, so bemühte sich Vater August, die von 
ihm erlassenen Konstitutionen einzufllbren. Dies geschah durch 
aasdriickliche Vorschrift in der von ihm für Altenburg errichteten 
Konsistorialordnung vom 1'2. Juni 1574'). Auch die späteren 
Landeaordnungen weisen an einzelnen Stellen ebenfalls direkt auf 
die Konstitutionen hin. „Sonacb dUrfte es nicht zweifelhaft sein, 
dafs dieselben, wenn auch nicht förmlich rezipierte Gesetze, doch 
als anerkannt gültige Kechtsquelle für unser Qebiet zu benutzen 
sind" *). 

Von den Konstitntionen werden die ErhünBgäteT direkt als 
bona emphyteutica angesprochen *). Die Güter befinden sich im 
nutzbaren Eigentum der Besitzer, und ihre Behandlung erfolgt im 
wesenthcbea nach den Grundsätzen der römischen Emphyteuse. 
Dazu tritt die abweichende Bestimmung der Landesordnung von 
1589 Kap. 30, wonach bei Verpfandung und Veräufserung aufser 
der gerichtlichen Bestätigung Einwilligung des Lehngeldberechtigton, 
also des Erbzinsberrn, erforderlich ist'). Es ist verboten, ohne 
Einwilligung des Lehnherrn „die Mannlehen, Zinss, oder Frohn- 
guter, es sey mit verkeuffen, verpfenden oder ander gestalt, zu 
beschweren". Eine gesetzliche Verpflichtung zur Lehngelderzahlung, 
die flir die Uannlebogiiter aus dem Lehnrecht hervorging, bestand 
nach der Landesordnung von 1589 Tit. 24 für die Erbzinsgüter 
zum Unterschied von der kurBächsischeD Gewohnheit. Der Wort- 
laut dieser gesetzlichen Bestimmung gibt aber kein Kriterium, ob 
die Lehngeldverbindhchkeit für die Erbzinsgüter allein bestand 
oder nicht. Die Gewohnheit entschied jedoch dabin, dafs die 
Existenz der Lehogeldverbindlichkeit ein Kennzeichen des Erb- 
zinsgutes war. Viele schlichte Zinsgüter wurden dadurch herab- 
gedrückt und nahmen die rechtliche Stellung von Erbzinsgütem 

1) Frömmelt, Gesch. des Herzogtums SachBen-Altenburg, S. 126. 
S) Hease, Altenb. Privatrecht, Eiuleltang 3. XII £ 

3) Ebenda S. ZIII. 

4) P. n, Const. XXXIX, Absatz 1. 

5) P. U, CoDst. XXIII, Heimbsch § Sfö, 
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ein '). Die Höhe der Ijehenware war auf 5 Prozeot festgesetzt, 
„Toa zwantzig gUlden einer", und zwar „in feilen, da sieb lehen- 
walir zu nehmen gebührt, als wo die guter verkaufft, oder ver- 
wecheelt, vnnd der Kauf oder Wechsel wirklich vollzogen". Beim 
Tode in herrschender oder dienender Hand soll nur ein „bekennte 
nusB der lehn, ein schrei bschilling" gereicht werden. Oegen Uber- 
mäfBige Anforderungen der Lehngeldberecbtigten wird den Unter- 
tanen ein Recht auf Verweigerung zugestanden '). 

Bisweilen wird das Erbzinegut als Erblehen oder Amtslehen 
bezeichnet; hervorgerufen durch die allgemeine Auffassung des 
Bauerngutes als Lehn und durch den un technischen Ausdruck 
Lehenware, welche die Erbzinsgüter in Altenburg zu zahlen hatten. 

Die Veräufserung von Lehnstücken an Erbzinsgütem , über 
die dem Amte die Oericbtsbefugnis zustand, erregte die Aufmerk- 
samkeit des Amtmannes Johann Fischer 1641 '), der sich zu wieder- 
holten Haien beschwerte, dafs die Adligen von den Stücken, an 
denen sie die Hauptlehen haben, „vff begeben vnd gelegenheit des 
bedrengten Besitzers solches Frohnguth vff dessen anhalten, ein 
oder mehrere Stücke Acker oder wiesen, vndt zwar ohne bewust 
des Ambis, weil ue sich dieser notification vielmehr nicht schuldig 
erachten verkanffen lassen". Dadurch wurde das Amt geschädigt. 
Er fand das um so unangemessener, als eine freie Teilbarkeit der 
Grundstücke unter den Erben — es bestand noch kein festes An- 
erbenrecht — gestattet war: „Vndt mannichmal 3 Acker vnnter 
4 Erben vnd dergleichen tividiret worden, dafs daraufs nichts 
mehres als in Erbregiater Vnriehtigkeit erfoigett, darüber sich jetzo 
man ohne das hoch zu beclagenn hatt." 

Den Erbzinsgütem standen die Mannlehngüter am nächsten, 
die zu Lehnrecht besessen waren. Ihre Eigentümlichkeit beruhte 
in der beschränkten Vererbung, die nur im Manneaatamm erfolgte. 
In ihrer Entstehung gehen sie auf die Zeit der deutschen Er- 
oberung zurück. Teils hatten sie sich aus den Vergabungen an 
die Ministerialen entwickelt, teils waren sie aus den dem slavischen 
Adel, den Supanen und Withasen, überlassenen Gütern hervor- 

1) Eraaz, Banemgat und FrohndieiiBt in Anhalt, int S. 11, wenn €r 
Anhalt als daa einzige Land eächsiBchen Rechts bezeichnet, doa eine Pflicht 
zur Zahlung ron Erbzinslehnware kannte. 

2) LO. 1589, Tit, 24. 

3) LA. Gl. Kill Bt> Nr. 62. 
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<JH.'1.'" B>**eüeD treten üe ala Erbnchtergfitcr, wie in Kobib, 
FaduhsiD and Postenteio uid Am An£uig de« 17. Jafarfaandoti 
Hul ne nur noch beschrinkt TorhrnDdeo ; daher fioden äeh a 
Boatrea Akten, die er>t nm dieae Zeit eänselzen, aar gmnge ^Hin> 
rua ilioeiL Kn MjuolehDgut in Jigeradorff Gel 16ä7 beim '); en 
anderes id Uohaäorf, du 1674 beimgefaUen war, wurde 1675 neo- 
veierbt *). Daj Beetreben der Piinten ging daraof hinan», die 
Haonlebogüter zu beaeitigeo. Ein vorzügliches liittel war UtBei 
dnrt^ den UeimiaU an die Hand gt^ben, indem entweder da» 
Gut nicht wieder vergabt oder als Erbzinsgut au^etam wurde 
Ein aolclier Fall trat in Ölknitz *) ein. Dort war 1648 Äbrshan 
von IJelckendoni ohne ro&Dolicbe Leibeslebnaerben gestorben; aäi 
Gut, das im Dreilngjäbrigea Kriege sehr gelitten hatte, war dabcf 
beinigefallen. 16&1 tat es Herzog Friedrich Wilhelm an JofaaoE 
Fischer, PDarrer zu Kothenetein erblich aus. Es worden ihn 
261 Acker Feld uud 9^ Acker Wiese „als ein freyes Erb-Gatli'' 
gegeben. Der Herzog benahm „Ihnen auch deswegen die qvalitäl 
des Mannlebeus, und geben Ihnen hingegen die Natur des Erbes, 
also das Käufiier auch seine Erben, die Städte nndt Wohnung;, 
Item diese Felder und Wiesen, als Eigenthumb pofsediren, ver 
kaufen, vertauschen, und andere actus dominü, damit verrichua 
können und m<%en. Doch soll Er und Sie, auch künftige Besitzer 
dieselben, vom Ambt Leuchtenburgk zur Lehn tragen, auch er 
Torizo sowohl künftige PoBsesBorea bei Erbfallen mit der Lehn- 
wahr davon zwar verschont bleiben, bei vorgebenden Kauff- und 
Tausch-actibns aber, auch, de diese G-iiter per donationem, testamen- 
tum, oder sonsten titulo lucrativo entweder conjunctim oder separatim, 
vf ein oder den andern, devolviret werden sollen, unss in recognitioneni 
dominü dem Ämbte das Lehngeld, nach dem Kauffe, Tausche oder 
damahligen Werthe derselben entrichtet werden." An Abgaben 
hatte das Gut zu geben 14 ä. Erbzlns ins Amt und vcrschiedeoe 
fixierte Zehnten an den P&rrer und Schulmeister, „sunst aber 
von allen ft-ohn, Steuer und Anlagen gänzlich befrejet bleiben". 
Aulserdem bekam es das Recht, „jhärlicb 6 scheffel irej darauf 
abzubrauen". Die rechtliche SteUung dieses Erbzinsgutes war 



1) LA. CL Xlll H* Nr. 45. 

2) LA. Cl. Xm E>> Nr. 40; es wurde wahncheinlicb sl» Erbünn^ 
auigetui. 

3) LA. CL XIII H* Nr. 47. 
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^so eine sehr eigenartige. Weit der LandeefUnt diese privilegierteii 
-Güter zu erdrücken strebte, wurde das Mamilebngut in ein 
£rbziDBgut verwandelt, dem man gleichwohl einige Privil^en za- 
^Btefaen muTete, damit ee nicht wüst lie^n bheb. Der seltene 
Fall, dafs ein Mannlehngut zu einem Rittergut aufsteigt, findet üch 
bei dem Mannlebngut Qtiirla, dem 1695 die Qualität des Mann- 
lehene genomraeu und die eines Mann- und Weiberlebens gegeben 
wurde '). 

Der Landstrich an der Saale, der schon im Mannlehngut 
-einen Unterecbied von dem Gebiete an der PleiTae zeigte, wies noch 
«ine weitere Eigenart auf. Es waren die Sattelhöle, Siedelhöfe, 
iiisweilen auch „freye Siedolhöfe" genannt. Auch sie waren in 
ihrer Verbreitung beschränkt, nicht auf jedes Dorf kam ein Siedel- 
ihof ; indem sie sich durch einzelne dingliche Privilegien auszeichne- 
ten, standen sie weit über der grofsen Masse der Bauerngüter. 
Ihie Stellung täfst sich im wesentlichen dahin charakterisieren, dafs 
«ie als gering privilegierte Güter eine Zwischen Stellung zwischen 
•den gröfseren Bauemgiitem und den Rittergütern einnahmen. Der 
Siedelhof war die Ausstattung eines deutschen Ministerialen im 
«roberten Lande zu seinem Unterhalt '*). In vielen Punkten glichen 
sie völlig den Mannlehnen-, das Unterscheidungsmerkmal bestuid 
-darin, dafs das Erbrecht an den Siedelhöfen nicht so beschränkt 
war, wie bei den Mannlehngütern. Die Hufenanzabl war ver- 
schieden, da sie sich nach dem Ertrag des Bodens richtete. In- 
-dem der Ministeriale sich stetig in seinem Range und seiner sozialen 
-Stellung hob, stieg naturgeroäfs auch sein Besitz. So geschah es 
bei der Umbildung der agrarischen Zustände am Ende des Mittel- 
alters, dafs sich die Sattelböfe, die aus Siedelhöfen im Lande der 
hörigen Slaven hervorgegangen waren, zu Rittergütern umgestalteten. 
Es ist daher kein Wunder, wenn unsere Quellen, die frühestens 
AUS dem 16. Jahrhundert stammen, sie nur spärlich erwähnen. 
Schwierig, wenn nicht ganz unmöglich ist es, eine zahlenmäfeige 
Feststellung der Siedelhöfe zu geben. Leichter und wirtschafts- 
gescliichtlich interessanter ist es, die Weiterent Wickelung zu ver- 
folgen. Da sich die Siedelhöfe durchgängig im Westkreis finden, ao 
unterstützt ihre Verbreitung die Einkreisungstheorie Leos. Die 

1) CA AEa. Kap IV, lue 8, Nr. 1. 

2) Zur Etymologie des Wortes vgl, Waitr, VerfassuDgBgeschichte V, 

S. 513. 
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Siedelhöfe finden sich im Westkreis, wo die Saalegrenze daa Deutsch- 
tum sicherte und die Siedelhöfe an ihr einen Rückhalt fanden. 
Im Ostkreis treten sie nicht auf, weil nach der Einkreisung der 
Slaven die Burgwarde zu Zentralstellen deutschen Lebens wurden, 
die einen festeren Stutzpunkt als die einzelnen, verstreuten Siedel- 
höfe gewährten. 

Noch 1647 gab es zu Beutelsdorf einen Siedelhof ^). Hans 
Klepper, der ihn erkauft hatte, beschwerte sich darüber, dafs die 
Gemeinde ihm, obwohl es ein Lehngut sei, zumute: „das per 
quota zur Pfingstku, -schaff Land unnd trancksteuer zu geben". 
Die Siedelhöfe sahen sich von allen G^meindelasten ezempt an und 
hielten an ihrer Sonderstellung fest. Gewöhnlich stand ihnen das 
Privileg der Steuerfreiheit zu , wie es von dem zu Ältendorf bei 
Kahia *) bezeugt ist. Selten kamen in einem Dorfe zwei Siedel- 
höfe nebeneinander vor, wie in LöbschUtz °), die in ihrer recht- 
hchen Qualität schon herabgedrückt waren, denn ein jeder zahlte 
jährlich 8 gl. Erbzins. Ebenso wie die Mannlehngüter strebten 
die Fürsten auch die Siedelhöfe zu beseitigen. £iner Weiter- 
entwickelung solcher gering privilegierter Güter zu Bittergütern 
standen sie mifagünstig gegenüber. Wie sich die Verhältnisse tat- 
sächlich gestalteten, läfst sich aus den vorli^enden Akten nicht 
erkennen. Der Name selbst ist von 1 700 ab völlig verschwunden. 

Unterschieden von den ErbzinsgUtem waren die schlichten 
Zinsgüter, an denen den Bauern das volle Eigentum zustand, wenn 
auch Zinsen und Dienste daran hafteten. Alle diese Forderungen 
der Grund- und Qerichtsherren haben nur die Eigenschaft von 
Reallasten, daher steht jedem Besitzer das Recht der freien Ver- 
fügung über das Gut unter Lebenden und auf Todesfall zu. Sie 
werden nicht wie die Erbzinsgüter nach der Emphyteuse beurteilt 
nnd können nicht wegen rückständiger Zinsen eingezogen werden. 
Im Zweifel wird von den Konstitutionen die Qualität eines schlichten 
Zinsgutes, bona censitica, nicht die eines Erbzinagutes vermutet *). 
An diese kursächsische Gewohnheit schlofs man sich nur dann an, 
wenn die bona censitica von Lehngelderzahlung befreit waren. 
Lehngetd Verbindlichkeit ist kein Unterscheidungsmerkmal zwischen 

1) LA. Cl. XIII Hl» Nr. 47. 

2) LA, Cl. XIV A. Nr. 204*. 

3) CA., A.E., Kap. XII, loc. 39, Nr. 20. 

4) P. II, Conat XXXIE; Heimbach § 355. 
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Zinnat und Erbzinsgul. Auch die Zinegüter zahlen Lehngelder. 
In Untergneoa befanden sieh zwei „Amtßzinsgüter", die seit 1543, 
wo sie von denen von Meusebach ertauscht worden waren, lehn- 
gelderfrei waren '). Durch die Lehngeld er Verpflichtung vieler Zins- 
guter war ein Mittel gegeben, ihre rechtliche Qualität herab- 
zudrücken. TatBächlich sanken in der Folge viele Zinsgliter zu 
Erbzinsgütem herab '). 

Von geringerer Bedeutung sind fiir unser Gebiet Erbpacht- 
guter, die erst das spätere sächsische Recht ^) kannte, während sie 
den Konstitutionen selbst fremd waren. Die Erbpacht ist die 
Überlassung eines Grundstückes durch den Eigentümer zur erb- 
lichen und veräufser liehen Nutzung an den Pächter gegen Ver- 
pflichtung gewisser Leistungen, die ursprünglich Naturalien und 
Dienste, später Oeldrenten waren, Die Pacht wurde auf das Grund- 
stück meist für ewige Zeiten geschlagen, im Gegensatz zur Zeit- 
pacht von 1 — 33 Jahren. Nicht selten waren es nur kleinere 
Stücke, einzelne Acker, die auf diese Weise in Pacht gegeben 
wurden. Die Pachtsumme roufste zu bestimmten Terminen, gewöhn- 
lich Martini oder Michaelis, abgeliefert werden. Solange die Erb- 
pacht richtig abgeführt wurde, übte der Erbpächter die vorzüg- 
lichsten Rechte des Eigentümers unwiderruflich aus. Die Besitzer 
zogen alle Nutzungen, trugen aber auch alle Lasten. Durch Ver- 
erbung oder Veräulserung konnten sie ihre Rechte anderen über- 
tragen. 

§ 3. Der Lafsbesitz. 

Den beiden erblichen Besitzrechten, an denen dem Besitzer 
dominium directum et utile *) zusteht oder doch wenigstens das 
letztere, werden von den Konstitutionen die Laisgüter gegenüber- 
gestellt, ,,dle sie ex titulo locati et conducti haben" ''). Das Vor- 
kommen von Laf^ütern als selbständige wirtschaftliche Einheiten 
ist für Altenburg nirgends in den Akten bezeugt. Wir können 
uns der Ansicht Schutzes anscbliefsen, der für die Lal^üter Kur- 



1) CA , A.ßÄ., Kap. IV, loc. 8, Nr. 7. 

2) Nach der altenburgiachen ProM&ordnung Toa 1704, P. I., Kap. 17, 
i, 17, bedurften sogar VerpfäDdongen BcUichter Zinsgüter der EiDwUligong 
9 Lebnbemi, d. b. des Lebogeldberecbtigtea. 

3) Heimbach, § 356, 3 und 4. 

4) P. II, Conat. XXXIX. 
fi) P. II, CoDBt. XL. 
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sachsenB, soweit sie auf den ältesten Anbau zurückgeben, eine Um- 
waodelung in Erbzinagüter annimmt, „die etwa in der zweiten 
Hälile des 13. Jabrbunderts begann und während des 14. und 
15- Jahrhunderts fast durchweg sich vollzogen zu haben scheint" '). 
Er findet fQr Kureachsen in den Erb- und Amterbtichero des aus- 
gehenden 16. und des 17- Jahrhunderts gleich wie wir für AIt«n- 
burg in den Steueranscblägen des 17- Jahrhunderts nur noch 
Wiesen und Weiden, Waldland und Heide als LafsstUcke genannt, 
zu denen hin und wieder einzelne Ackerparzellen treten '^y Von 
Baaerschaiten ^) oder von einzelnen Gliedern wurden sie als Bei- 
stUcke zu dem sonstigen Besitz hinzugepacbtet. Lafsbesitz ist also 
nur Zubehör zu einem Besitz, der erblich ausgetau ist Diese Bei- 
stücke, die vornehmlich im Saalekreis auftreten, sind hier identisch 
mit ledigem Feld d. h- Stücken, die walzend sind, zu keinem festen 
Qutskomplex gehören. Aller Lafsbesitz ist in Altenburg walzend, 
nicht aber sind alle walzenden Ländereien Lafsbesitz, denn, da edn 
festes Anerbenrecht noch nicht bestand, treten Trennstücke aus 
einzelnen Qütem auf. Während sich das Anerbenrecht gewoho- 
heitsmäfsig im Ostkreis bildete, überwog im Weatkreis die freie 
Teilbarkeit. Hervorgerufen war sie vornehmlich durch das Ein- 
dringen des fränkischen Erbrechtes, das in dem weitaus gröfsten 
Teile Thüringens herrschend, ein Erbrecht aller Kinder am väter- 
lichen Erbe kannte. Dieser Gedanke, der als der gerechtere er- 
schien, erfafste immer weitere Kreise. Die Leute bedachten aber 
nicht, dafs mit der freien Vererbbarkeit eine Schwächung der 
bänerlichen Existenz eintrat, die zu unrentablen Zwergwirtschaften 
führte. Ein grofser Teil der Bauern des Westens waren schon 
keine Bauern mehr ; da der ererbte väterliche Besitz nicht genügte, 
80 kam ihnen eine Ausstattung mit lassitiscbem Besitz gelegen. 

Durch die Inhaberschaft von Lafsgut wurde der persönliche 
Becbtsstand der Bauern keineswegs beeinträchtigt. Sie standen in 
keinem engeren Verhältnis zum Eigentümer des LaTsgutea als zu dem 
des Erbzinsgutes; häufig war der Eigentümer des Lafsgutes weder 
Grundherr noch Oerichtsherr des betreffenden Bauern. Mit dem 
Lafsbemtz ist stets Zins- und Dienstpäichtigkeit verbunden. Bei 

1) Schulze, Kolon- und Gennan, S- 217/218. 

2) Schulze a. a. O,, S. 218. 

3) 1 fl. Laläzins „von ezlichen Leidenn" zahlte die Qetneinde Thier- 
schneck, CA., AE., Kap. Xt. loc. 39, Nr. 20. 
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dem geringen Material läTst sich nicht erkennen, ob „freie Lafs- 
güter", die keine Zins- und Dienatpflichtigkeit nach sich äehen, 
vorhanden aind. Da selbständige lassitische Wirtschaften nicht vor- 
koramen, so kann von einem Lassitenatand nicht geredet werden. 

Bei der geringen Bedentung des Lafegates in Ältenburg eind 
die darauf bezüglichen Bestimmungen der Konstitutionen nicht 
rezipiert worden. Da die alten burgische Gesetzgebung keine Be- 
stimmangen über sie traf, so erfolgte ihre Behandlung und Be* 
urteilung nach dem Gewohnheitsrecht. Dieses sab sie als &ei 
veräufserlich an, und jedes einzelne Stück wurde besonders 
besteuert. Nicht allein Verkauf, auch Vertauschung war ge- 
stattet '). 

Den Lafsbesitz erkannte man unschwer an seiner Lage. Die 
Erbzins- und Lehnhufen lagen in einer Flur, die Lafsfelder aber 
aufserhalb der Dorfflur in der Mark, meist in der Nähe des Waldes. 

Häusler, die kein Feld besitzen, haben Lafsgut angenomiaen ; 
so heifst es „7 gl- Frbzins vom Hause, 1 fl. 13 gl. 6 ^ vom 
Lafaguthe". Eine eigenartige Vertauscbung von E^bzinsgut und 
Lafsgut fand in Kloster Lausnitz statt. Dort hatte ein Haus 
„keine Zinsen, weil das Häuslein auffdas stückig lafsgutb gebauet 
ist, den wegen Ihres Mannes, weil Er SchuUmeister gewesen, 
hette er ein Qärtlein vom Closter Guthe zu gebrauchen gehabt, 
aber e» müssen abtreten, vnd dargegen Ihnen das wüste flecklein 
platz eingeraumbet vnnd das bäuslein darauff gebauet worden"'). 

Für die Nutzung des Lafsgutes mufs ein höherer Zins ge- 
zahlt werden, als fiir die Überlassung von Erbe. In Kiengel gilt 
als Normalsatz für 1 öcbeffel Lafsfeld I6f>0 10 gl. 6 ^ Lafszini, 
während für den gleichen Scheffel Feld, der zu Erbzinsrecht aus- 
getan ist, nur 8 gl. 6 ^ Erbzins gezahlt wird ^). 

Durch den Krieg hatten viele Gemeinden so gelitten, dafs sie den 
höheren Lafszins nicht zahlen konnten. Als das Dorf Aubitz *) 
1643 niedei^ebrannt war, baten die überlebenden 6 Wirte um 

1) Bei dem Dorfe Gleiua heibt es: „Was a,ber ad IftCsgüthern, ho da 
einzeln verkaufft oder vertauscht werden mögen, vorhaDden, ist unter dts 
Besitzera Nahmen absonderlich bemerckt." OStA. Amt Orlamüode tföl, 
Ritterachaft Nr. 4. 

2) OStA., Amt Eisenherg lt>52, Nr. 2i>, S. 426. 

3) Ebenda S. 540. 

4) CA., ÄE., Kap. XI, loc. 39, Nr. 21. 
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EfkJs gewilut. „bt uicb ber iiurluLAli^cr ■■->■>. 1mm*— . kjiegt 
ruebea Zott, Vodt BUi^lDd«n VmtuLs oicLt mü^iicfa, du Sie dk 
feld«r TmtM Doff ntd Ihre FJsr, fesciive^ oeiiii den etwas cst- 
legenm Platz biniulira ^«nierElidi bnocboi k^'unen. ««0 dendbe 
■it ammrodan^ des dnof iKrcfa «ebeiideD GeEtriadn md aadi 
Bttageliideii Düngen, weÜD es haogiig fetd ist, ^ gro&es < 



Obwohl der Ld&J>e»tE jedeneit vom EieeatöiBer 
werden konole, so fand aoe laUächiiche Einäehni^ doch niir 
aehen «(alt Es vererbte eich das I^Veld vom Vater auf d«a 
IJobo, und die iMbqaaMxit eotscbwand aJlmählich do- Kenntnk. 
War da« LA&gnt 33 Jahre ge^en «oeo gteichmäTs^en Zins be- 
e eaa cp w<wdeo, ao hatte es eich anmiitdbar in Eahe verwandelt 
Die VererhoDg wird aasgedrückt durch die Worte „ WefelderfaziBS 
oder erblarBzios". 

Eine Verwandlung von Lafsgnt in flrbe ist nicht bescmdefs 
■diwieTig. Hans Plötner hatte 1d74 beim Tode eänes Vatat 
deaaen Erbzioegnt zu Hermsdorf' ) aogeD<HDineo. Dazu gehörte 
eine Wiete in Enteradorf, die jährlich 15 gL I^afsnn» ins ätifi 
Boda zu entrichten hatte, nnd die er vererbt haben möchte. • Gegen 
Entrichtung von U\ ä. Lehngeld wird „diese Wiese erbU<Jtea ge- 
liehen, zugeschrieben und geeignet, auch iedeamabl wenn solche 
aUeoirt, verkauffi oder verändert wird, im Stiffte in die Ldm so 
nehmen, das I>ebDgeld und anders zu entrichten, und darvon 
1& gi Erb Zinb jährliche» ins Stifii Roda zu entrichten". Als 
Hauptgrund zur Vererbung wird angef&hrt, dals diese Wiee^ weil 
der Vat«' sie schon mehr als 33 Jahre besessen habe, „vor Erbe, 
den Lftfsgnth zu achten sä". 

Wie gering der rechtliche Uoterschied von Erbziosgut und 
Lafsfeld war, zeigt der folgende Fall. EViedrich von Hilkan 
brachte J668 vor, dab er 1661 mn „stuck ledigen feldes, welches 
laatguth und niemals steuerbar gewesen", gekauft and jetzt an 
Peter Wolff verkauft habe. Eigenartig ist die Behauptung, dala 
das LA&gut steuerfrd gewesen sei, während tatsächlich das Sleuer- 

1) CA., ABa., Kap. IV, loc. 9, Nr. 24. 
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quantuD) auf jedem einzelnen StUeke lag. Jetzt hatte man die 
Steuer abverlangt, „do doch iu keiner Revision zu finden sein 
wirdt, dafs dieeea Stück und dergleichen so Laaeguth steuerhar 
were". IndesBen die Kammer unterBuchte, und da es „kein 
Lalsguth, sondern Erb Zine Guth, auch letzt wieder angebauet 
und nicht caduc ist, bo lassen wir es bei der Steuer der 3 ^ von 
einem Acker bewenden". Die Steuer war nur solange nicht ge- 
zahlt wurden, aU das Feld wüste lag. Mit dem Anbau wurde 
sie wieder gangbar. LaTsgut war im Gegensatz zum Erbzinsgut 
nicht lehngelderpfiichtig ; da aber das Feld Erbe war, hatten 
beide, Friedrich von Milkau wie Peter Wolff das heim Kanfe 
nicht gezahlte Lehngeld zu entrichten '). 

§ 4. Ergebnis. 
In bezug auf die bäuerlichen Besitzrechte zeigen die beiden 
Teile des altenburger Landes Verschiedenheiten. Die fruchtbare 
Plelfsenebene weist fast nur Erbzinsgüter und schlichte Zinsgüter 
auf, nur itir das Amt Runoeburg treten MaunlehengUter als Erh- 
richtergüter auf. Im Westen zeigte sich eine gröfsere Zersplitte- 
rung des Grundbesitzes. Auch dort bilden die Hauptmasse der 
Oüter Erbzln^üter, zu denen Einsprengungen von Mannlehnen 
und Siedelhöfen hinzukommen. Als Beistücke- treten Lafsfelder 
&u.i, deren Tendenz auf Umwandlung in Erbe gerichtet ist. 



Zweites Kapitel. 
Sie bänerlicken Lasten. 
§ ]. Ursachen und Umfang der Fronpfllchtigkeit. 
Die Notwendigkeit der Frondienste war durch die Zeitver- 
faältnlsse gegeben. Da der Fürst und seine Vasallen ihre Güter 
flelbst bewirtschafteten, so war die Notwendigkeit, genügend Ar- 
beitskrälte zu besitzen, ein Grund der Einrichtung der Fron- 
dienste. Neben diesem inneren Anlafse existierten zahlreiche äufsere 
Veran lassu ngen . 

Alle Uberordnungs Verhältnisse wie Grund-, Gerichts- und Leib- 
herrschaft zogen Frondienste nach sich. Die gröfste Wirkung 
«rzielte die Gerichtsherrschaft, weil sie mit ihren richterlichen 

1) LA., Cl. XIII Gi' Nr. 21. 
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Befu^ieseD den MenBchen ganz erfafste. äe nötigte alle die tar 
ArbeitsleietuDg, die kraft eines persÖnlicheD Abb&ngigkeitsverblUt- 
nlsBee in der Zeit ä&r Eoloniaierung nieht dazu hatten gezwongem 
«erden können. 

Die gerichtaherrlicheD Fronen tr^en den Charakter einer 
Steuer, die dem Qerichtsherm ak Beitrag zu den Verwaltungs- 
koflten seines Gerichtabezirkes, dem Landesberrn zur Verwaltung^ 
des gesamten Staatsgebietes und zur Sicherang g^en Angnfib 
Ton aufsen gewährt wurde. 

Die Höhe der DienBtpflicbt richtete sich zunächst nach der 
wirtsohaiUicben Fähigkeit der Einzelperson. Da sich aber das. 
Vermögen des einzelnen in jener frühen naturalwirtschaftlichen 
Zeit nieht anders äufsem konnte ah im Grund und Boden, so 
wurde die Dienstpflicht nicht ^b Xieistung des einzelnen als solchen, 
sondern als eine dingliche Last, eine Reallast des Grund und 
Bodens, den der Fronpflichtige bewirtschaftete, angesehen. 

Diese Radizierung der Fronpflicht auf den Grund und Boden 
konnte nicht erfolgen, solange das Geftlhl der persönlichen Ab- 
hängigkeit des Pflichtigen vom Herrn noch nicht erloschen war. 
Indem die Pronverbindlicbkeit als Reallast in unserem Gebiete- 
aufgefafst wurde, war die Leibherrschaft bis auf geringe Spuren 
gänzlicb verschwunden. 

Ursprünghch waren die Fronen ungemessen; aber in der 
PraxiB waren sie gemessen. Es bestand ein patriarcbaliacbes Ver- 
hältnis zwischen Herr und Knecht. Die Fronen und Dienste- 
wurden verlangt, wenn sie gebraucht wurden; eine übermäfsige- 
und chikanierende Behandlung gab es nicht Im Laufe der Zeit 
bildeten sich die Verhältnisse um. Im Bauernkriege suchten dl& 
Bauern den übermäfsigen Druck abzuschütteln; auch die alten- 
burger Bauern wurden von dieser Bewegung mitergriflen. Ihr 
Ingrimm wandte sich vornehmlich gegen die Kirchen, die durch 
die Ausübung des Zehntrechtes den Bauern eine schwere Last 
aufbürdeten '). 

Durch den Bauernkrieg war der alte Zusammenhang, der 
zwischen Bauer und Herr bestand, gänzlich zerstört worden. An 
•eine Stelle trat der neue Gedanke von Herr und Untertan. Der 



1) Rirohengalerie des Herzogtnma Sachsen- Altenbarg, S. 
Jahrbücher tod Altenbnrg II, S. 31. 
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Herr stützte sich aaf die ihm gewährleisteten Rechte und verlangte 
die ungemeaaenen Dieaste. Er nahm wenig KQcksicht auf die 
Bauern; besonders dann forderte er die Fronen ein, wenn die 
Bauern ihre Arbeitskraft für ihr eigenes Gut selbst am nötigsten 
brauchten. Die Last der Dienstverpäichtung mag ein Beispiel 
zeigen. AU den Anspannern der Amter Leuehtenburg und Orla- 
münde 158& eine neue Frone angesonnen wurde: nämlich „2 
schock Rören von der h^de gegen ölkuitz an die Sahla fiirder- 
lichst" zu fahren gegen einen Fuhrlohn von 4i gl., da wendeten 
Bie sich an die fürstliche Herrschaft: „auf daz wir armen Leute 
der jezigen Neuerungen vnd Auflagen möchten verschont werden". 
Aus ihrer Bitte ergibt sich die Stärke der Fronbelastung: dafs 
ne „dreyen Heusern, als Leuchtenburgk , Wolffersdorff, Vndt 
Hommelshayn, Auch Forwerge vndt Scheffereyen, mit teglichen 
frohnen, gnugaam belegt seien, dergleichen wann Vnser gnediger 
Landes Herr, auch die Jeger herauss auf die heyde kommen, 
mit teglicher Frohne, als Habem, Brodtfaren, Vnd Andere mehr 
belestiget werden, auch ohne das durch Jahrlangk die Nez füren 
thun müssen, Undt uns Armen Leute, vff Vnsere guterr vber 
Winter Vndt Sommer, grofeer Vnuberwindlicher Schade, wegen 
dess geheufften Wildprets, geschieht vndt Zugefüget wirdt " Ferner 
haben sie „körn vndt haber holen müssen vnnd inn ober Amt 
jäbrUch 100 fl. gegeben als Frohngeldt, auf daz wir mit über- 
flüssig frohne vndt Neuerung Vnbeschweret bleiben sollen" '). 

Bie Fronpflichtigkeit des Bauern war eine Folge seines un- 
vollkommenen Besitzrechtes am Bauerngute. Die ehemalige Leib- 
berrschaft über den Bauern gibt keinen Beweis für die zu leistende 
Dieostpflicbi Alle rein persönlichen Abgaben, wie Besthaupt, 
GewandEall und Heiratsbeschränkungen sind gefallen. Verschwun- 
den sind auch alle ehemaligen Rasaenunteracbiede wie Standes- 
unterschiede innerhalb der bäuerlichen Bevölkerung. E^ine Nach- 
wirkung macht sich höchstens in einer Verschiedenheit des ding- 
lieben Rechts geltend. Jede Fronpäicht mufs, wenn sie nicht un- 
mittelbar auf gesetzlichen Vorschriften sich gründet, durch „ver- 
wehrte Gewohnheit oder aber sonderliche Facta und Vereinigungen 
dargethan"*) werden. Daher wird von jedem Fronherrn grofses 



1) CA., AK., Kap. XI, loc. 64, Nr. 34. 

2) P. II, CoDst. LI; vgl. Heese, AltKib. Privatrecht § 251. 
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Gewicht auf VerzeichniBae gelegt, die die Fronen und Dienste 
der Untertanen verzeichnen. Fronrezease und Erbregister spielen 
eine grolse KoUe. Neben sie tritt das Recht auf die Fronen darch 
Veijährung. Wenn die Frondienste 33 Jahre ohne Widerspruch 
geleistet worden aind, so sind sie zu einer Reallast geworden. 
„Hetten aber einer oder der andere Voserer Vasallen oder Öerichta- 
obrigkeit in ihren Gerichten solche Frohn Dienste herbracht, ver- 
mittelst welche ihre Unterthanen eine oder die andere Arbeit umb 
ein wenigers, als solche in dieser Ynserer Verordnung taxiret, oder 
üe wehren aolche gantz ohne Belohnung zu verrichten schuldig, 
so Bol es dabej allerdinga verbleiben" '). 

In bezug auf die Art der Leistung bestehen die Fronen 
aus ordentlichen und aus aufserordentlichen. Die ersteren werden 
alljährlich zum Besten der Landwirtschaft zu bestimmter Zeit 
geleistet, letztere nur in Notfällen. Zur Bestell- und Erntezeit 
wurde frühzeitig verboten, die Fronen von den Bauern zu be- 
gehren *), wenn es das Herkommen oder der Vertrag nicht anders 
bestimmte. 

Schliefslich scheiden sich die Dienste noch in gemessene und 
ungemessene. Kann der Berechtigte auf Grund von Verträgen 
ungemessene Dienste fordern, so ist es nur in Ansehung der Art 
der Dienste gestattet; hinsichtlich der Qualität darf er nur die 
landesüblichen Dienste verlangen *). Zu gemessenen Diensten sind 
die Bauern auch nur dann verpflichtet, wenn sie von der Herr- 
schaft KU gehöriger Zeit angesagt sind. Fröner, die nur an 
gewissen Tagen zu fronen haben, sollen nicht an anderen Tagen 
zur Frone herangezogen werden, ebensowenig wie die, die nur 
za einer bestimmten Art von Diensten verpflichtet sind, zu andern 
Dienstleistungen anzuhalten sind. Statt der wirklichen Fron- 
leistung kann ein Frongeld angeboten werden, dessen nähere 
Bestimmung durch einen Vertrag zwischen Berechtigten und Ver- 
pflichteten erfolgt. Ungemessene Dienste waren in Altenburg die 
Regel um IfiOO, noch 1650 berichtet der Steueranschlag von 
einem Dorfe an der Saale: „müssen thun was mahn ihnen heisst 
und kommen zu ieder zeit." 

1) LA., Cl. VIII Nr. 21. 

2) LO. 1589, Tit. XIX, 

3) Löbflf G>e»eh. der Landw. im altenb. Osterkncl, S. 85. 
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§ 2. Der Triftwzang. 
Neben der FronpBichtigkeit lastete der Triftzwang auf dem 
Bauern, denn er schmälerte nicht nur den Ertrag der Wiesen, son- 
dern machte eine geeignet« Benutzung der Acker unmöglich. In 
Niederleuptea beklagten sieh 1650 die Untertanen: „das ihr feld 
mehrern theils sehr schadthaffl: lege, indem nicht alleine 6 fahr- 
wege durch ihre wüsten felder gingen, sondern der schäffer mit 
seinen abhüten, drey mahl des Tages ihnen ebenfalls viel Schadens 
tethe '}." Besonders dann wurde der Triftzwang drückend, als 
man von der reinen Dreifelderwirtschaft abgehen und das Brach- 
feld nutzen wollte. Stets mufate der Bauer deu dritten Teil seines 
Ackerbesitzes zur Hutung für das herrschaftliche oder das Ge- 
«neindevieb bereithalten. Bis spät ins Frühjahr konnte der Quta- 
berr sein Vieh auf deu bäuerhchen Feldern weiden lassen. Wurde 
die herrschaftliche Schäferei aufgehoben, so verlangte man von 
den triftleidenden Bauern ein jährliches „Trifft Geld". Nachdem 
in ßonneburg 1703 die „Vererbung" der fürstlichen Vorwerks- 
güter erfolgt war, zog man im tblgenden Jahre die Schäferei ein, 
und es wurde „insonderheit wegen der eingezogenen Schäfferey 
jedwedem Dorfe ein gewisses Trifft Geld dafür auferleget, zu- 
mahlen ihnen dadurch kein neues onus auffgebtirdet, sondern nur 
«in aeqvivalenl vor die sonst in natura zu leiden schuldig gewe- 
sene Trifft abgefordert wird ^)". 

Da das Vieh sich bisweilen auf Felder verirrte, die nicht 
triftleidend waren — bei Strafe der PlUndung war es verboten — 
80 zäunte die Gemeinde Sfeinsdorff') 1672 ihre Felder ein. 
Die Gattung des Viehes und die Gröfse des Auftriebes richtete 
eich nach dem Herkommen oder Vertrag. Im Zweifelsfalle darf 
der Berechtigte nur so viel Vieh auf die Weide bringen, als 
er mit dem von dem berechtigten Grundstück gewonnenen Futter 
überwintern kann. Mitunter ist die Zahl dfes Viehes auf die 
Hute radiziert. Die gewöhnliche Zeit des Aufganges ist Alt- 
michaehstag. Stoppelfelder stehen der Trift offen, sobald die 
Früchte weggebracht sind. Lehden können jederzeit behütet 
werden; es ist sogar verboten, „Laiden, die etzliche Jahr vnd 

•1) OStA., Amt Allenburg Nr. 13. (3. Reuten 1651). 

2) LA., Cl. Xlir D* Nr. 9, Band 2. 

3) LA., Cl. XIV A Nr. 52. 
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bis in verwerte zeit zu Vibctriffteu und hutweiden gebrauchet ')'% 
ohne obrigkeithebe Erlaubnis umzurejssen. 

§ 'd. Zehnten und Erbzinsen. 
Jede Bauernklasee hatte ihre eigentUmhchen Fronen uod 
IMenste. Daneben gab es noch Lasten, die den Steuern gleicb 
von allen zu entrichten waren. Dahin gehörte der geistliche 
Zehnte, dem ursprUnghch alles Ackerland unterworfen war. & 
war eine Abgabe zur Unterhaltung der kirchlichen Einrichtungen '). 
Der Zehnte ist Beinern Wesen nach Ertragszehnt und mne Na- 
turalabgabe, die von den KomfrUchten entrichtet wurde. In spilterer 
Zeit ergriff er auch die Oartenfrüchte '), und selbst das Gras der 
Wiesen und der Brache wurde zehntpBichtig. Als Blatzebnt 
muiste er vom Viehbestand entrichtet werden. Früh wurde er 
wegen der Unbequemlichkeit der Erhebung in eine feste ÖeU- 
abgabe, in den fixierten Zehnt verwandelt. Für den Pfarrer und 
Schulmeister, deren Einkommen meist nur aus Zehntberechtigungen 
bestand, war die Einsammlung des Zehnten sehr mühselig. Da- 
mit sie nicht betrogen wurden, stand ihnen frei, bei einer belie- 
bigen Garbe die Zählung zu beginnen, nur durften sie die ein- 
mal gewählte Reihenfolge nicht verlassen. In Cosma wUnschten 
die Bauern 1&45 eine Verwandlung des Naturalzehnten in ein« 
Geldabgabe. Der Pfarrer war es wohl zufrieden, dafür zeugua 
seine Worte: „So hab ich propter concordiam et pacem das Geld 
von Ihnn genommen, angesehen das sonst Nimmermehr Friede 
zwiecben uns worden wer, den ich hatte grofse labores, wenn die 
Emdenn kam, das weis Gott, so stigenn mir alle meine Haar» 
gen Berge, denn ich mufste stets früh, wenn der Himmel graut, 
im Felde sein, und auf dem abende nach der Sonnen Niedergang- 
auch Im Felde verharren, dennoch wenn Ich weg kam, fürtten 
sie erst ein und einer unter ihn Drasch mir mein Zehnden im 
Felde aus *)". Lange hielt sich der Naturalzehnt im Amte Rönne- 
bürg, dort gaben ihn noch 1650 alle Amtsdörfer '). In Etzdoif 



1) LO. 1589, Tit. XXIX. 

2) Kirchengalerte S. 28, S. 283. 

a) lllsitz zehodete Tau allen frücht«D. OStA. Amt Altenburg 1661, Nf.1i 

4) Eirchengaterie S. 229. 

5) OStA. Amt Bonnebarg 1652, Nr. 2. 
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"war der Zehnte auf die Hnfe gelegt; eine jede gab dem Pfarrer 
„eine Mandel Korn, eine Mandel Haffer vnd i/, echefiTel Gerste 
Jährlich ')". Weit geringer war der auf die Hufe radizierte Zehnt 
in Schmörschwitz '), wo der Pfarrer zu Hohendorf von jeder Hufe 
nur 3 maas Koro nnd der Schulmeister 6 garben erhielt. In 
Zeutsch *) gab ein Gut „dem Pfarrer entweder 18 «t oder den 
2ehnden vom Obat". In Ältenburg hatte ein zweispänniges ÄUB- 
spanngut von 25 Acker Feld 44i Schock Ko^en, 3 Mandeln bis 
1 Schock Weizen, 1 Schock Gerate, 1 Schock Hafer, '/j Schock 
Erbsen und 1 Mandel Wicken als Zehnt durchschnittlich abzugeben '). 

Änch die Landesordnung von 1589 *) bestimmte, dafs den 
Pfarrern „ihr getreidig, Zinfs vnd Decem, an Tntüglichem geü-eide 
gereicht" würde, dafs „ein jeder, wes Standes der sey, vnd den 
Priestern, Kirchen, vnnd Schulen dienern, etwas zu reichen schuldig, 
jnen dasselbige zu rechter zeit, auch an reinem getreide, so gut 
es jnen erwechset, jarlich vnvermindert geben soll". 

Neben der Kirche besafs auch mancher Grundherr die Zehnt- 
berechtigung. Im Amte Ronneburg liefs der Landesherr durch 
den Landrichter den Zehnten einziehen '). 

Durch die Reformation war nämlich der Zehnte, der an das 
Kloster Bosau gegeben wurde, der „Posauer Sackzehnd"*) an 
den Landesfilrsten gekommen. Die Gemeinden Vollmershein, 
Wetteiswalde, lahnichswalde, Heckewalde hatten „solchen Ihren 
antheil des Decems vff ein mahl zu erwehntem ampt, vnd uf 
dessen Kornboden zu liefern". Seit 1600 war er nicht mehr ge- 
liefert worden, da „in ihren Fluhren wenig von gutben Korn, 
sondern meistentheile drespen erwechst". Um das Recht nicht ganz 
ungenutzt zu lassen, gestattete Herzog Johann Philipp 1618 „hin- 
führo guthenn tüchtigen baber für das geringe kom oder drespenn" 
zu geben. 

Der £rbziiis, der früher nur das Erkennungszeichen des Erb- 
zinsgutes war, verlor diese ausschliefshehe Eigenschaft und wurde 
zu einer steuerähnlicheo Abgabe. Jedes neuerbante Haus wurde 

1) 03tA. Amt Eisenberg 1650, Nr. 2i>, 3. 62, S. lOS*. 

2) CetÄ. Amt Orlamünde 1651, Nr. 5. 

3) Lobe, Geech. der Ld<r. im altenb. OsterUad, S, 65. 

4) LO. 1589, Tit. IX. 

6) CA. ARg., Ksp. IV, loc. 10, Nr. 2. 
6) CA. AEg , Kap. IV, loc, 10, Nr, 3. 
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mit einem ieaten jährlichen Erhzine belegt. Für die Anlegung 
einer ölmOble an der Räude wurden jährlich 2 ä. Erbzine ge- 
zahlt ^). Selbst den Sattelhöfen wurde der Erbzina abverlangt; 
die Sattelhöfe zu LöbBchUtz entrichteten jährlich 6 gl. Erbzins ^). 
Mitte des 18. Jahrhunderts ist der alte Begriff zwar noch vor- 
handen, aber völlig verdrängt von dem neuen, der den Erbzins 
als das zu Geld gesetzte Äquivalent für irgendeine Leistung an- 
sah. Um sich von der Verpäichtung der Aufnahme von Delin- 
quenten zu befreien, zahlten 1753 2 Häusler zu Bremsnitz jährl. 
„5 gl. als einen Erbzins"*). 

Die Naturalzineen mufsten zu Michaelis und Walporgia ent- 
richtet werden. Da oft schlechtes Zinsgetreide gegeben wurde, 
Bo bestimmte die Landesordnung von 1589: „dafs die Zinslente 
das Zinsgetreide geben sollen, wie es erwachset, oder wie sie es 
selbst gebrauchen und ums Geld verkaufen". Bei Strafe des 
doppelten Zinses war es verboten, dem Berechtigten schlechtes 
Getreide zu reichen. Die verschiedenartigsten Frodakte wurden 
als Zins gegeben, neben Getreide „Fastnachtshühner, Michels- 
htthner, Eyger, Vntzlitt, Wachs und Wagenschmier, 2 feslein hier 
tauttenhein Ihei-lichen ". Da die Zinsen aus grundherrlichen Be- 
rechtigungen hervorgegangen waren, waren sie an den Lehnherm 
zu zahlen. Sie waren in sich ebenso verschieden wie die Fronen, 
nur hatte sich nicht für jede bäuerliche Klasse eine typische Zins- 
abgabe ausgebildet. Die Zinsen waren genau fixiert; eine Ab- 
lösung wurde kaum verlangt, weil sie die Bauern nur wenig 
drückten, indem sie seine Arbeitskraft nicht beanspruchten. 

Im Amt Roda wurde Messegetreide gegeben, nicht weil es 
eine ursprünglich kirchliche Abgabe war, sondern weil es zu Licht- 
mefs abgehefert wurde. 

Zum Unterhalt des fürstlichen Hoflagers hatten die Unter- 
tanen „hufen haber"*) zu erschütten, der ihnen von den Amtern 
„altem herkommen nach, in biJlichem undt jedesmals bar" bezahlt 
wurde. Kur wer ihn seit undenklichen Zeiten gab, sollte ihn auch 
ferner weiter geben. Während des Krieges verwendete man ihn 
zur Verpflegung der durchmarschierenden Truppen. 

1) CA. AE. Kap. XII, loc. 40, Nr. 20. 

2) CA. AE., Kap. XII, loc. 39, Nr. 20. 

3) CA. ÄEa., Kap. IV, loc. 18, Nr. 11. 

4) LO. 1689, Tit. XXXn. 
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Einen Zins für die Triftgestattung bildete die Pfingstkuh, 
die ursprüngiich in natura ins Amt gegeben warde, später aber 
durch Geld abgelöst war. Zeutzsch zahlte 1650 jäbrlicb 7 gl. 
44 ^ „Pfingstkuhgeldt". 

§ 4. Abzug und Lehnwabre 
Von Wichtigkeit war auch der Abzug. Er beefand in einer 
einmaligen Leistung, die einen beträchtlichen Teil der fructus 
jurisdictionis bildete, und die für die Schwächung der Steuerkraft, 
welche der Wegzug eines Vermögens dem gerichtsherrlichen Gebiete 
zufügte, gegeben wurde. Darum war er keine spezdell bäuerliche 
Last, sondern lastete auch auf Bürgern und Adligen. Während 
diese aber in vielen Fällen Exemtion erlangten, ergriff er deo 
Bauernstand ausnahmslos. Der Abzug wurde erhoben, sobald 
Vermögen aus einem Amte ins andere oder ins Ausland „expor- 
tiert" wurde. Er wurde sogar erhoben, wenn das Vermögen aus 
dem ab Zugspflichtigen in einen abzugsfreien Ort desselben Amtes 
gebracht wurde, weil dann die Möglichkeit bestand, das Vermögen 
ohne Abzugsgeld ins Ausland zu bringen. Schon die Ordnung, 
so Herzog Ernst auffgericht von 1482 kennt ihn. Allerdings wird 
kein fester Prozentsatz vom abziehenden Vermögen erhoben, son- 
dern jeder Untertan, der sich „eynen andern Herren adder 
Junckern" sucht, soll „von eeynem Herrn, vnter dem er gesessen 
gewest, vnd von jhme zoghen, eyn kundschafft, dass er gUtlicb 
von yhme gescheyden ist, brengen". 

Die Höhe des Abzuges schwankte zwischen 5 und 10 "jo- 
Die Landesordnung von 1589 behandelt ihn überhaupt nicht 
„ Alldie weilen nun in diesem Fürsteothumb keine durchgängige 
Observanz diesfalls vorhanden, sondern darmit an einem orth anders 
als am andern gehalten wird" '), so soll für jeden Fall eine genaue 
Prüfung der Verhältnisse stattfinden '). 

Eine dem Abzüge ähnhehe Abgabe ist das Lehngeld, die 
Lehnware, insofern als sie keine regelmäfsige , sondern nur eine 
einmahge Al^abe ifit. Schon der Name Lehnware weist auf sie 
als eine uralte Einrichtung, die aus der Zeit der Naturalwirtschaft 

1) CA. AE-, Kap. XII, loc. 40, Nr. 1. 

2) Auch die LO. 1705, P. II, Kap. II, Tit. 2 läTat es „bey jedes Ortbs 
t>e8teiidig hergebrachter Gewohnheit": nur soll bei Bolchen Gerichten, die 
cereraalsB rerweigem, das BetflTsionsrecht gebraacht werden. 
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Btammt, bin. Die Laudemialpflicbt des einzelnen bestimmte sich 
nacb dem Herkommen oder Vertrag. Noch im 17- Jahrbundert 
■waren oinBclne Dörfer wie Nobitz ') von ibr nicht ergriffen. Zu 
dieser Zeit bestand das Lebngeld in der Summe Geldes, die dem 
Erbsinsberm für die Anüiahme und Beieihung des neuen Besitzers 
mit dem Oute zu zahlen war. Obwohl sie sieb nur auf die Erb- 
zinsgüter erstreckte, ergriff sie im Laufe der Zeit auch solche 
Oüter, an denen es gar keine Obereigentumsrechte zu wahren gab, 
wie an den schlichten ZinsgUtern. Die Höbe war durchaus ver- 
Bchieden. Während in Ronneburg 1584 jeder, „so etwas kaufft, 
es sey hoch oder niedrig 2 i" *) gab, forderten andere Lebn- 
herren 10 »/o, wozu noch ein Anzuggroschen vom Käufer und ein 
Abzuggroschen vom Verkäufer genommen wurde. Bisweilen wurde 
von Einheimischen ein niedrigeres Lehngeld als von Auswärtigen 
ertioben. In Grofscröbitc gaben 1616 Einheimische 5*/o. »^o aber 
ein frembder hinkaufft, von 20 fl. Zweene gülden Lehngeldt", also 
lü'/o'}- Um eine Ausbeutung der Untertanen zu verhüten, ver- 
ordnete die Landesordnung *), dafs Lehngeld zwar bei Kauf oder 
Tausch genommen werden kann, aber nur wenn er wirklich voll- 
zogen ist. Als normale Höbe gilt „von 20 Mfl. eyner". Beim 
Tode in herrschender oder dienender Hand war zur Anerkennung 
^es Ohereigentums nur ein Schreib Schilling zu geben. In der 
Praxis ging es gleichwohl vielfach anders zu. Man führte die 
verschiedenartigsten Unterschiede ein, so dafs nur das eigentliche 
Lebngeld b"!« betrug, die übrigen Abgaben oft ebenfalls bo viel. 
Für die Zuschreibung des Lehnsscheines bekam der Schreiber 
einen Schreibschilling als Trinkgeld. Die 3 Küehendörfer im Amt 
Eisenberg '') gaben nur einen Schreibschilling von 32 ^ , die 
Luschwitzer Untertanen zu Grofsstöhnitz von jedem Kopf 30 gl. 
Lehngeld. In dem MeusebacbischeD Gebiete in Roda war ein be- 
sonderes Siegelgeld übUcb. Einen Erbgulden zahlte man in Kahla 
Wenn auch das Lebngeld oft nicht besonders hoch schien, so 
wurde es doch drückend, wenn bei einem geringen Immobiliar- 
besitz viele Deszendenten als Erben hinterlassen waren ; noch wdt 

1) OStA. Amt Altenburg. Nr. 13. 

2) CA. ARg., Kap. IV, loc. 10, Nr. 1. 

3) CA. AK., Kap. V, loc. 19, Nr. 6. 

4) LO. 1589, Tit. XXIV. 

5) KöoigshofcD, WalpernbuQ, Thiemendorf. 
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mehr aher dann, wann der Erhiaetser dem Werte nach aobedwt- 
tende Lehnstücke unter Terscfaiedenea L^msbeliördeD hinterliefii, 
■die sämtlich ziir Erhebung einer £h-begebühr berechtig:t waren *)■ 
Den Erlab von Lehngeldem hielt LuÜier ßir unbedenklich, 
"Während ihm die Abschaffung der Fronen gefährlich enchien. 
AuB diesem Grunde erliefs Hildebrand von Einaiedel auf Ooimd- 
«teiu seinen Untertanen das Lehngeld statt der Fronen '). 



Drittes Kapitel 
Die bänerlioben Klassen. 
Indem, wie oben gezeigt, die Fronpflichtigkeit als Keallast 
bejiandelt wurde , hatte sie innerhalb des Bauernstandes eine 
Klasseneinteilung herbeigeführt, deren Grenzen zwar nicht fest, 
«ondern in den einzelnen Gegenden nur mehr oder weniger scharf 
durchgeführt waren. Die Gröfse des Besitztumea war bei dieser 
Einteilung das entscheidende, denn nach ihr richtete sieb die 
Gröfse der darauf haftenden Leistungen. Man unterschied die 
spanndlenstpäichtigen Kahrungen, die in der Regel alle spann- 
lähigen umfafsten und zunächst die ausschliefsliche Spannbaltungs- 
4)erechtiguDg besafsen, von den nicht spanndiens^flichdgen, die 
nur zu Handdiensten verpflichtet waren. 

§ 1. Anspanner. 
Die spanndienstleistenden Ackernahrungen werden in den 
äteueranschlägen als „Pferdtefrohngüther, Pferdtegüther, Frohn- 
güther, BawergUther oder Lehn" *) bezeichnet. Im Amt Altenburg 
mit dem fruchtbaren Lehmboden treten die meisten Pferdegüter 
^uf. Die fürstliche Kammer nennt sie Anspannguter, Spanngüter, 
weil sie mit Anspannung die Frone zu verrichten haben. Die 
Mindestgröfse ist nach der Tragfähigkeit des Bodens verschieden. 
In den fruchtbaren Gegenden gelten schon Güter von »/( Hufe 
als Anspanngüter. Das Wort Bauerngut wird mitunter als Mats- 

1) LA. Cl. Xm B» Nr, 25; Cl. XIII D« Nr. 28; Cl. XIH H« Nr. 'Ä, 
.30; CA. AA., Kap. XI, Im. 208*, Nr. 35. 

2) Kircbengalerie 3. 126. 

3) Der Ausdruck „lebn" findet eich Qur bei Folmerabtq'Q, [1. Reuten 1651]. 
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bezeiclmung gebraucht; so heifst es in Beervalde tod einem Hand- 
got „gilt vor ein halb Bauergut". Rechnet man die einzelnen 
Ackerstücke zusammen, so ist das Handgut 1 Hufe grofs. Eid 
normales Anspacngut ist mindesten 2 Hufen grofs. In Grols- 
stechau ist das Änspanngut 1 Hufe grofs. Der Besitzer eines 
Anspanngutes ist ein Anspanner, Bauer oder Vollbauer; die 
SteueranscblSge sagen: „ist ein Bawersmann" oder „nebret sich 
vom Ackerbau". 

Im Saalkreis gibt es nur wenige Anspanngüter. Einerseits 
hing es mit dem gebirgigen Boden zusammen, der die Landwirt- 
schaft erschweite, anderseits kannte das vorhandene Erbrecht 
kein Festhalten des geschlossenen Besitzes in den Händen der 
Familie. Nur in einzelnen Dörfern des Amtes Eisenberg scbeideik 
die SteueranBchläge zwischen Anspanngiltem und Handgiitem; 
meist faeifat es nur: „treibt die Bauemahrung" oder „hatt ein 
Hufenguth". In vielen Fällen genügte die Ackerwirtschaft nicht 
zum Lebensunterhalt; dann heifst ea „nebret sich vom Oütlein 
undt ist ein holzarbeiter" oder „nebret sich von der Pferdefuhre". 
Im Amte Eisenberg scheint als Miniraalgrfifse eines Bpannfähigen 
landwirtschaftlichen Betriebes ein Out Toa 14 Hufen zu gelten^ 
wenigstens heifst es dann: „nebret sich darauf". 

Der zum Spanngut gehörige Acker bat dieselbe rechtliche 
Qualität ia Altenburg; er ist „Erbe". Lafsbeeitz tritt nur selten 
als Wandelaeker bei einem Spanngut auf. Ledige Felder besitzen 
nach den Steueran schlagen die Anspanner des Amtes Altenburg^ 
und Konneburg nicht 

Die Qeschlossenheit der Anspanngüter liegt im Interesse der 
berechtigten Herrschaft, um den Hof zur Prästierung der Fron- 
leistungen kräftig zu erhalten. Stets sorgte man daiilr, dafs 
mindestens soviel Acker beim Gute bUeb, um die Haltung eines- 
Pferdes zu- ermöglichen. Als vollberechtigter Anspanner wurde 
nur der angesehen, der mindestens ein Gespann Pferde hielt. Im^ 
Interesse der fürstlichen Herrschaft wie der privaten Gutsherren 
lag es, die Güter ungeteilt forterben zu lassen. Gegen Ende de» 
16. Jahrhunderts wurde die Unteilbarkeit der FrongUter durch 
landesgesetzliche Bestimmungen geregelt, nachdem schon vorher 
die einzelnen Amter Verordnungen getroffen hatten. Die Landea- 
ordnuQg von 1&89 handelt in Tit. XX VIII von der „Yerentze- 
lunge der Güther"; damit gab sie den Anstofs zu dnem Bauern- 
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schätz. Als HaapigruDd des TeiluDgsverbotes wird klar und deut- 
lich Zins Verminderung und Schwächung der Spannung bezeichnet. 
Es ist einleuchtend, dafa die Fürsten darauf sehen mursten, jeden 
Rückgang zu vermeiden. Ihre Haupteinnahmen bestanden neben 
den Eegalien aus den Zinsen und den Erträgnissen der Kammer- 
güter und fürstlichen Vorwerke. Deren Bewirtschaftung erfolgte 
fest ausachlierslich dnreh Fronarbeit anter der Au&icht eines Hof- 
meisters, der gewöhnlich auf dem herrschaftlichen Grund und 
Boden angesiedelt war. Verminderte sich die Fronarbeit, so war 
der Herrschaft ein doppelter Weg gewiesen. Entweder sie zwang 
die übrigbleibenden Fröner zu einer stärkeren Arbeitsleistung 
durch Häufung der Fronen oder durch Mehrung der Frontage, 
wozu ein Anlafs stets gegeben war, oder aber, um den Boden 
nicht unbestellt zu lassen, sie mietete &emde Tagelöhner. Die 
gemietete Lohnarbeit erforderte Ausgaben, die bei der Fronarbeit 
hinwegfielen. Diese Ausgaben zu vermeiden war daher auf selten 
der Herrschaft ein leicht erklärliches Bestreben. Um eine prä- 
atationsfähige Frönerschaft zu besitzen iund zu erhalten, darf: 
„niemandt sein Lehen oder Zinsgnt, durch Kauf, Wechsel, Erb- 
tall, Verpfendunge oder andere geatalt ohne Bewilligung des Lehen- 
herren, zerreifsen vndt vereintzeln." Wenn etwas von einem 
zerteilten Gut verkäuflich ist: „so sol deijenige, in des gut es 
gehöret, vnd etwas des gespilta bat den vorkauff vor anderen 
daran haben." Wichtiger aber ist die folgende Verordnung: 
„Trügen sich aber todtesfelle zu, das sich viel Erben aus einem 
Gut vergleichen müTsten, so sol ein Erbe dasselbige alleine be- 
halten, vnd die anderen, mit gelde ablegen, oder aber solches 
semptlich, oder etzliche aus jhnen vnzerteilt, vnnd für eine haus- 
haltunge behalten, es würde denn beim Lehnherren anders er- 
langet." Damit ist ein absolutes Anerbeurecht zwar nicht aus- 
gesprochen, aber es ist eine gemeinsame Erbfolge mit einem 
einzigen Haushalt, wovon jedoch der Lehnberr Dispens erteilen 
kann, möglich. Anders verh&lt ea aich, wenn nur 2 Einder am 
Gute ein Erbrecht haben: „Wierden auch unter zweyen Erben 
fön ieder das Guth behalten wollen, so sol der Elteste dasselbe 
wirdem, vnnd der Jüngste solches anzunehmen die Wahl haben." 
Mit diesen Worten ist vom Gesetz^ber unzweideutig das Kürret^ 
ausgesprochen, das die Rechtagrundlage für alle späteren gesetz- 
lichen Bestünmungen bildet Gewohnheit und Geeetzgebong be- 
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wahrten durch das Aaerbeurecht die G^sobloseeDheit der Bkoem* 
guter im Amte Altenburg und Ronneburg. Für den Westkreis 
babeD diese Marsnahmeii nicht so unbedingte Q«ltuiig gehabt 
Dort störten eine feste Geschlossenheit dea Gutes einmid dia Ba> 
stücke an ledigen Feldern und LafsbesitE, anderseits ^iST über 
die Sa«le da« fränkische Recht herüb^, das ein Recht aller Kinder 
am väterlichen Besitz beibehielt und einer Zerteilung das Gutes 
deshalb viel güustiger gegenüberstand. 

Nicht nur den Bauern vor dem Bauer selbst zugunsten eioes 
berecbtigten Herrn zu Bcbützeo, suchte die Bauernscbuts^esets- 
gebuug von 1^89; sondern sie suchte den Bauernstand auch vor 
dem Bauernlegen zu bewahren. Das Auskaufen der Bauergäter 
durch die Gutsherren wurde streng verboten '): „aus bewegeodea 
vrsschen, vnd sonderlich darumb, das die Landtiolge vndt Steuer 
dadurch vermindert, auch in den Zinsan xerrüttunge gemacht 
werden," 

Das Banemschutzgesetz, das die Landesordnung von 1589 
brachte, würde der Agrarpolitik der emeatinisdien Fürsten das 
beste Zeugnis ausstellen, wenn es nur zum Schutze der Bau^n 
in uneigennütziger Weisa erlassen worden wäre. Aber das war 
nicht der Fall, aus £nanEwirtachaftlicheo Gründen war es hervor- 
gegangen. Konservierung der Steuern, Zinsen und Frondienste 
zugunsten des Landesberrn war sein oberster Zweck. Trotz alle- 
dem wirkte das Gesetz sE^nraeicb. Ein Bauernlegen im gröfserea 
Mafsstab war damit ausgeschlossen. Ganze Bauemstellen oder 
gar Dörfer auszukaufen zur Erweiterung des gutsberrlichan Kom- 
plexes war unmöglich gemacht. Wo tatsächlich Versuche in dieser 
Hinsicht eintraten, griff der Staat kraft seines oberiierrlichen Rechtes 
ein. So hatte ll}i4 v. Hefüler, der Groben mit Zinsen und Ge- 
richten besaTs, während Steuer, Folge and Frcmdienate dem Amte 
zustanden, „ezlichen Ynterthanen zu Groben ihre nah gelegen gut 
Acker abgewechselt, Indehm er selbige an sich gesogen, Vnd 
dorkegen denen Leuthen andere gering weit abgelegene Felder 
g^eben" ^). Da aber die Kammer „Schaden an der Steuer vsd 
den Frohn Diensten leiden möchte", so mufste Helsler die ver- 
tauschten Acker ihren rechtmäfsigen Besitzern Buriickgebea. 

1) LO. 1M9, Tit. XXXVII. 

2) LA- Cl. XIU Hb Nr. 47. 
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Die Fferdefrone zu verkaufen war gestattet, wenn die be- 
rechtigte Herrschaft keinen Einspruch erhob. In Stokenberg ') 
„frohnt" ein Anspanngut „mit den Pferdten nichts, weil die pferdt- 
frohne vf ein handgut verkauft worden, aber mit der Hand wie 
die andern". Alle anderen Pferdegüter in Stolaenberg haben 
„volle pferdefrohne , mit Ackern, Bawfuhren, hewfahren, nach 
Marcktfahren ubw." 

Die Anspanner haben sowohl Anspannfrone wie Handfrone. 
Die Dienste waren in den meisten Fällen Keibedienste. 

Bisweilen eahlten die Bauern ßlr eine Frone Frongeld. Lieber 
leisteten sie die Naturalfrone, denn sie h^ten die Befürchtung, 
dafs sich ihre Lage nicht bessere, weil der schlaue Kameralist 
stets einen Grund fand, die Maturalleistung aufserdem zu verlangen. 
Der seltene Fall, dafs die Höhe der Frongetder dem Oedächtois 
entschwunden war, war in Hermedorf eingetreten. Dort mufsten 
„die fi PferdegQther Mostfuhrengelder Jährlich geben, ist aber kein 
gewisses wieviel" '). 

In vielen Fällen war das Frongeld wiederkäuflich. Wie 
lange ein solcher widerruflicher Kauf dauerte, zeigt folgender Fall. 
Die Dörfer Heilingen, Röbachütz, Geunitz, Dorndorf, Engerda, 
Zeutsch, Freienorla und Beutelsdorf hatten Bierfronen von Orta- 
münde nach Weimar, die ihnen Kurfürst Jobann Friedrich g^n 
ein geringes Frougeld auf Widerruf erlassen hatte. Länger als 
160 Jahre bestand diese Frongelderpflicht, erst 1699 suchte man 
die Naturalfrone wieder einzuführen. Der Herzog schrieb an den 
Amtsverwalter zu Kahla: „Nachdem aber solche Geld Prästadon 
nach der dermaligen Zeiten Beschaffenheit sehr gering angeaetzet, 
vnd die Frohnen in natura besser zu nutzen", so solle die Natural- 
frone geleistet werden, wenn die Untertanen sich zu keiner Er- 
höhung des Frongeldes verstünden '). Da die Untertanen ein- 
willigten, so blieb es auch femer beim Frongeld. 

Auch auf die Hufen war das Frongeld bisweilen gelegt, so 
zahlten die Anspänner in Qrofscröbitz, die zusammen 7 Hufen be- 



1) OStA. Amt AlUnbuTg 1651, Nr. 10. 

2) OStA. Amt Eisenberg. Nr. 26. 

3) CA. AK., Kap. XI, ioc. 64, Nr. 38. Diese FrongeldTerbiDdlich- 
keit bestand bis ins 19. Jabrh , sie wurde erst durch die Ablöaungageteti- 
gebuDg beseitigt Vgl. Altenb. Landtagsblätter, Bd. V, Abt. 1, S. 964; 
Abt. II, S. 723. 
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Bafsen, ]ßl6 12 fl. FroDgeld und zwar wurde „von ieder Hufen 
36 gL halb Michaelis und halb Walpurgis gegeben" '). 

Zu Zeiten beanspruchte die Regierung oder irgendein Patri- 
monialherr von den Untertanen Leistungen, die ihnen nicht zu- 
standen. Sogleich erhob sich der fronberechtigte Herr und nahm 
seine Untertanen in Schutz, da jede Dienstleistung an andere einen 
Verlust fUr ihn bedeutete und sein Augenmerk darauf ging, die 
Fröner so zu erhalten, dafs sie jederzeit „praestanda praestiren" 
konnten. Aus diesem Grunde beschwerte sich 1681 Frau von PöU- 
nitz zu St. G-angloff, Goseck und Munchenbernstorff bei Herzog 
Christian als Vormünderin ihrer unmündigen Söhne, dafs ihre Unter- 
tanen zu Obemdorf: „zu einer schweren Servitut, nehmlich soviel 
Kohlen als zur fürstlichen Hofstadt Eisenberg vonnöthen mit denen 
Anspannern zu Hermsdorf und Weifsenborn aus dem filrstl. Walde 
nacher besagten Eisenberg zu fahren strenglich angebalten werden". 
Die fürstliche Regierung hielt sogar seit drei Wochen zwei Per- 
sonen „an Ketten undt Sandten sehr elendiglich fest." Zum 
Beweise, dafe ihre Untertanen, „so ohne dies ihre grofsen Be- 
schwerungen vff sich, und ihre Dienste und Frobngelder, davon 
vornehmlich die Qeistlichen unterhalten werden müssen, jährlich 
vns abzustatten haben", berief sie sich auf einen „Erbkauf" von 
1544 »). 

Ständig strebten die Gutsherren ihre Rechte zu erweitem, 
von den Untertanen mehr Dienste und Fronen einzufordern. 1 696 
beschwerten sich die Anspanner zu Schlossig gegen ihren Erb-, 
Lehn- und Gerichtsherm von Hünerfeld auf Nöbdenitz, dafs er 
ihnen jetzt wöchentlich 2 Tage Ackerlrone abfordern liefs, während 
sie bisher nur 2 Tage wöchentlich im Frühling oder Herbst ge- 
leistet hätten ^). Während die Bauern in diesem Falle ihr Recht 
erhielten, ging es oft nicht so glimpflich ab. Entweder wehrten 
sich die Bauern nicht genügend gegen die neue Last, oder aber 
bei der Beweisführung halfen dem Gutsherrn die B^meralisteu 
durch irgendeine spitzfindige Auslegung eines vergilbten Dokuments 
zum Siege •). 

1) CA. AK., Kap. V., loe. 19, Nr. ß. 

2) CA. AE, Kap. Xi, loc. 39. Nr. 17. SchUeftUch sUnd die fürBtl, Re- 
gieruDg TOD ihrer Forderung der Kobleodienate ab. 

3) LA. Cl. XIII Bb Nr. 37. 

4) LA. Cl. XIII Db Nr. 15, Eb Nr. 35. 
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Die Höhe der zu leiBtenden Fronen war noch im 17, Jahr- 
hundert nicht bis in die Einzelheiten genau hestimmt. Erst da» 
18. Jahrhundert schuf die peinlich genauen FronregiBter. Das 
Erbregister des Rittergutes Poschwitz berichtet über die Fronen! 
„Alle Pferde- und Hand Frohner haben ihre gewiaae Felder zu 
befrobnen, man könne die Tage wie lang jeder über seiner Frohne 
zubringe so gewifs nicht, sondern nur ohngetähr determiniren, 
jedoch fiind die hier angesetzten Tage nur auf den Fall angegeben, 
wenn das Wetter favorable, denn aufserdem bringen sie weit 
länger zu, müssen auch jederzeit kommen, wann ihnen geheisen" *). 
Die Zahl der Frontage betrug für jeden Pferdelröner im Durch- 
schnitt 83 Tage jährlich. Diese Belastung war eine relativ hohe 
und keineswegs die landesübliche. Der Eapitalwert sämtlicher 
Pferdefronen des Kittergutes Poschwitz wurde auf 4820 Taler 
bei einer 6"/o Verzinsung angeschlagen. Für ihre Dienste be- 
kamen die Fröner 2 & Brot und 3 gewöhnliche Käse, sog. Fron- 
käse, nebst dem zugehörigen Eofend. Die Beköstigung war an 
den einzelnen Orten überaus verschieden. In Wilchwitz erhalten 
„alle Pferdefröhner für ihr Vieh nicht das geringste an hartem- 
und rauhem Futter. Die Hand- und Pferdefröhner bekommen 
für ihre Person zur Lieferung, früh eine Hofsemmel, deren 5 aus 
4 & Teig gebacken werden, nebst einen Käse, deren 6 so. auf 
ein Dresdener Viertel geben. Mittags eine Suppen oder kofend. 
Hährde, eine Schüssel Sauerkraut oder Erbsen, und eine Schüssel 
Wasser Brey, auch eine Frohnsemmel u. Käse. Zu halb Abends 
eine hof Semmel und Käse." 

Stellvertretung in der Ableistung der Frone war gestattet; 
aber stets wurde verhingt, keine alten, gebrecb]i(;hen Personen 
oder schwache Kinder zu stellen. Die wohlhabenden Anspanner 
leisteten ihre Fronen selten persönlich ab, sondern schickten einen 
Knecht. Dienstbefreiungen kamen selten vor. E^ige erbliche 
fronfreie Anspanngüter gab es in Wettelswalde (3), Paditz (l), 
Ulmsdorff (i), Wülpemdorff (6) »). Gewöhnlich befreite die Über- 
nahme gewisser Ämter, wie die des Amtsrichters oder Amtsschulzen 
Auf die Dauer des Amtes von den Spanndiensten. Femer wurde 
bei Krankheit und Unglücksfällen auf einige Zeit ganzer oder 
teilweiser Erlafs der Fronleistung gewährt. 

1) CA. AA, Kap. XIV, loo. 204, D Nr. \K 

2) OStA. Amt Altenbttig, Nr. 10, 13. 
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KsweSen beltaBMH die Fröner eine FrongebOhr; ao in Fosch- 
wUz „3 g^ de» Tages, doch dafs er mit der Sonnen AiifgaDfr uk 
^ Arbeit pibe nnd mit deren Untergang vieder darvon abtrete". 
Wenn die Frtaer nicht zor rechten Zeit anspannt«], mnlkten sie 
ÖDeit Tag ttrafwoae nachfronen. Die Mittagspaase dauerte- 
S StandeD, am Horgen nnd am Nachmittag sollten ne nicht läogex- 
ab Je '/i Stande fno^ Wer ohne gegründete Ursache eb apät- 
kam oder xu frfih nach Haose ging, moTste nachfix>nen. Beschwov- 
den Qber die Fröner waren stet« vorhanden j ihre Sanniaeligkeit 
tmd UntU<^tigkeit gab dem Hoftneiater auf dem Vorwerk Peters- 
berg Ursache sa klagen : „ dale die Pferde Fröhner daselbsten gar- 
wenig geackert, das Feld nur zaschanden gemacht, notUchtige- 
FrObner, die weder des Pferdes noch des Pfluges mächtig gewesen^ 
geschicke^ und die ÄDspänner mit Ochsen die Frohne nicht Ter- 
doppdo wollen " '). 

Der Fronpdichtigkeit strebten sich die Än^aner zu eot- 
neben, indem ne die Pferde abschafften und ihren Acker unk 
Lohn bestellen liefsen. Die Landesordnnng sachte diesen Übel- 
sUnden abzuhelfen. „Zndem das viel acker zu bestellen liegend 
bleibt oder mit ummessigen Lohn mus beechickt werden"'), e» 
bestimmte sie, „dafe hinfUrder ein jeder Bauer, der drey huffea 
lande« hat vier Pferde, Tond der anderthalb, oder zwo huffeu hatt, 
awey Pferde halten soll". Nach diesen Bestimmungen war ein 
dat TOD li Hafe die Mindestgrfirse eines Anepanngutes. Mit dieser 
Badizierung der Anspannung auf die Hufen suchte der Fürst sein 
Eameralinterresse zu wahren. Da es aber vorkommen konnte, 
dafs ein Bauer unter dieser oben bestimmten Grenze Pferde hielt, 
so filgt der Gesetzgeber hinzu: „Hetten auch an etzlichen Orten 
die Bawem auf weniger ackers Pferde gehalten, das wollen wir 
hiermit nicht aofl^haben, oder die abzuthun nachgelassen haben". 
Gleichwohl mOssen sie die gleiche Leistung verrichten wie die 
andern, und ihnen wird besonders eingeschärft: „das die Frohaer 
zu rechter Zeit, an vnd ausspannen sollen bey straff eines tages 
PrObnen so offt einer verbricht". 

VoQ jeher hatten die Untertanen Lebensmittel an die fiirst- 
Hcbe Holstatt zu liefern. Diese Fronleiatung trug einen Steuer- 

1) LA. a XIU E* Nr. 85. 

2) LO. 1589, Tit. XL. 



b, Google 



Die Agr&rverfaBtnng bis zom 11. JahrhnuderL 41 

artigen Charakter «od war als solche unentgettfich gewesen. Im 
Laufe der Zeit stiegen die ÄnforderuDgen an die Banem. Sett- 
dem die ernestinischen Lande sich mehr und mehr zersplitterten, 
mehrten sich die Ansprüche; zumal als Johann Wilhelm und 
seine Söhne ihren wesentlichen Aufenthalt seit l&5ti in Alten- 
borg nahmen. Die Untertanen waren nicht imstande, die Vik- 
tualien unentgeltlich zu liefern, da sie sie nicht mehr selbst er- 
zeugten. Diesen onertrSglichen Zuständen abnihelfen acUofs 
Herzog Jobann in seinem und seines Bruders Namen am 20. De- 
zömher 1692 mit den Frönem des Amtes Alteoburg den eog. 
ViktoaUenrezefs '). Demzufolge wnrde die unentgeltlicfae Herbei- 
Schaffung der Viktualien zur Hofstatt beseitigt und durch ^e 
ständige Abgabe vom Grundbesitz, das Hufengeld, ersetzt. Aufser- 
dem hatten die Untertanen Qänse, Hühner, Kapaunen und ESer 
in die fürstliche Hofhaltung zu schaffen gegen eine Bezahlung, 
die dem Zeitwerte entsprach. Dieser Vertrag bedeutete eine wesent- 
liche Erleichterung der bäuerlichen Lasten; aber er trug zugleich 
den Keim zu späteren Streitigkeiten in eich. Indem der Preis 
für die einzelnen landwirtschaftlichen Produkte rezefsmäfsig fest- 
gelegt war, hatten die Untertanen keine Gelegenheit , das Sinken 
des Geldwertes durch eine Steigerung des Preises fUr ihre Er- 
zeugnisse auszugleichen. Die Bauern erhielten für 1 Gans, 1 Kapaun 
oder 1 Schock Eier je 2 gl., für 1 Huhn 1 gl. 

Die Abgabe vom Grundbesitz richtete sich nach dessen Gröfse, 
es war somit für die Bauemklaseen die Aufstellung einer Skala 
gegeben. Es zahlte jährlich: „wer ein bloses Häuslein bewohnt" 
1 gl. bis 1 gl. 6 i), „ein gärtner" 3 gl, „ein huefner" 6 gl-, 
„ein zweyhuefner" 12 gl, „ein drey huetner vndt darüber" 18 gl. 
Hufengeld. Um den Untertanen diese Abgabe zu erleichtem, 
konnte das Hufengeld auch durch Naturalleistungen abgetragen 
werden, nämlich durch Pflügen oder Fuhren. Und zwar ver- 
rechnete man 1 Tag PäUgen mit 12 gl, „1 Tagk Fuhr mitt 
4 Pferdten" mit 1 rl. Auf ähnliche Weise konnten sich die, die keine 
Spannung hatten, wegen der Handfrone vergleichen. Dies Gesetz, 
das den besten Absichten entsprungen war, erfüllte seinen Zweck 
nicht Bald traten neue Leistungen und neue Forderungen auf, 
die Abhilfe verlangten. 



1) CA. AA, Kap. XIV, loc. 86, Nr. 11. 
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Besonders anstreDgeDd und häufig waren die LandfubreD. 
INe Anspanner zu Hartroda mufsten „weiofabreD vf begehren 
dtäcer zu Kajna tbnn nach Jbena, davon sie nichts bekommen " '). 
Ändere Dörfer hatten Bier aas Naumburg und Torgaa zu holen. 

Im Amte Leochtenbnrg ') wurden „ die Landfrobnen ohne 
Unterechiedt, sie mögen Nahmen haben, wie sie wollen, gleich 
denen Bawfuhren von den Bämbtlicben Anspannern tmd zwar in 
iedem Dorffe, nach Anzahl der darinnen habenden Pferdte ufii 
notfalle alle Zugvieh, oder nach gelegenheit nach proportion nndt 
nach der Reibe Verrichtet". Ebenso hatten sie „wenn FfirstL 
godete Herrschafft Hoff hält, Naumburger und andere frembde Biere, 
sowohl Francken undt Landtweine, getreydig, nndt ander victnalien, 
wie auch was sonsten darbey vonnötben, wo es zu bekommen, zu 
bohlen". Innerhalb Landes waren diese Fronen unentgeltlich zu 
verrichten ; wenn ede aber aufeer Landes fahren, bekamen sie aof 
1 Pferd täglich 4 gl. 

Mit der Begründung eines selbständigen FUrstentams Alten- 
burg 1603 wurden die Dienste drückender. Insbesondere hielten 
die weiten Fuhren die Bauern lange von der Bewirtschaftung 
ihrer Güter fern. Diese Landfuhrea ftlhrten sie bis nach Dresden 
und Hannover, ja 1619 bis nach Schlesien, wo die Fröner 41 
Tage unterwegs blieben '). Die Unzuträglichkeiten, die räch aas 
dieser Ausnutzung der Fronkräfte ergaben, verlangten dringend 
Beseitigung oder doch wenigstens Abhilfe. Diesem Bestreben kam 
Johann Philipp, der erste Fürst ans der neuen emestinischen 
Speziallinie Altenburg nach, indem er mit seinen Untertanen 
einen Rezefs am 11. Sept 1620*) abscblofs, durch den die meisten 
weiten Fuhren gegen ein jährliches Frongeld abgelöst wurden. 
Jede Dorfechaft entrichtete von nun an „ von ieden Geschirr oder 
4 Pferdten jberlichen 30 Mfl." in 3 Terminen an die fürstliche 
Rentkammer. An weiteren Diensten blieben „ hiervber noch 
zwehne tage boltzfnbren vudt 4 tage Bawfuhren " bestehen. Einen 
Vorteil hatten die Untertanen; die ungemessenen Fronen, die bis- 
her bestanden, waren beseitigt. Mehr das Geldbedürfnis als das 



1) OStA. Amt Altenborg 1651, Nr. 10. 

2) CA. AK., Kap. XI, loc. 61, Nr. 38. 

3) CA. AA-, Kap. XIV, loe. 94, B Nr. 1. 

4) CA. ÄA.. Kap. XIV, loc. 86, Nr. 1, loc. 94, B Nr 2; LA. cl. XIII, 
Bi> Nr. 37, Bd. 1. 
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volkswirtscliaftliche IntereBae zwang den Fürsten, sich mit der 
geringen Leistung von 6 Fronfuhren zu begnügen. Eine Leistnng, 
die sehr harmlos erschien, eollte in Zukunft die Frönerschatl stark 
belasten. Es sollten nämlich beim Verreisen der Landesherrecbaft 
oder „frembder Ftihrstlichen Peraohneo Durchzüge", wenn „Wie 
mit Vnserem angeordneten Geschirren nicht zukommen, Vnndt 
da Abfuhr vnndt da Vorspanne nicht geUbriget seyn kounten, vff 
dem fall vndt weiter nicht, angezeigte Vnsere Untorthanen. dessen 
umb gebührlichen Lohn, nach Zeit und G^egenheit des Jhares 
Vndt gewitters, sich nicht verweigern." Schwierig war, was als 
„gebührlich Lohn", der sich nach Stunde, Jahreszeit und Wetter- 
verhältnissen bestimmen sollte, anzusehen war, denn selten herrschte 
zwischen Kammer und Bauer Ubereinsümmung über die 3 Punkte. 
Der Lohn hielt sich stets sehr niedrig, und die Bestimmung, die 
nur im Ausnahmefall gelten sollte, wurde verallgemeinert. Das 
Verreisen der Beamten etc. sah die Kammer als eine Reise der 
Landesberrschaft an, indem jene als deren Vertreter galten. An 
solche Möglichkeiten hatte der Bauer nicht gedacht, der hamera- 
listischen Spitzfindigkeit war er unterlegen. Weniger wichtig war 
die Scblufsbestimmung, wonach der Fürst diesen „ Contract, Wann 
Vnns das Frobngeldt nicht mehr anzunehmen beliebte, wiederrufiTen, 
Vnndt es in Vohrigen Standt wider sezen" konnte. Zwar war 
dem Fürsten damit viel gewährt, aber das Geld brauchte er 
nötiger als die Dienste und Fronen ; der Widerruf des „Contractes'^ 
als Mittel ein höheres Frongeld zu erlangen, war auch nur in 
beschränkter Weise möglich. Die Bauern, die wohl sahen, dafs 
die Dienste nicht gebraucht wurden, hatten keinen Grund, die 
Ablösungssumme wesentlich zu erhöhen. Die Dienste zu steigern 
«rreichte ebenfalls bald seine Grenze, weil auch die privaten 
Grundberren ein Interesse an einem kräftigen Bauernstand hatten. 
So stand der Bauer zwischen Scylla und Charybdis, die ihn gerne 
verschlungen hätten. Aber sie konnten es nicht, immerhin mufste 
dem Bauer soviel bleiben, um notdürftig leben zu können. 

Die Bedeutung des Rezesses liegt in 2 Momenten. Dem An- 
spanner war der übermächtige Druck der ungemessenen Fronen 
genommen worden, dem Fürsten hingegen brachte der Vertrag 
Geld in die Kassen '). 



1) Das Frongeld betrug von 181% Geschirren mit 1927 Pferden im 
n,g,t7cdb/G00glc 
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Die Zeilverhältnieee bedingten bald TerändeniDgeD. IMe 
Kiü^niötfl erforderten gebieterisch Ennäfsigungen des IVoDgeldes. 
Dardi die vieieD Truppendurchzfige w&r die Bev6)kemng ver- 
amL Dabo- erlieft Herzc^ JobanD Philipp den 3. Teil dea j&br- 
Hchen FroDgeldea, die ansgeDommen, die bereits „ moderation " er- 
halten hatten *). 

Die „Ordnung" in dem Fronwesen von 1636 regelte nocb- 
mmls die Baa- and Scheitfabreo. „Es können aber die Scbeit- 
fahren erhöhet nodt off iedes Pferd l Klatter Scbdt geleget^ 
hing^;en aber die 4 Tage Baufroh ae nmb einen Tt^ ver- 
mindert, nndt Bollen denselben darüber durch Vorspann oder 
Ambtsfubren, weiter nichts aufgebürdet wwden." Jeder Fröner 
konnte seine Pronleistnng von einem anderen verrichten lassen^ 
wenn er für jede Fohre einen Golden sahlte. Da gleichwohl von 
jedem Frdner die 6 Fronen nicht verwendet werden konnten, so- 
sachte man alle gleichmäfsig zu treffen und ftihrte eine neoe- 
Abgabe, das Fuhrengeld ein. Für jeden Frontag mit einem Ge- 
schirr mufsten lü gl. entrichtet werden. Leisteten die Fröner 
die Frone tatsächlich, so bekamen sie für diesen T^ die 18 gL 
znrQckvergiitet. Der Grund zur Einführung dieser Abgabe war 
ein doppelter. Einmal entsprang er dem Geldmangel der Fürsten^ 
dann aber sollte eine gleichmäf«gere Verteilung der Fronfuhrea 
herbeigeführt werden. Den Nutzen aus dieser ganzen Mafsr^el. 
zog wieder der Fürst, der die Fuhren, die er nicht brauchte, be- 
zahlt ^'hielt. 

Die Bauern bezahlten ihre Fuhren; leisteten sie unentgeltlich. 
Bald ging der Zusammenhang verloren. Die Rückvergütung des 
Fuhrengeldes sah man als Bezahlung an, aaä die Beziehungen 
zwischen Fuhrengeld und dessen Bückzahlung schwanden. Indem 
mit steigender Kultur der Gddwert sank, wollten die Bauern 
zwar eine Erhöhung der Frongeblihren, aber kräne Steigerung des- 
Fabrengeldes. 

Neben den Anspannern gab es einige wenige Halbspanner 
oder Halbpferdner. Sie waren Besitzer von Anspanner gutem, di& 



Amt Altenbnrg jfibrlicb 14452 Hfl.; Bpäter minderte eicb ans roaanig&cheik 
Unacben die Höhe des FrangeldeH und die Zahl der Gescbirra 1T90 gab 
es nur noch 1347 Froopferde, die 5110 fl. 3 gl. 4 ^ Frongeld einbrachteo. 
CA. AA-, Kap. XrV, loo. 94 ß Nr. 2. 

1) CA. AA, Kap. XIV, loc. 86, Nr. 4. 
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mit KoQBens des Amtes geteilt vraren. Meistans verricLtetea sie 
nur den halben Frondienst; üblich ist es auch, dAfs zwei Halb- 
spä&ner zusammen spannen und die ganze Fronleistui^ gemeia- 
aam verrichten. Zu allen Fahren werden auch Kärner oder 
Hintei^asseo herangeKogen ; bräuchlich ist, dafs sie das von d«i 
Anspannern gepflügte Land eggen, daher der Name f^er und 
Eggdefrone. 

§ 2. Handbauern, Hintersassen und DrittspÜnner. 
IMe zweite Klasse der bäuerlichen Bevölkerung bilden die 
Handbauern. Im Westkreis tragen sie viel&cb den Namen „Hinter- 
eiedler oder Hintersättler", namentlich wenn sie zeitweilig Pferde 
oder Ochsen halten. In Teilen des Amtes Altenburg und Ronue- 
burg herrscht der Name „gftrtner" vor. Eine eigenartige Be- 
nennung findet sich in Waldsachsen und Ratzen; dort beifst es 
in den Steueranschlägen : „besizt ein stäbnera guth." Neben släbner 
stehen die Formen stäbler und stäber. Die Deutung des Namens 
ist schwierig. Vielleicht besteht ein Zusammenhang mit dem lat 
stabuluB. Die üblichsten Bezeichnungen sind „Handtgutb, Handt- 
frobnguth, Gärtoerbandguth". Charakteristisch ist für sie der 
landwirtschaftliche Betrieb, wenn er auch noch so klein ist. Im 
16- Jahrhundert ist der Unterschied zwischen Handbauer und 
Häusler nicht scharf ausgeprägt; noch die Landesordnung von 
1589 ') kennt nur die Dreiteilung: Hnfner, Hintersiedler, Haus- 
genosse. Der Viktualienrezefs von 1592 hat aber bereits eine 
Vierteilung, indem er die Uintersiedler in 2 Gruppen, Gärtner und 
Häusler, zerlegt. Die Ansetzuog der Handbauem läfst sieb nicht, 
wie Haun *) annimmt, aus dem „steigenden Bedarf an Arbeits- 
kräften erklären, der es den Hüfnem wünschenswert machte, 
landlose oder landarme Einwohner im Dorfe zu haben". Einzelne 
Fälle dieser Ansetzung mögen in jahrhundertlanger Entwickelung 
vorgekommen sein, der Regel nach war die Entwickelung eine ganz 
andere. Bei der Eroberung und Eolonisierung unseres Gebietes 
waren die Güter der slavischen Adligen in die Hände deutscher 
Mannen gekommen , die slaviBchen Hörigen wechselten nur ihren 
Herrn. Zwei Urkunden von 1121 und llfil, die ein treoes Bild 

1) LO. 1589. Tit. LVir. 

2) & a u o , Bauer and Gnttberr in Kursachten , S. Bö ; vgL auch Hitt. 
Ost. in, S. 102; Schulze, KdIod., S. 98ff.; Meitzea, II, S. 451. 
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der herkömmliclien Bozialen Differenzierung der b&aerlicben Be- 
Tfilkerung bieten, kennen eine ftlnfiache Subiditung. Die tiefste 
soziale Stellung aahmea die Smurden ein, sie waren Un&eie^ 
die als landloBe Haus- und Hof knechte zu beliebiger Ver- 
wendung dienten. Mit Weib und Kind bildeten sie lediglich ein 
Zubehör der Dörfer und HSfe. Mit ihnen zugleich wurden sie 
verkauft und vertauscht; so gab 1043 B^aiser Heinrich III. das 
Gut Regia bei Ältenburg cum omnis casia, pascuis, mancipüs, 
zmurdis dem Bistum Naumburg. Allmählich besserte sich ihre 
Lage. Aus hörigen, landlosen Knechten wurden sie zu un- 
freien Grundholden, die mit starten Diensten und Fronen be- 
schwert waren. Nach der Urkunde von 1122 betrug ihr Gut 
nur eine Viertelhufe. Nicht wegen ihrer geringen Abgaben waren 
sie dem Gutsherrn wertvoll, sondern weil sie zu all und jeder 
Handarbeit auf dem Fronhof verpBichtet waren; die Urkunde 
von 1181 definiert ihre Stellung als smurdi, qui quotidiano servitio 
imperata faciunt. Nach und nach trat die persönliche Bindung 
ganz hinter der dinglichen zurück. Indem sie sich langsam aus 
der alten Fronhofsverfassung loslösten, wurde ihre Li^ ganz der 
der übrigen zu Zins und Diensten verpflichteten Zinsbauem ähn- 
lich. Von entscheidendem Einflüsse war bei dieser Umbildung 
die Einwanderung deutscher freier Bauern. Wie sich aus diesen 
und den alten deutschen Mannen, die mit Grund und Boden an- 
gesiedelt waren, soweit sich letztere nicht aus der Masse zu kleinen 
Grundberren emporgehoben hatten, die eigentlich starken Hufner 
bildeten, so entstand aus den Smurden die nächstniedere Klasse 
der Gärtner, der hortutani oder der Handbauem. Einzelne Smurden 
mögen sich zu Hafnern entwickelt haben, besondera da, wo sie 
aus einer strengen hofrechtlichen Bindung in ein freieres Verhältnis 
übertraten, welches das ursprünglich persönliche Äbhängigkeits- 
verhsltnis nur durch einen geringen Kekognitionszins festhielt '). 
Die Handbauern entstanden gleichzeitig mit den Hufnem; gegen 
eine Entstehung durch spätere Ansetzung spricht auch die Grölse 



1) Der Barggraf Otto tod Kircbberg entliefs 1279 swei Bräder ans geinem 
Verbände and übereignete sie dem Kloater KspeUeudorf bei Jena: daturoa 
ipBOB siogulis annis BoUdam deaariomiu. Dasselbe scheint 1392 mit did 
Smurden in SuBwitz gescbeben zu sein, die dem Kloater Lauanitz Übereignet 
worden. Vgl. Tittmann, Henrich der Erlaacbte, I, S. 378; UitL Ort. 
VI, 8. 108. 
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des Gutes und die Lage der Felder. Die Steueraoscbläge zeigen 
Handgüter, die gröfser als eiDe Hufe sind. Die Felder U^en in 
buntem Qemeoge mit denen der Hnfenbauem; beide weisen die 
gleiche starke Parzellierung auf. Ebenso sind die Handbauem 
vollberechtigte Mitglieder der Gemeinde '); oft ist einer von ihnen 
Amtsrichter. Die Nutaung der Oemeiodeflecke, der „Vorhäupter" 
steht beiden gemeinsam zu. 

Wie bei den Anepannem so war auch bei den Handbauem 
die Fronleistung von einer persönlichen zu einer dinglichen ge- 
worden, die auf dem ganzen Gutskomplex ruhte, und die nur 
mit Erlaubnis des Amtes verändert werden durfte, Kaspar Lange *) 
zu Jesenitz besafs in Jesenitzer Flur A Acker Feld, an denen 
dem Pfarrer zu Niederwjhra die Lehn zustand, und ftir die er 
jährlich 1 Tag Handfrone zu leisten hatte. Dieae Frone über- 
nahm um 4 Taler ' Hans Eratsch zu Niederwyhra, der mit seinem 
Gute dem Amte zu Lehen ging. „Weilen aber dadurch die 
Ambts Lehn geschwächt und die Pfarrleba gestärcket" wurde, so 
gab die Kammer nar die Erlaubnis, „daferne Kratzsch sokbe 
frohne als ein personalonus, ohne dafs er das Guth damit be- 
schweret, auf sich zu nehmen gemeinet und Lange damit zu- 
frieden ist". 

Kicht alle HandgUter sind fronpflichtig, es gibt auch einzelne 
fronfreie. In Nobitz und Windischleuba sind die Schenkgilter von 
allen Fronen befreit. Besonders günstig stand das Dorf Wülpem- 
dorff. Neben 6 fronfreien Anspannern gab es 11 fronfreie Hand- 
bauem und 4 fronfreie Häusler. Von insgesamt 23 Baiwtätteu 
waren nicht weniger als 21 fronfrei. Die Ursache dieser Fron- 
befreiung ist aus den Akten nicht zu ersehen. Ein „freyes Hand- 
guth" gab es nach Aussage des Lehnscheines von 1692 seit 
undenkbaren Zeiten in BSpsen. Die Freiheit bezog sich nur auf 
die Fronen, während Zinsen, Steuern und Frongelder darauf 
baf^tenj denn es „werden unter dem Worte Frohn Frey alle 
praestationes operarum veretanden " '). 

Zu den Handgdtem gehören meist die Erbschenken. Von 
den 11 Erbschenken, die die Steueranschläge in den Ämtern 

1) Nur aoBDahniB weise, wie in Oreipztg, hat ein Handgut „kein Gemein- 
recht". 

2) LA. Gl. Xlll Bt Nr. 37, Bd. IT. 

3) LA. Cl. Xm Dfc Nr. 15, Bd. m. 
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Alieahwrg nnd Boooeburg veneidmeo, Bind nicht weniger ali 
8 Uudgtlter *), ein Anspanngnl iat sie in Lindau, onbestimint 
iat M bei Konadorf und Heukewolde, von denen das letztere mit 
einer Auuaat von 24 Scheffeln den ÄnspanngUtern zuzorechnoi 
■ein dbräe. 

Gar <^ Bind die Haod^ter spannäLhig, aber oicbt Bpann- 
haltungeberechtigt Nur die Anspanner haben dai Becht Pferde 
XU haheo, während alle anderen Ackerbesitzer rerpfliclitet üii<l, 
ihre Acker von jenen um Lohn bestellen zu lassen. Eaneraeib 
«oUte dikdurch den Pferdnern ein lohnender Nebenverdienit ge- 
boten werden, während anderaeita ihnen die Weide nicht ge- 
achmälert wurde. Kühe allein durften die Handbauem als Zagtien 
benutzen, daher werden sie ROhbauern genannt Bald werde 
diese «tr^ige Regel durchbrochen. Namentlich bei dem dürfiig«> 
Boden des Weetkreiaes, der oft „des Ackerlobnes nicht winüg 
ist", vermochten die Untertanen nicht ohne Spannung auara- 
konunen. Qenan verzeidinen die Steueranschläge, wenn der Uaed- 
baner Spannung hält; „er arbeitet denen Leuten mit den Pferdei 
umbs Lohn, hett ein Handguth" (in Seilartsdorf) oder „nehret 
sich nebst einem Pferdte auf seinem Handgüthlein" (in Hart- 
mannsdorf). 

Wenn die Handbauem Spannung hielten, hiefsen sie im Wesl- 
kreis Bintersäreler oder Hintersassen. Im Amte fionneburg trugeo 
sie den Namen Drittspänner, weil sie mit den Pferden tronteo, 
□achdeo) sie zweimal mit der Hand gefront hatten. In Retut, 
Pöppeln, Grofsenstein haben die Handgüter: „so Ahnspannung 
halten das 3. mahl alle Baufrobne und Spannung mit den Fferdle- 
fröhnem zu verrichten". In Janisroda halten „die kleinen Gill^ 
bisweilen Pferde, lassen eich ihre Arbeit um Lohn ven-ichteD", 
und „muiä ein ieder seine Frohn thun, er mag Pferde haben 
od«* nicht, den wer k^ne Pferde bat, muls die Frohne mit 
gelte bezahlen, weil die Frohnen auf die Huieii gelegt seind"- 
In Hermsdorf brauchen die „Hint^^ttler ihre Pferde 1, 2 bifs 3 
Wochen xa ihren Acker- und Feldbau, auch ein bisgen Feuer- 
oder Winterboltz berein zu fahren, die andre Zeit brauchen sie 

1) GrarBlaaBohwilE , Tboubsueen, HeilteeoleicbBam, Ponitz, Ehrenberg, 
JouBswalde, Nöbdeoitz, Weifsb&ch, In Ehreuberg beifst es, em Zeicfaea 'i*' 
Zeit: „Die Scheocke iat ein Handgatb, bat Scbenckgereebtigkieit, der wert^ 
iat durchgangen". 
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ihre Pferde aufs Land, und äthren QetreTde, Salz and Qutb 
damit" '). 

Aus dieser zeitweiligen Anspannung suchte die Kammer bald 
«inen Nutzen zu ziehen. 

Die Handfrone wird selten in ein Dienstgeld verwandelt 
Meist tut es der Pfarrer, wenn «r Beützer eines froupflicbtigen 
Outes ist; aber es geschieht auch, dafs er gleich anderen Fron- 
bauern seine Dienste wie in Nobitz in Natura verrichten lälst. 

Die Dienste sind gemessen und ungemessen. In demselben 
Dorfe können beide Arten von Diensten nebeneinander steheo. 
In ZschemitzBch *) mufsten Raudbauem und Häusler, so oft es 
verlangt wurde, 11 erwachsene Personen nach Ältenburg auf den 
fürstlichen Kornboden schicken, das Qetreide umzustechen. Fflr 
diese Arbeit bekam jeder einen guten Groschen. Im Amte Rönne- 
bürg fronten die Bauern „ins Amt, wann gebawet wirdt", oder 
„beym Bawen, so oft es begehret wirdt". Die Handbauern von 
Stolzenberg hatten die „volle Handfrohoe, dafs gras vod getrey^dig 
hawen, dtirre machen vndt rechen, schaube machen vndt auf- 
drehen, alte gebewde abtragen vnd gebewde heben, 1 schock 
-schneiden, nicht laden vnd strewen, holtz hawen, wolle ab- 
nehmen vnd dergleichen" ^). In Meuselwitz schnitten sämt- 
liche Handfröner um die 11. Garbe und draschen um das 21. 
ächock *). Da die Fronleistung ständig und vererbllcb war, so 
wurden die Handfröner zum Rittergut Nobitz „Erbhandfröhner" ') 
.genannt. 

Vergtitung in Geld wird für die Fronleistnng selten bezahlt. 
Meist bekommen die Fröner nur die Kost. Selbst diese suchen ihnen 
die Gutsherren zu entziehen. So beschweren sich die Untertanen 
von Drosen, Zschöpel, Gosel, Ponitz über ihren Gerichtsherrn 
von Zehmen , „ dafs weilo wir bey unser Gedreyde hawen, 
Morgenbrod mit 3 KiUen, vnd Kodend zu trinken, zu Mittage 
^her eine Suppen, ein Zugemüse und ein halb Pfuadt Fleisch 
bekommen, auch nach denen alten Erb vergleichen Abendt Brodt 
«rhalten sollen, wir nur zu halben Tagen zum Gerstehauen ge- 

1) CA. AE., Kap. XI, loc. 38. Nr. 12. 

2) Lobe, Geich. der LandwirtBcbsft im alt. OBterlande, S. 65. 
■6) OStA. Amt Alteoburg 16öl, Mr. 10. 

4) LA, Cl. XIII Bh Nr. 22. 

Ö) OStA. Amt AlteDburg 1651, Nr. 13. 
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böTeea werden, damit uns dis Mittags Hahkeit abgebrochen und 
entsogeu werden möge" '). 

1620 war das Landfrongeld der Anspanner eingefUhrt worden. 
Da wegen der Kriegszeiten bald „Moderationen" eintraten, so 
sank das Frongeld. Diesen Abgang strebte die fUrstliche Kammer 
dorch eine neue Abgabe zu kompensieren, die von den Handbauem 
gegeben werden sollte. Da sie nicbt anf die Spannung wie bei 
den Anspannern gel^ werden konnte, so griflF man 1628 *) za 
einer Besteuerong des Grundbesitzes. Um die Al^abe zu be- 
gründen, führte die Kammer das Moment einer gleichmäfsigen 
Gerechtigkeit gegen beide BaaemklaBseD an, „wie dann ohne das 
«ine grofse vngleicbheit sein wollte, wann die Anspanner mit dem 
Frohngelde alleine beleget, vnd darg^en die anderen solcher ab- 
richtung gänzlich befreit sein solten." Diese Abgabe sollte nur 
von den „Ackern und Wiesen, so viel derselben hiebevor zu 
den AnspannerkQtem gehörig gewesen, vnd durch EaufF Conträkte 
oder Boosten an die G&rtner gekommen " entrichtet werden ; ihre 
Höhe richtete sich „nach Gelegenheit einer ieden landarth". Zu 
diesem Zwecke worden die Handbauem ins Amt beschieden, aber 
die neue Qeldabgabe kam nicht zustande. Eigenartig ist es, dafs 
nur die von den Anspannern erkauften Grundstücke dieser Ab- 
gabe unterliegen sollten. WahrBcheinlich wollte man eine dauernde 
Schwädiung der ÄnspanngUter durch den Verkauf einzelner Par- 
zellen verhindern, oder aber diese Abgabe sollte nach und nach 
auf den gesamten Besitz der Handhauern ausgedehnt werden, so 
dafs diese geplante Abgabe, die nur wenig einbringen konnte, die 
Einführung einer allgemeinen Grundhesitzsteuer erleichtern sollte. 

§ 3. Freigüter. 
Eine besondere Stellung nahmen die Freigüter ein. Ein 
„canzleischriftsässiges Freyguth" war in Lehnitzsch °). Von dem 
Freyguth in ölknitz *) wird ausdrücklich hervorgehoben, dafa es 
weder Steuern gibt noch Fronen leistet. Das gleiche gilt von 
dem Freigut zu Weifsbacb. Die Freigüter sind nicht immer 



1) LA-, Cl. Xril ßi» Nr. 37, Bd. ill. 

2) CA. AÄ., Kap. XIV, loc. 86, Nr. 11, S. 5. 

3) LA., Cl. XUl Bl> Nr. 44. Freigüter gab es in Edsu und HeakewaUe. 

4) LA., Cl. XIU Hi> Nr. 47; dann LippersdoTf, Ottendorf, Qnirla. 



, Google 



Die AgrarverfaBSUDg bis zam 17. Jahrhundert. &i- 

alten Uraprunges, sondern de werden aus besonderer fürstliclier 
Onade von allen Diensten und Abgaben eximiert. Die Inhaberin 
des Freigutes Göfanitz „beruft sich vf das ihrem Vater sehligen 
ao, 1630 ertheilte Privilegium, in welchem gemeldet, dsfs es jhär- 
lich 4 BÜber schocke zinsen, jährlich 12 fl. ieden termin 4 fl. 
Steuern zahlen, vndt sonsten aller beschwehrung frej sein solle" '). 
In diesem Falle besteht die Freiheit in einer Eximierung tos den 
Fronen und Diensten d. h. den speziell bäuerlichen Lasten, während 
Steuern als allgemein staatliche Leistung und Zinsen als allgemein 
grund herrliche Leistung weiter darauf haften. Das Freigut steht 
nicht viel über dem fronfreien Bauerngut Während diese Güter 
aber an den Gemeindelasten und Gemeindenutzungen teilnehmen, 
haben jene keinen Anteil daran, sondern stehen völHg aufserhalb 
der Gemeinde. Sie befinden sich in besserem Besitzrecbte als die 
ttbrigen Bauerngüter. Die Freiheit ist kein persönliches Kecht, 
sondern ein dingliches, das am Grundbesitze oder an der Wohn- 
Btätte haftet. Da sich die Freigüter in völligem Bigentume be- 
finden, so sind sie zu keiner Lehngelderzablung *) verpflichtet. 
Obwohl sie bisweilen aus Mannlehng&tern wie in Olknitz hervor- 
gegangen sind, so hören wir nichts von der Verpflichtung ein 
Lehnpferd zu stellen '). 

Dafs aber auch die Steuern vom Gute abgeschrieben werden 
können, zeigt die Steuerbefreiung eines Gutes in Linda 1653*). 
Der Kammerjunker der Fürstin Maria Sjbilla, Rudolph von 
Bünau bat den Herzog Friedrich Wilhelm, „nachdem der Chor- 
fürst von Sachsen sein zu Linda im Ambte Bonneburg gelegenem 
dem Ch ursächsischen Amt Müdenfurth zu Lehen gehendes Erb 
Guth von allen darauf haftenden Oueribus an Geld, Getreide, 
Zinsen Erblichen befreiet" habe, auch „solch Guth der Steuer, 
die ins Amt Ronneburg daran terminaliter abzugeben schuldig, 
von ihm, seinen Erben und Erbnehmen auch künfftige Besitzer 
erblich zu entnehmen". Der Herzog bewilligte seine Bitte. 

Zweifelhaft ist es, ob die Freigüter, soweit sie alten Ur- 
sprunges sind, auf Supangüter, die zu Reiterdienst verpflichtet 
waren, oder auf die Güter der milites agrarii zurückgehen. Bei 

1) LA. Cl. XIII H» Nr. 47; dann Lippersdorf, Ottendorf, Quirla. 

2) Diese Verpflichtung war das Charakteristikum des auhaltiacheu Frei- 
gates; Tgl. Krsaz, Bauerngut n. Frohndieoste S. 103. 

3) OStA. Amt Ronnehnrg 1747, Nr. 7. 
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ihrer gelingen Anzahl und dem überauä dürftigen Material genügt 
es sie zu erwähnen. 

§ 4. Die Hänaler. 

Die dritte Klasse der bäuerlichen ansässigen Bevölkerung 
bilden die Häusler. Sie sind Handdienster und Inhaber eines 
Hauses, auf dem die Fronpflichtigkeit als Keallast ruht. Neben 
dem Hause können sie einigen Äcker, den sie als Feld oder Garten 
benutzen, besitzen; „bat ein Häuslein vnd Qarten, kein feldt", 
oder „hat ein Eleinhäusleia und 1^ scfaeffel feldt, ist anitzo nait 
Erbsen besäet". Der SOjährlge Krieg verwüstete viele dieser 
„Häuslein, Kleinhäueleiu oder büdlein". Die Häusler wurden 
gebraucht, weil sie die notwendigen Tagelöhner und Handwerker 
stellten; daher gewährte man ihnen bei der Aufnahme manche 
Erleichterung. Andreas Fritzsche „hatt ein blofs Tagelönerhäus- 
iein, zinset nach Posterstein, frohnet sonst nichts als weiberfrobne, 
vnd mufs vmh 1 gl. 9 ^ als eyn tagelöhner arbeiten". In 
Wettelawalde hatte ein Häusler sein Haus „um herrschaftliche 
Schulden, zinsen vnd Kuhgelde ahngenommen, auch kein Lehn- 
geld geben"; ein anderer „hett es ümb die Frohne ahngenommen". 
In Hainichen war ein Häuslein „wieder ahngerichtet, welches et- 
liche jähr wüste gelegen, vnd gegen 2 neue schock eingereumet 
worden ". 

Bereits die Landesordnung von 1589 ') hatte den Häuslern ver- 
boten Schafe and Tauben zu halten. Doch diese Bestimmung 
wurde nicht eingehalten. Die Häusler hielten Vieh jeder Gattung. 
„Daher weil sie kein Feld selbst haben, andern Leuten im Felde 
vnd Wiesen Schaden thun", so erging am 3. Juli 1645 *) ein Pa- 
tent an alle die, „ so zu ihren Häusern keine Acker, Gärten, oder 
Wiesen haben, wie auch Haufsgenossen", binnen 8 Tagen ihr 
Vieh abzuBchaffen. Die Häusler, die auf eigenem Qmndstilcke 
safsen, waren vollberechtigte Glieder der Gemeinde, als solche 
hatten sie Anteil an den Gemeindenutzungen. Die Hauptlast 
waren die Handfronen und der jährliche Erbzins, der als Steuer 
auf dem Hause ruhte. Die 21 Häuser in Droschka hatten 78} Tag 
Mann- und 78i Tag Weiberfrone, die sie auch durch 30 Taler 

1) LO. 1589, Tit LXXX, LXXXI; erneuert LO. 1705, P. II, Kap. 3, 
Tit. XS, XXII. 

2) LA. Cl VIII Nr. W. 
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„Frobndreyer" ablöaen konnten. AufBerdem verrichteten 6 Häuser 
den Erbdrusch um den 14. und 8 um den 10. Scheffel, und jedes 
HauB hatte mit 2 Sicheln zum Heu- und Grummetmachen anzutreten. 

Oft suchten sich einzelne gröfaere Güter einen festen Stamm von 
Arbeitern zu verschaffen, sie bauten deshalb einzelne Tf^löliner- 
oder DreBcherhäuser auf, io denen sie alte Hausgenossen ansiedelten. 
Alte Stellen, die auf Herren- oder Bauemland errichtet wurden, 
galten als „frey", d. h. aie waren mit ihren Leistungen an den 
Orundherm gewiesen, hatten kein Gemeinderecht und keinen 
Anteil an den Gemeindenutzungen. So finden sich zur Zeit der 
Separationen 2 Arten von Häuslern : solclie, die berechtigte Glieder 
der Gemeinde sind und an der Gemeindeversammlung teilnehmen, 
und solche ohne diese Eigenschaften. Steuer und andere Ab- 
gaben übernahm das Gut, von dem das Haus abgebaut war, 
„vererbt es nicht in die Gemeinde, steht auf einem Gute". In 
Hejersdorff ist ein „blofs Heuslein, stehet vff Berthold Engel- 
msons Bauernguthe, sitzt wie eine Nonne darinnen". 

Auch auf Gemeindegrund Stücken werden Häuser errichtet, 
die nichts geben. In Berbirsdorfi^ wohnet „Merten Schindler, ein 
Huffschmidt, in einem heuslein, vf der gemeine stehende, giebt 
nichts, ist vor sich semper frey gewesen". '}. 

Vor allem setzten die Ritterguter auf ihrem Gebiete Häusler 
an. Die „klein Tagelöhner heudein, Drescher häuslein anf 
Ritterguths Grund und Boden" werden streng von den andern 
Häuslern geschieden, weil sie nichts ins Amt geben. Das Ritter- 
gut übernahm Steuern und Abgaben, wofür der Häusler gegen 
einen bestimmten Akkordlohn bisweilen auch Zeitlohn dem Herrn 
seine Arbeitskraft zu überlassen hatte. In Weifsbach hatte das 
„Drescherhäuslein den Erbdrusch um den 18. scheffel, den schnitt 
mit 2 Sicheln ümb das 1'2. schock". Zscbechwitz hatte 4 Häusler 
angesiedelt, von den 25 Häuslern in Ehrenhain safsen 15 auf 
Ritterguts Grund und Boden. 

Die Häusler, die nicht Tagelöhner sind, treiben die ver- 
schiedensten Berufe. Im Osten sind sie Schneider, Schuster, 
Leineweber, im Westen vornehmlich Holzarbeiter, oder „er hett 
ein Pferd nehret sich damit und bewohnt sein Haus". Von 
einem andern heifst es: „trägt Saltz zum Verkauffen". 



1) OStA. Amt Altenhnrg 1651, Nr. 13; vgl. Kirchengalerie S. 268; 
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Um ein Hans auf ein Gi-undstUck bauen za dürfen, wird 
das Qarteurecht Terliebeo, „das Feld wird von der Viehetrifil 
entzogen und es wird hegbar gemacht" '). 

Oft entstanden Irrungen wegen der Lehn solcher abgeba,ut« 
Hftuaer; so herrschte üne solche zwischen dem Amte and dem 
Pfarrer zu GrofBenstein wegen der Häuser, die auf den Pfarr- 
gütem erbaut waren. Schliefslicb einigte man sich dabin, dab 
die HSuser ohne Feld nur einen Teil der herkSmmlichen Hand- 
&one leisteten ; sobald sie aber Feld halten, moTsten sie die völlige 
Handirone verrichten oder, wenn sie Anspannung hielten, das 
dritte Mal spannen *). Die Verpflichtung der „ledigen imd ohne 
Feld sich befindenden Heuserlein" bestand darin, „das 3. mahl 
die Handfrohne zu thun". Diese „Drittbandfröhner" blieben eine 
Eigentümlichkeit des Amtes Ronneburg, sie umfarsten alle die, 
,,die vf kleinen heuserlein sitzen vnd kein feld haben" '). 

Die Btftrksle Fronlast waren die Emtedienste, die gegen einen 
Akkordlohn verrichtet wurden. Wenn die Kräfte der Fröner 
nicht zureichten, so wurden freie Arbeitskräfte berangezogen, und 
das Streben der Gutsherren ging darauf, die im freien Lobnscfanitt 
geleisteten Dienste zu erblichen zu machen. 165U bescbwerten 
sich die Handfröner zu Oberlödla, dafs ihr Herr sie zum „Brb- 
trusch" zwingen wolle, nachdem sie dem „Jancker den Trusch 
ejn mahl freiwillig geleistet, woraus er nun eyne Gewohnheit 
machen will" *). In anderen Fällen suchten die Gerichtaberren 
ihre Untertanen zum Reihedrusch zu verpflichten, während sie 
tatsächlich nur Emtedienste zu leisten hatten. Stets erreichten 
sie einen Teil ihrer Forderungen. In Hainspitz verlangte der 
Gerichtsherr von Jagemanu ^) den Reihedrusch. Auf die Beschwerde 
der Untertanen wurde von der landeafürstlichen Regierung dem 
Geriditsherrn zwar der Reihedrusch untersagt, aber „es sollen her- 
gegen die Voterthanen, welche nicht Handwerke treiben, auch 
alters vnd vnvermügUchkeit halber sich dessen nicht zu verweigern 
haben, sondern derogleichen arbeit verrichten oder verrichten 
können, ihren Erbberm umb den Sechzebenden Scheffel, infals kein 

1) LA., Cl. XIII D* Nr. 9, Bd. 11. 

2) CA. ARg., Kap. IV, loc. 11, Nr. 7. 

D) CA. ARg. Kap. X, loc 27, Nr. 2, S. 69. 

4) LA, Cl. Xm Bi» Nr. 37. 

5) LA. Cl. XIII £t> Nr. 30. 



b, Google 



Die AgrarverfaMnng bia zum 17. Jahrhondert. tS 

Silisjahr vorhanden, ao dreschen verbunden seyn". Der Oerichtö^ 
lierr hatte sein Ziel erreicht Die ErSfte, die zu ihm ureprUnglicli 
nur in einem MietverhältniB standen ftir die Zeit, auf die sie sich 
verdungen hatten, waren an ihn gebunden und standen ihm ständig 
zur Verillgung. Aus der freien Verpflichtung war eine persönliche 
Last, die bald verdinglicht wurde, geworden. Niemand konnte 
die ArbeitBkräfte ihm wegmieten. 

Der zehnte Schnitt war eine Last, die für die Handfröner 
' — Häusler wie Handbauern — charakteriatisch weu*. Gewöhnlich 
wurde um das 10. Schock geschnitten und um den 20. Scheffel 
gedroschen '). In Weifabach schnitten die Untertanen um dm 
12. Schuck und draschen um den 16. Scheffel. Auf den fUrstlichea 
Vorwerken hatten die Handfröner zu Wilchwitz, Kraschwitz und 
Pöppschea neben anderen Fronen den Schnitt um das 1 1. Schock; 
Die Untertanen zu Sommeritz schnitten um die 10. Qarbe und 
draschen im den 16. Scheffel. 

Neben dem Zehntschnitt hatten die Handfröner noch ver^ 
echiedene andere Fronen. Eine Aufzeichnimg aus dem Amte 
Ronneburg von 15tl4 ^) berichtet darüber: Aufser dem Schnitt 
„müssen si* Iherüch alle Pflanzen stecken, hacken, allen Flachs 
vod Hannffgethen, rauffen, rifflen, ins wasser legen, heraufser 
nehmen undt weiter nichts mehr, Item das bew vndt Grumt dürre 
machen, wtjcbes durch die zugehörige Frobne nicht beschickt 
werden kan. Von diesen Frohnen allen giebt man ihnen nichts 
zu essen, dai Ihnen insgesambt 2 scheffell Korn, ausgeschlossen, 
wo sie Fflanztn stecken vnd hacken, jedesmabl Ein Mahlzeit von 
1 Suppen vnd 2 Zugemüsen". 

Gegen eiie Ausnutzung der Arbeitskräfte durch Steigerung 
-des zehnten S«hnittes richtete sich die Landesordnung '). Sie 
verbot denen „^om Adel, Biliar vnd Bawem, welche umb den' 
Zehenden schneilen lassen" die armen Schnitter „vber den Zehenden 
noch etzlicbe Tige frönen vnnd arbeiten" zu lassen. „Frembde 
Arbeiter" zum Zehntschnitt zuzulassen wurde untersagt, weil 
„der Zehndschniti vnnd andere Feldarbeit den Einwohnern" zu- 
stünde. Da der 2ehntschnitt sehr einträgheb war, so suchten die 



1) LA. Cl. Xin i^ Nr. 37; so in LÖbichau, Enau, Gerateoberg. 

2) CA. ARg., Ka). X, loc. 27, Nr. 9. 

3) LO. 1589, Tit. XXVII. 
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ZehntBchnitter ihr Privil^ zu wahren. Das Bittergut Schlöbea ') 
•eiste auf Ritterguts Boden einige Häusler an, die die Erntedienste 
zur schnelleren Beendigung mit verrichteteo. Darüber klagten 
die 20 Erbzehnschnitter beim Herzog 1644, weil ihnen dadurch 
der Ertrag geschmiüert wOrde. Scblierslich durfte der Heir zwar 
10—16 ZehntBchnitter mehr benutzen, nur roufsten sie „zur 
ergäntznng des abgangs an Zebenden die Heu Vndt grommet 
frohnen, sambt was denselben anhengig" mit Terrichten. 

Reihedienete waren die Jagddienste. „Diejenigen, «t kein» 
Ahnspannung haben, müssen Bey den Zusammentreiben, Btellea 
rndt Jagen vfwartten, item Hunde ziehen und ander Hand- 
reichung thuD, bekommen nichts zu lohne." ') Besondere Fron- 
dienste hatten die Häusler zu Trockenborn und Hummelshaio^ 
weil sie in der Käha der beiden lurstlichen Jagdhäuser lagen ; dafür 
bekamen sie eine gute Bezahlung. Noch immer kamen in den 
waldigen Teilen einzelne Wölfe vor. Alle Einwohner des Dorfe» 
hatten brä dem Treiben zu helfen. Kurftlrat Ernst varhiefa fiir 
jeden erlegten Wolf, wenn er auch nur wenige Tag: alt war^ 
1 Scheffel Korn als Belohnung. Später wurde bei derWolfejagd- 
frone keine Vergätung bezahlt ^). 

Mach der Reibe ging auch die Botenfrone, das ,Bottschafi- 
laufen"; je nach der Entfernung wurde eine verschielene Gegen- 
leistung gegeben; so unter 1 Meile '/« Pfund BroJt, für jede 
weitere „ 1 gl. Sommers vndt winters" beim Rittergut Gleina *). 

Die Landesordnung von 1589 verbot in Tit. jIV den Bau 
von „Mietbäusem", „weil darein leichtfertige, vmd von allen 
Orten verloffene vnbekandte Leute geaezt" würden. Wäre die 
Bestimmung geblieben, so hätte die alte, strenge bäunliche Klassen- 
einteilung fortbestanden. Doch dem herrscbaftlicbeninteresse wider- 
strebte eine solche Beschränkung. Die Landwirfechaft brauchte 
einen selbständigen Tagelöhner- und Handwerkersand, und daher 
wurde diese Schranke bald durchbrochen. 

§ b. Hausgenossen. 
Diesen mit einem Hause angeseSHenen Pefsonen stehen die 
unansässigen gegenüber, die HauBgenussen odtr Einlieger. Sie 

1) LA. a. XIII Hl" Nr. 48; CA. AK., Kap. XI.Joc. 64, Nr. 35. 

2) CA. AK., Kap. XI, loc. 64, Nr. 38. Frohndieasti der Ämter Leucbteu- 
borg und OrlamüDde 1673. 

3) CA. ÄA., Kap. XIV, loc. 204 D Nr. 1«. 
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begreifen in sich alle selbständigen Personen im Dorf, die htä 
einem Hausbesitzer zur Miete wohnen. SelbstverstäDclUch haben 
sie kein Oemeinderecbt; denn, da sie zn den Lasten der Gemeinden 
nichts beitragen, nehmen sie auch nicht an deren Nutzungen 
und Rechten teil. Für jeden aeuen Hausgenossen muTs die Er- 
laubnis zur Aufnahme nachgesucht werden, die nicht vers^t 
wird, wenn „glanbwirdige Kundschaft" beigebracht wird. Da 
ihre Zahl ziemlich grofs war, so ergingen Verordnungen, die die 
Zahl der Hansgenossen auf ein Paar in jedem Dorfe beschränken 
wollten. Jährlich entrichteten sie Schutzgeld oder Hausgenossen- 
geld, das dnrchschnitÜich 1 fl. betrug. Bisweilen ist die Abgabe 
getrennt in ein Schutzgeld von 1 fl. und in die Hausgenossenstener 
von 6 gl. Die Hausgenossen sind Lohcbandwerksr der verschie- 
densten Gattungen oder Tagelöhner. Treiben sie ein Gewerbe, 
so unterliegen sie im 17. Jahrhundert einer besonderen Gewerbe- 
steuer. 

Auch ein HauBgenoBse kann Acker in der Flur besitzen. Der 
Fall ei^b sich leicht bei der Erbteilung eines Häusleranwesens, 
dessen Acker keine PerünenzquaUtät zum Hause besafs und daher 
frei Teräufserlich war. Das eine Kind übernahm das Haus, die 
anderen, die Hausgenossen wurden, teilten sich in den Acker. 

Die Frondienste der Haasgenossen waren gering, da sie als 
ein fluktuierendes Bevötkerungselement nicht leicht zu fassen waren. 
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Z'vreiter A-bsclmitt. 
Slebzelmtes und achtzehntes Jahrhundert. 

Erstes Kapitel 

Oai F&ntentiuii Altmbn^ naeli dam Dmbigjfthriffni Krie^. 

§ 1. Der altenburgische Bauer um 1648- 

Der 30 jährige Krieg hatte ausgetobt. Kb galt die Wunden 
zu heilen, die die Schreckniese einer bo unruhigen Zeit über das 
Land gebracht hatten. Lange dauerte ea, ehe die Spuren ver- 
wiBcht waren. Die Menscheozahl hatte abgenommen, das Vieh 
war abgespannt, der Boden verwüstet Fruchtbares Ackerland 
war zu öder Heide geworden, zahlreiche Wüstungen entstanden, 
und der Name des untergegangenen Dorfes lebte nur in der Flur- 
bezeichnung weiter *). Auch die fiteueranschlftge berichten von 
den schlimmen Zuständen. In Linda ist ein Handgat, dessen 
„Besitzer ist davon entlauffen, yndt alles aus dem gutbe mit- 
genommen als Fenster vndt dergleichen". Furchtbar hatten die 
Schweden gehaust. Dörfer zündeten sie an, Pferde nahmen sie 
vom Pflug; junge, kräftige Leute führten sie gewaltsam mit sich 
fort und hielten sie gefangen, bis sie Soldaten wurden. Inzwischen 
ging das heimische Gut seinem Ruin entgegen. Abgebrannt, ohne 
brauchbare Werkzeuge und ohne das nötige Ärbeitsmaterial an 
Menschen und Vieh konnten die alten Bauersleute ihren Bedtz 
nur dürftig bestellen. Wenn sie starben, nahm sich niemand des 
Gutes an; so wurde es ganz wüst*). 

Kaiserliche wie schwedische Truppen raubten und plünderten 
in gleicher Weise; zwischen Freund und Feind bestand kein 

1) Vgl. Wagner: Die Wüstungen des Herzogtama Äll«nbarg, Mitt 
Ost. III, 209; Lobe, Die WüatuDgea des Amte Alteoburg, Mitt Ost. IX, 
78. Die WQatungeD des Amtsbezirkes ßoda in den Mitt. des geachichta- 
nnd altertnmsforgciiendeD Vereins zu Kabla und Roda III, S. 315. 

2) CA. ARg., Kap. X, loc. 27, Nr. B. 
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.Uuterecbied. Beeondere stark wurde das Land nach der Schlacht von 
Breitenfeld mitgenomnien, da von Leipzig eine StraTse Über Alten- 
but^ durch das Vogtland nach Franken fUhrte. In Linda war 
den Einwohnern alle Anspannung w^genommen worden, so dalä 
sie sich, um ihre Felder zu bestellen, selbst vor die Pflüge spannen 
mnfsten '). In Ronnehnrg wurden 6 Musketiere gehalten , unter 
deren Schutz die Bauern die fürstlichen Vorwerksfelder bestellten. 
Da aber gleichwohl 1630 vor den Toren der Stadt 51 Kärrnern 
die Pferde ausgespannt wurden '), so stellte der SchÖSBer die Feld- 
bestellung ein. Auch die ZaU der „gartenden" Landsknechte 
vermehrte sich trotz aller fürstlichen Verordnungen ständig '). 
1635 bat die Ritterschaft sogar um Erlafs dnes Patentes zum 
Schutze der Landbevölkerung, die „&8t gSntzlich ausgeaanget 
werde ", 

Schwer fiel es den Untertanen das Frongeld zu bezahlen. 1636 
mufste den altenburgischen Anspanaern der 3. Teil erlassen werden. 
1651 *) baten die Anspanner zu Schmirchau, ihnen die 14 fl- 
Frongeld nicht abzufordern. Sie wollten dafür 14 Tage Acker- 
frone tun, weil die Kriegslasten ihre Guter allzusehr „deterioriret" 
hätten. 

Zur Annahme der Güter mufsten der bäuerlichen Bevölke- 
rung besondere Erleichterungen gewährt werden. In Wett^walde 
wurde ein Gut „um die herrschaftlichen Schulden, Zinsen und 
Kuehgelde", ein Haus „ümb die Frohne angenommen". Die Guts- 
herren waren froh, wenn die Bauerngüter, damit sie nicht wüste 
liegen blieben, überhaupt einen Annehmer fanden. Meist wurde 
ein Zinserlafs gefordert. Bei Thierschneck war „ein stUck vn- 
gebaueter plaz oder Leeden" gegen 2 ä. Leedenzins zum Anbau 
auBgetan ''). Da durch die „schwehren Kri^ Zeitteo, Einqvartir- 
vnd Plünderungen" die Felder seit 1639 wüst lagen, war all- 
mählich ein Zinarest von 18 fl. entstanden. Nur gegen Erlafs 
von 2 Dritteln des Zinsrestes erklärten sich die Erben des Be- 
sitzers bereit, die Felder in Kultur zu nehmen. 

Aholich war es in Loit«cben. Als dort Toffel Örttel und Nichol 



1) Kirchengalerie S. 126. 

2) CA. ARg., Kap, X, loc. 27, Nr. 2. 
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Werner 1651 ein „wüste unil oede liegendes guth" erkauft hatten '), 
wurden ihnen bis Michaelis 1653 „die hieranff hafftenden Intraden 
xur Häläle " erlaBsen. Da aber „ daa erste Jahr hierauf nichts bestellet 
gewesen, der Zeit aber auch, Wir beiderseits Kost vnndt Sahmen 
kau£fen, die verwilderten Felder ausrotten, Vnnd Vns nebenst 
Vnsern bluthsauem schweifs, gautz kümmerlichen hinbringen 
naüssen", so suchten und erhielten sie einen neuen Zinsorlafs. 

Lange waren die Folgen des Krieges in der Landwirtschaft 
zu spüren. Viel langsamer als der fruchtbare Ostkreis erholte 
tdch der dürre Boden des Westkreises. Noch in den Jahren 
1680—90 ') treten im Amte Boda zahlreiche Gesuche um Erb- 
zinserlafs von Ackern auf, die entweder ganz wüste liegen, oder 
die nur wenig einbringen, da auf ihnen kein geregelter Ackerbau 
betrieben werden kann. Bisweilen gerieten die Prfistationen ganz 
in Vet^ssenheit. In Mennewitz besafs ein Bauer einen Acker 
12 Jahre, ehe man ihm etwas abverlangte '). 

Da die Kassen des Landesfiirsten durch den Krieg sehr in 
Anspruch genommen waren, die Einnahmen sich aber verringerten^ 
so ergrifr die fürstliche Rentkammer jede Gelegenheit, neue Geld- 
mittel zu erlangen. Der Oberst von Böse auf Fucfashain suchte 
1646 darum nach, die Hufen-, Pferde- und Handfrongelder, 
Bau- und Scheitfuhren, sowie Obergerichte, die das Amt Alten- 
borg in einigen Dörfern hatte, über die jener Zinsen, Lehen 
und Erbgerichte besafs, käuflich zu überlassen. Gern willigte die 
fürstliche Kentkammer ein. Da die Fronen und Ge&lle auf 307 ä. 
10 gl. 6 i) jährlich taxiert wurden, so wurde der Kaufpreis auf 
6285 fl. 15 gl. festgesetzt. Dazu kam noch ein Zinarest von 
300 Talem , den der Käufer ebenfalls zu erlegen hatte. Aus- 
geschlossen blieb vom Verkauf nur Landeshoheit, Steuer, Folge^ 
Jc^dfrone und der übliche Hufenhafer *). 

Um die bäuerlichen Lasten zu vermindern, genehmigte die 
Kammer die Teilung der Bauerngüter oder den Verkauf einzelner 
Besitzstücke. Schon 1627 wollte der Kriegsschäden wegen Philipp 
Schader zu Seitenroda ') ein Stück Wiese und Holz, „so in sein 



11 CA. AKa., Kap. X, loc. 23, Nr. 2. 
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aha ZioBsen uodt Frohaen hochbeBchwelirt Gueth gehörig vudt 
kein ledig Stück ist" dem Pfarrer verkaufen. Der Scbösser zu 
Leucbtenburg eucbte es za verhindern, „ dann do solches geschehen 
solle, würde beut oder morgen solch Zinfs Grueth li^ndt bleiben". 
Gleichwohl gestattete die Kammer, das Holz und die Wiese, weil 
jener sonst „kein mittel der zaluuge" besafs, dem P&rrer auf 
„6 iahr wiederkeufflich zukommen" zu lassen unter der Bedin- 
gung, dafs „ehr das Kauffgeld eu nichts anders alls zur besse- 
jung seines guÜies anwende". 

Bau abgebranntes Pferdegut zu Serbitz will Barthol Schulze 
1649 ilberaebmen, wenn es auf 3 Jahre yoo allen Frondiensten 
befreit und in ein Gärtnergnt verwandelt wird '). Da der gröfste 
Teil der Felder und Wiesen schon verkauft war, so mufste Herzog 
Friedrich Wilhelm, dem die „höchst schedlichen Zerstückelungen" 
zuwider waren, die Genehmigung erteilen. Auch in Remsa mufsten 
von einem Anspanngnt, das 11 Jahre wüst gelegen hatte, zur 
Bezahlung des Lehngeldes Felder verkauft werden, so dafs das 
Out nicht mehr spanntäbig blieb. 

§ 2, Die Gesetzgebung nach 1648. 
Die erste Sorge nach dem „langewerten, bochschädlichen 
Kriege" mufste es sein, die Steuerverhältnisse in die „behörige 
Ordnung" zu bringen. Zwar waren schon 1646 und 1646 flüchtige 
StfiueraDBchläge für einzelne Ämter aufgestellt worden, die „umb- 
«in sehr hohes geringer" geworden waren im Vergleich zu 
früheren Anschlägen. „Bey der nun etliche, wiewohl wenige Jahre 
hero verspürten guten Landes Sicherheit" waren eine Reihe wüster 
Güter in Anbau genommen, bei anderen Gütern waren die bei der 
Steuerrevision von 164S noch unangebauten Felder bebaut, und 
„allerhand nutzbar Vieh" hatten sich die Bauern zugelegt Aus 
diesem Grunde unternahm es Herzog Friedrich Wilhelm mit Zu- 
stimmung seiner Stände 1651 „zur Verminderung derer so viei- 
ätltig auffeinander bifsbero angekündigten Steuern, die revidirten 
Anschläge anderweit, durchzugehen, die Verbesserung der Steuer- 
bahren Guter und Stücke darein zubringen, und dergestalt denen 
bifshero willigen Contribuenten , soviel zu geschehen müglich, die 
Last in etwas zu geringern". Für Stadt und Land wurden nach 
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eiDem beBtimmten Plane die Steueranscbläge aDgefeiügt. Eine Korn- 
miBsioa, die fUr einzelne Bezirke niedergesetzt wnrde, hatte die 
ÄuBB^en der Bauern aufzuzeichnen. In 16 Fragen waren die Be- 
BtimmoDgen eingeteilt, die eich mit allem, was zur bäuerlichen Wirt- 
schaft gehörte, beschäftigten: Quatit&t des Qntes, OröfBe, Par- 
zellierung, Flächeninhalt der einzelnen Stücke. Auch die Zinsen 
waren anzugeben, und wem die Lehn zustand. Dann folgte die 
Hfihe der Fronen and wohin sie zu leisten waren. 

Die Höhe der Steuer, den Kaufpreis des Outes wollte die 
Kommission wissen. Ob StQcke wüst lagen oder an andere ver- 
kauft waren, wieviel, Vieh Torhanden war, und ob ein Haus- 
genosse Auin^Rie geftmden hatte, alles wurde aufgezeichnet In 
seiner Einheitlichkeit bietet der neue Anschlag ein vorzugliches 
statistisches Material zur 'Erkenntnis der bäuerlichen Lage im ge- 
samten Lande. 

Obwohl unrichtige Angaben von den Obergerichten streng ge- 
straft werden sollten, so hintergingen doch die Bauern die Kom- 
missionen. Zu Langenleuba steht im Anschlag bemerkt, dafs „kein 
eintziger Vntterthaner recht angesaget, sondern mehr als >/i theill 
vnterschlagen vudt verschwiegen". Für Frohnsdorf Ififst sich nach- 
rechnen, um wieviel die Untertanen zu wenig angaben. 

Durch diese Katastrierung des gesamten bäuerlichen Vermögens 
suchte die Kammer ihre Einnahmen sicher zu stellen und einen 
Einblick über deren Höbe zu gewinnen. Diese finanzpolitische 
Mafsregel war auch für die Bauern von hohem Nutzen. Eine ge- 
rechtere Besteuerung wurde eingeführt; die Gröfse und der Um- 
fang der Zinspflicbtigkeit festgestellt In vielen Fällen wurden 
die Fronen neu geregelt und in ihrer Quantität wie Qualität be> 
stimmt 

Auch die bestehenden Gesetze hatten sich als unzureichend 
erwiesen, Ordnung im Lande zu schaffen. Daher griff man zu 
neuen gesetzlichen MaTsregeln. Bereits während des Krieges hatte 
die fürstliche Regierung den Erlafs einer „Geände, Tagelöhner 
und Hau dtwerker Ordnung" beabsicbtigt. 

Dem Vorgehen der benachbarten Staaten nach dem Friedens- 
schlüsse konnte auch Altenburg nicht länger untätig zusehen '). 
In Kursachsen hatte Kurfürst Johann Georg eine Qesinde- 
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Ordnung ') „aus unumbgatiglicher nothdurfft wegen des eiiigeriBeenea 
allzuhohen Lohne der Dienatbothen und Arbeiter, UnBem Unterthanen 
zum Besten" au&icbten laeaeD. Einige Exemplare schickte er dem 
Herzog Friedrich Wilhelm, und überzeugt dafs die Zuatände in 
des Herzogs Landen ähnliche wie in Euraacbeo waren, bot er sich 
zu „nachtbarlicher Handtbietung" an. In jedem Amte wurde eine 
fürstliche Kommission gebildet, die aus den Ratsmitgliedem der 
Amtsstadt .und einigen Mitgliedern der Amtsverwaltung bestand. 
Diese Kommisuonen sollten sich dann „förderlich zusammen be- 
tagen, die Cburtiirstliche ONnung zur Handt nehmen, selbige wohl 
Uberl^D vnd insonderheit erwegen, welcher Greife im ChorfUrstea^ 
thumb Sachsen, der Landesartb, vnd anderer gelegenheit nach sich 
mit obberührten Ämbtern md Städten vetgleichen möchte". So- 
bald darüber Klarheit herrschte, hatten sie „Jemandt von den 
Eltiaten der Stadt sowohl dreien vomehmbeten Doräschafften" hin- 
zuzuziehen und sieb hei ihnen zu erkundigen, „was biebevor zu 
gutten Zeitten wegen des Ctesindes vnd Arbeiterlohnes bräuchlich". 

Schliefslich griff auch die Landschaft ein , als ein Entwurf 
ihr vorgelegt wurde ; sie bestimmte aus jedem Kreise einige Depu- 
tierte, die sich gutachtlich über die kursäcbsische Qesindeordnung 
äufsern sollten, besonders aber, „was etwa nach Eines oder des 
andern orths gel^enheit, zu imitiren vndt zu practiciren sejn 
möchte." Zu diesem Zwecke wurde eine Zusammenkunft auf 
den 10. November 1651 anberaumt, die zugleich aktuelle Fragen be- 
handeln sollte: „wie die annoch wiisten GUter förderlich hinwieder 
an Man gebracht, Vnd die darauf haftenden gefeile gangbar ge- 
macht werden möchten," In betreff des Anbaues liefs man es 
bei dem Landtagsabscbiede von 1643 bewenden, wonach „vmb 
deren anbswung denenjenigen, so solche an sich erkauffen woldten, 
ein Jahr, 2 oder 3 der Erbzinssen, Steuer vndt Frohndienete er- 
laafs haben sollten". 

Da diese Zusammenkunft zu keinem zufriedenstellenden Er- 
gebnis führte, so reichten die Mitglieder der Kommission ihre 
Berichte schriftlich ein, deren Inhalt, soweit er neue Gedanken- 
kreise erschliefst, im folgenden Kapitel zu besprechen ist Nach- 
dem Mitte Dezember die Berichte eingegangen waren, ging die 
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fürstliche Begierang an eine Schlubbentung des Entwurfs, Aa 
»Is „Ordnung wie es hinfbro mit des Dienst Qesindes, sowohl 
Tagtöbner and benebenst deuenselben der Zimmerleute, Mäaerer, 
Kleiber und snderer Hsndwercker, die ümbs Taglohn arbeiten, 
Jahr- Wochen* und Tage- auch Bothen Lohn and 8onst«D eu 
halten" gedruckt wnrde. Obwohl die Qeandeordnong erst am 
3. Febroar 1652 publiziert wurde, so trSgt sie auf dem Titelblatt 
noch die Jahreszahl 1651. 

Zq gleicher Zeit war man auch mit der weimarisehen Linie 
bemüht, die gemeinsame LandesordniAg von 1589 zu revidiereii 
und zu verbesBem „und dadurch, wie andern vielen, bey denie 
durch Gottes VerhängDiTs, vorhergegangenen leidigen laDde8ve^ 
derblichen Kriegs Wesen eingerissener Zerrüttung, heilsamer Polizey 
zu remediren, und bester Miiglicbkeit abzuhelfen". Da das „ganüe 
Folizej und Justitien Werk" so schnell nicht beendet werden konnte, 
wurde als eine „gemeinnützige Special Ordnung" nur die neu« 
G^indeordnung veröffentlicht. Die „Deliberationes zu einer Polize; 
vndt Landes Ordnung" nahmen zwar eine Zeitlang ihren un- 
gestörten Fortgang. Da sich die Schwierigkeiten mit der ivetms- 
riachen Linie nicht überwinden liefsen, so blieb die Landeaordnung 
unvollendet. Niemand drängte melir, da die Wirkungen des 
FriedensBchluBBea immer fühlbarer wurden und geordnete Zustände 
eintraten. Die Ausnahme beetimmungen, welche die neue Landet 
Ordnung bringen sollte, wurden hintallig. Erst der Anfall der 
altenburgiscben Lande an Gotha brachte neue Versuche, die Kecbts- 
BUstände den Zeitverbältnissen anzupassen. 

1672 war mit Herzog Friedrich Wilhelm das altenburgiscbe 
Fürstenhaus erloschen. Die Zwisügkeiten , die innerhalb des 
emestinischen Hauses zwischen der gotbaischen und weimariscbes 
Linie entstanden, wurden bald geschlichtet Herzog Ernst schlols 
am 16 Mai 1G72 zu Altenburg einen Vergleich mit seinen Vettern, 
der die reiche altenburgiscbe Erbschaft zersplitterte. Ein Viertel 
des Landes kam an Weimar, während drei Viertel bei Qotba 
blieben. Unter den Landesteilen, die Herzog Ernst der Fromme 
von Gotha erwarb, befanden sich alle Teile des heutigen ätaats- 
gebietes. Nur kurze Zeit regierte Herzog Ernst über Altenbui^; 
bereits 1675 starb er. Seine Begierungszeit war für das Fürsten- 
tum Altenburg ohne Bedeutung. Kur eines tag ihm am Herzen, 
er strebte die von ihm 1666 erlassene Gothaiscbe Landesordnang 
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in Ältenborg eiDzuf^hren '). Daher nahm er clie abgebrochenen 
Fäden wieder auf, ohne dafs er eetnen Wunsch verwirklicht sah. 
Der Wille des Herzogs acheiterte an dem Widerstände der Bt&nde. 
Als 169,T eine neue Auflage der gothaischen Landesordnung ver- 
anstahet wurde, hatten sich alle Beamten nnd Gerichtabalter in 
Altenburg ein Exemplar anzuschaffen, „allermafBen neue he§agte 
Landes Ordnung billig in allen Gerichts Stuben bey der Hand 
zu haben, umb die viele darinn befindliche und in hiesigem 
Füratenthum mit besondern Nutzen eingeführte Ordnungen und 
anstalten unter der Hand im Altenburgischen auch ToUends in 
Übung zu bringen". Da sich die Ritterschaft fortdauernd wider- 
spenstig zeigte, so führte Herzog Friedrich I. die Oothaische 
Landesordnung auf dem Verwaltungsw^ ein. Endlich 1698 war 
es soweit gediehen, dafs die Landschaft ein Konzept der neuen 
Ordnung dem Herzog senden konnte. Ehe Herzog Friedrich I. 
ein Entscheidung traf, nahm er mit seinen „flirstbrtlderlichen 
Vettern" Rücksprache. Herzog Christian von Eisenberg und 
Herzog Johann Ernst von Saalfeld schickten einen Hofrat nach 
Gotha, „um beyderseitig die Sache zu beschleunigen". Nachdem 
1702 die eisenbergiachen und aaalfeldischen Monita zur Prozefs- 
ordnung erledigt waren, folgten 1703 die zur Landeaordnung. 
Als beide noch sprachlich „adjusdrt" waren, war das Gesetz- 
gebungswerk vollendet 1704 wurde die Prozefsordnung und 
1705 die neue I^andesordnung gedruckt. 30 Jahre hatte es ge- 
dauert, um ein Abbild des gothaischen Originals zu schaffen. 

Ehe wir zu den agrarischen VerbältnisBen zurückkehren, 
müssen wir der Umwälzungen gedenken , die mit dem Tode 
Herzog Emsts 1675 eintraten und für die Agrarpolitik im Aus* 
gange des 17. Jahrhunderts bestimmend waren. 

§ 3. Das Fürstentum Sachsen-Eisenbefg. 
Ernst hatte noch einmal den gröfsten Teil der emestinischen 
Erblande in seiner Hand vereinigt Da aber ein Eretgeburtsrecbt 
nicht bestand, so war die Möglichkeit eiuer starken Zersplitterung 
seines Erbes gegeben. Unter 9 Kindern, die Ernst bei seinem 
Tode hinteriiefs, waren 7 Söhne. Wichtig wurden die Bestim- 
mungen seines Testamentes vom 31. August 1654, die durch 

1) LA. Cl. VI B Nr. 12. 
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Abb Äo&ll der altenbnrgiBchen Lande E^i^inEungen notwendif 
mftcht«n ■). Demiuch sollten die Lande angetalt bleiben, im 
alle Erben mündig wiren, ihre Zahl ücb v^mindert oder die 
Lftnder ü^^dönen Zuwachs erhalten hätten. Jede „fiirstlicbe 
Landeaportion" sollte möglichst gleich sein, und einem jedes 
Fürsten sollten Privil^ien and staatliche Befagniose innerhalb 
seines Oebietes ohne weiteres zustehen. Dementsprechend wurde 
die Regierung dem ftlteeteo Bruder I^edricb übertragen- Ab 
sich jedoch einige Brüder verlobt oder verheiratet hatten, langte 
die gemeinschaftliche Hofstatt zn Gotha nicht aas; daher be- 
gannen seit 1676 die Teilungsv^bandlnngen unter den Brüden. 
Sie stützten sich aaf die Stelle des Testamentes, nach der es einem 
jeden der Brüder freisteben sollte, sich die lUr ihn bestimmteii 
„Deputatgelder" auf einzelne Amter anweisen zu lassen. Zaerst 
erfolgte 1676 eine Verteilung der Eammergüter, und noch im 
gleichen Jahre erhielt Christisn die Ämter Eisenberg, Roda, Ronne- 
burg und Camburg als selbständiges Fürstentum, mit den anderen 
Brüdern kam es erst am 24. Februar 1680 zu einem Haupt- 
vergleicbungsrezefs , durch den nur die beiden Brüder Älbreciit 
und Bernhard die Selbständigkeit ihrer Gebiete erlangten, während 
die übrigen */t des väterlichen Erbes nicht zerrisBen, Bondem dem 
ältesten Bruder unter einer Regierung belassen wurden. Schliels- 
licb verzichtete auch Christian von Eisenberg auf eigene Ver- 
waltung. Der Anteil des ältesten Bruders war doppelt so grols 
als die der übrigen Brüder, um nicht Hoheit und Ansehen des 
Hauses allzusehr zu acbwächen. Die Regierungs- und Konsistorial- 
gescbäfte blieben bei den Kollegien in Gotha und Altenburg, 
tmd zwar hatten sieb Chriatäan von Eisenberg und Johann Ernst 
von Saalfeld nach Altenburg, Heinrich von Römhild und Ernst 
von Hildbuigbausen nach Gotha zu wenden. Was sich die Fürsten 
zur eigenen Entscheidung vorbehielten (peinliche Urteile, Strafen, 
Bestätigungen), wurde ihnen zugestellt Das altenbui^scbe Gebiet 
blieb sonach, wenn auch geteilt, in der alten Verfassung, da Herzog 
Christian auf die meisten Hoheitsrechte aus Nützlichkeitsgründea 
verzichtet hatte. Obwohl das Fürstentum Altenbuig 150 Jahrs 



1) LA. Cl. V Nr. 6, 7; CA. ARg., Kap. X, loo. 27, Nr. 3-, dam da» 
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mit Gotha vereinigt blieb, bo war docb die YerfasBung und Ver- 
waltung beider Staaten verschieden; ein jeder wahrte seine Selb- 
ständigkeit. £a bestand nur eine Personalunion zwischen ihnen. 

g 4. Der Kampf der Bauern gegen die Fronen. 

Die Einrichtung des FUrstentoms Eisenberg bedeutete auch 
eine Beschwerung der FrSner mit neuen Diensten. Hervorgerufen 
wurde de durch den Ausbau des Amtshauses zu Eisenberg zu 
einem fürstlichen Schlosse. „Nachdem nun zu derselben Ver- 
führung starcke Frohnfuhren, wie leicht zu erachten, erfordert 
werden, und solche anger^em Amt allein und ohne beyhiilffder 
andern Ihrer Liebden aeeignirten Äembtem zu thun zu schwer 
und ohnmöglich fallen wil", so soll die Kammer die benötigten 
Fronfiihren unter alle Pferde- und Handfröner der zugewiesenen 
Ämter verteilen '). Zahllose Beschwerden gingen bei der Rent- 
kammer in Altenburg wegen dieser neuen Last ein. Die Unter- 
tanen zu Camburg erkannten zwar ihre Schuldigkeit zu solchen 
Diensten an; aber sie erklärten ihre Unmöglichkeit, solche Fron- 
dienste zu leisten. Nur eine Fuhre wollten sie tun, um den guten Willen 
zu zeigen, zu mehreren jedoch könnten sie sich nicht verstehen *). 
Ganz besonders erregte es ihren Arger, dafo nur die Amtsunter- 
tanen zu solchen Frondiensten herangezogen werden sollten, während 
alle adhgen Untertanen frei blieben. Alle Fronleistungen an den 
Staat wurden unter privatrechtlichen Titel gleistet; eine all- 
gemeine Staatspflicht kannte man nicht. Nicht der Staat als 
solcher war der Bezugsberechtigte, sondern der Fürst als Inhaber 
gerichtsherrlicher und grundherrlicher Berechtigungen. Deutlich 
kommt es in dem Ausdruck „Landesherrscbaft" zutage-, sie steht 
gegenüber der privaten Herrschaft, der Bittei^tsherrschaft. 

Die Fronen, die zum Eisenbei^er Schlofsbau begehrt wurden, 
waren Bittfronen. Es bestand kein Zwangsrecht tür sie. Klar 
klingt diese Auflassung aus einem Schreiben der Kammer an die 
Amtaverwalter zu Eisenberg und Roda vom 6. April 1677 hervor. 



1) Zirkulär des Herzogs Friedrich I. vom 8. Febr. 1677. CA. ABg., 
Kap. X, loc. 27, Nr. 2. Im Amte Konnebarg war die SVönerschaft sehr 
gering, ea standen nur 216 Personen aus 12 DÖTfem (der Schreiber bringt 
darch fokchea Addieren nur 189 berans) znr Verfügnog; nSmlich 64 An- 
spanner, 83 DrittBpanner, 99 Hand&3ner, 20 Dritthandfröner. 

2) CA. Alte., Ktp. X, loc. 27, Nr. 3. 

5» 
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Da kein AmtsnoterUn verpflichtet war, aich aufseriialb der Qreuza 
seines Amtes mr Frone verwenden zu lassen, und da die eiBen- 
bergischen AmtedSrfer nicht alle Fronen znm Schlofabau leistoi 
können, so sollen die Beamten ihren Untertanen „beweglich zu- 
reden, S. F. Ld. mit freiwilligen baufnbren und handlan^piag u 
die band zu gehen, damit dero residenzbaw umb eoviel destc 
eher befördert werden möchte", weil „bey privat gebSuden, auch 
die nacbbam eines ohrts oder wohl sogar irembde auff ansuchen 
solche bittfuhren nicht versagen" '). Qenau wurden die Be- 
stimmungen fUr Ronneburg, das den weitesten Weg zurück- 
zulegen hatte, getroffen. Stets ein halbes Dorf hat zugleich zur 
Frone in Eisenberg zu erscheinen, und zwar einen Tag vorher, 
ehe die Frone beginnt. Drei Tage dauert die Frone, und während 
dieser Zeit haben die Frfiner sich selbst zu beköstigen. Die An- 
spanner haben ihre Pferde, die Handfröner ihr Arbeitawerkzeog 
mitzubringen. Am b. Tage kehren sie in ihre Dörfer zurück, und 
neue Fröner treten an die Arbeit. Eine Vei^ütung filr ihre Arbeil 
und für ihre Unkosten erhalten die Fröner nicht. Diese Bittfuhren 
waren eine harte Last Die Fröner wurden mindesten fünf Tage 
von ihrer häuslichen Arbeit abgehalten. Diese Belastung war um so 
drückender, als die Leistung sehr schell an allen Untertanen herum- 
gegangen war, da nur vier Dörfer ganz und aus den anderen 
wenige Untertanen ins Amt gehörten. Wegen des weiten Wegea 
und wegen geringer Anspannung suchten sie bald um Erlafs der 
Frone nach, und die Bittfahren wurden zu einem Mittel, Geld 
zu erpressen, das Christian zum Schlofabau nötig brauchte. Gtegen 
eine jährhche Abgabe von 'i fl. von jedem Anspanner und VOD 
12 gl. von einem Handfröner wurde diese Fronlast beseitigt *), die 
nun den rodaischen, eisenbergiachen und cambur^schen Unter- 
tanen aufgebürdet wurde, obwohl „ihre Pferde dermafsen ab- 
getrieben, dafs sie kaum noch in der Haut hangen, weiln wir 
fast Tag und Nacht fahren mUssen". Auch in anderen Teilen 
des Landes entstanden Streitigkeiten und Irrungen mit der 
Frönerschaft. 

Anlafs zum Klagen gab auch die geringe Bezahlung der 
Viktaaliea. Nicht alles, was die Bauern liefern mufsten, er- 



1) CA. ÄEg., Kap. X, loo. 27, Nr. 3. 

2) CA. AE., Kap. XI, loc. 88, Nr. 2. 
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zeugten sie selbst. Manchea mursten sie kaufen. Ähnlich ver- 
hielt es sich mit dem Kaufhafer, den manches Dorf neben dem 
Erbzinsgetreide zu entrichten hatte, und fiir den sie nur die 
. Hälfte des üblichen Marktpreises erhielten. Ihr Streben lief 
daraus hinaus, für ihre Produkte soviel als sie zahlten, wieder 
zu erhalten '). Aus diesen Ursachen gingen 1677 die Klagen 
• der rönne burgi sehen Untertanen hervor, die zur Hofstatt in 
Altenbui^ und zu den fürstlichen Ausrichtungen in Ronne- 
burg die Viktualien zu liefern hatten *). Die Bezahlung erfolgte 
nicht in barem Qelde, sondern der ihnen zukommende Geldbetrag 
V TTurde an den Erbzinsen und Frongeldem gekürzt Die Last war 
; durch die Einrichtung des Fürstentums Eisenberg nur noch ge- 
:i wachsen, indem sie auch Lebensmittel, Stroh und Hafer zum 
dortigen Hofhalt zu fahren hatten. Obwohl der Weg weiter und 
,f anstrengender als nach Ältenburg und Eonneburg war, so war 
.. doch die Bezahlung geringer. Die Bezahlung der Viktualien er- 
{o^te zwar sofort, aber die Fröner wollten „bei den vorigen Taxt 
[; verbleiben und die Bezahlung dafür wie sonsten an Erbzinsen 
undt frohngeldem decurlii-et" haben. Vor allem aber begehrten 
^ sie auf jedes Pferd bei den Fuhren nach Eisenberg, „do wir fast 
2 tage müssen zubringen", täglich 9 gl. Spanngeld. Diesem 
, billigen Verlangen vermochte eich die Kammer nicht zu wider- 
^ setzen. Interessant ist eine Zusammenstellung der Vergütung für 
die einzelnen agrarischen Produkte: 



zahlen selbeti 



eg wird gezahlt: 
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1) CA. AA, Kap. XIV, loc. 86, Nr. 11'. 

2) CA. ABg, Kap. X, loc. 27., Nr. 11. 
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§ 5. Di« Fronregister. 

Der Krieg, der DentscliUnd 30 Jahre verbeert hatte, baik 
die wirtscbaftlicheD VerhältniBse in UnordnuDg gebracht. Höbe 
und Umfang der EVonpflichtigkeit der Bauern war eDlschwandeii; 
«6 nea zn regeln stellte man Erbregister und Fronrezesae ad 
Private Gutsherren wie der Landcafiirst hatten rän gleiches Inter- 
esse daran. Am frühesten entstanden sie für die itirstlichen Ya- 
waltangsbeamten , am als Richtschnur zu dienen. Bald folgten 
die mttergater mit Erbregistem nach, die das HerkommeD auf- 
zeichneten und bei Streitigkeiten von den Gerichtsbehörden als 
gesetzliche Beweismittel ftir Höbe und Umfang der Fronverbind- 
lichkeit angesehen wurden. Es möge hier der Auszug aus „dei 
Nachricht von der Frooe im Amt Altenburg" Platz finden, der 
1670 niedergescbrieben und in seinem ersten Teil die 162T> und 
1636 getroffenen Bestimmungen wiederspi^elt '). 1670 gab es 
599 Pferdefröner mit 1367 Pferden, die teils Katuralfrone leisteten, 
taäa ein jfihrlichee Proogeld zahlten, das von 1 fl. 10 gl. 6 ^ bia 
5 ä. für ein Pferd schwankte. Aufaerdem hatten sie jährlich 
1072} Baufubren und 1459 Holzfuhren zu leisten. Wenn sie 
diese ablösen wollten , gaben sie für 1 Baufuhre 24 gl , liir 1 
Holzfuhre 16 gl. Schliefslich waren sie zu Landtuhren verpflichtet, 
deren Bezahlung ihnen am Frongeld abgerechnet wurde. 

Aufserdem gab es 1210 Handfröner im Amt, die 12 gL 
bis 1 ü. jährlich zahlten. Die jährliche Einnahme daraus betrog 
668 fl. 15 gl Diejenigen, die 12 gl. gaben, hatten „allezeit auf 
erfordern sich zu stellen, nndt mit der Handt zu frohnen"; die 
anderen fronten nur zu Hauptgebäuden. Ein jeder erhielt täglich 
1 gl. als Vergiltung. Alle Handfröner waren auch zur Jagdfroae 
verpflichtet, von den Anspannern dagegen nur wenige; einige 
zahlten ftir den vierspännigen Wagen 24 gl. 

Wegen der grofsen Ausdehnung des Amtes waren die Dorf- 
Bchaften in 3 Beuten eingeteilt, die der Reihe nach frontea In 
den Vorstädten standen 293 Häuser. Sie hatten das Bierschroten 
aus dem Brauhof zur fürstlichen Kellerei, „so oSt es verlangt wird" 
gegen eine ProngebUhr, die in „'/» Zeile Brodt, eynen ilfänea 
oder eynen halben grofsen haring" und Bier nach Belieben bestand. 
Daneben waren sie noch zu einigen kleinen Diensten verpflichtet 



1) CA. AA., Kap. XIV, loc. 88, Nt. 6. 
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Diesen allgemeiDeD FrondieuBtec , die jeden FrÖner gleich- 
mäfsig treffen, stehen die landwirtechaftlichen Dienste, die zu den 
Kammergiltern geleistet werden, gegenüber. Es handelt sich 
um das neue Vorwerk bei Altenburg und die Kammergüter 
Wilchwitz, Windischleuba, MUnsa, Romachütz nnd Schwanditz. 
Zur Charakterisierung der Fronverhältniase wollen wir nur einiges 
herausgreifen In RomschUtz haben die Fröner 70 Tage zu 
päügen, „auf einen pflüg tSglich ein htindlem heu gegeben", und 
andere haben 36 Tage Handfrone, als Heu und Qrummet dürren, 
Hanf beschicken und klopfen, Kraut stecken und hacken, Wolle 
abnehmen, Gänse raufen, Bier und Kofent tragen. 7 andere 
Personen müssen jährlich 54 Tage „alle vorfallendte Frohn ohn 
Entgeld" verrichten, 6 Personen zahlen für verschiedene Leistungen 
11 fl. 7 gl. Frongeld. 18 Personen müssen Korn und Weizen um 
das II. Schock schneiden, Erbsen, Wicken und Gerste gegen l gl. 
täglich rechen und für 2 gl binden. „Von Haffer aber bekommen 
sie 4 Scheffel weniger 2 maafs Korn, als iede Person 3 maafa vor 
die Kost. Das Rechen aber mufs verlohnet werden, unter solche 
18 persooen, eeindt 4 Erbtrescher, so umbs 15. treschen, diese Vier- 
trescher undt der wirth seindt auf die jagdt zu gehen schuldig." 

§ 6. Egdefrone und Egdegeld. 
Von den nach dem Kriege erlassenen landesgesetzlichen Be- 
atimmungen wurde die Erledigung derer Landeegebrechen *) von 
1664 wichtig, die zum ersten Male die Stellung der Hinter- 
eassen gesetzlich regelte. Es war vorgekommen, „dafs sowohl 
Hintersassen als Häufsler, auch zum öfftem diejenigen, so weder 
Häuser noch Feld hätten, ihnen Pferde zulegten, und damit 
aufs Land führen, sodann andern Leuten umbs Lohn arbeiteten 
nnd dadurch denen Anspannern und Pferde Güthem ihren Ver- 
dienst entzögen". Die Lohnkärmerei, die ursprünglich nur ein 
iandwirtschaiUicher Nebenberuf gewesen war, hatte sich zu einem 
selbständigen Beruf umgestaltet, besonders im Westkreis, dem es 
an Salz und Kohle fehlte. Lange sträubte sich die Regierung, 
die auBschliefsliche Spann haltuageberechtigang der Anspanner auf- 
zugeben, weil diese die höchsten Abgaben zahlten. Doch die 
Zeit durchbrach die Gesetze. Handel und Verkehr brauchte 



1) 1. 3aiiimlang der Gesetze naw. S. 120. 
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den beepannten Lastwagen. Da man dieBen GesetzesübertretuDgeD 
nicht länger BÜllschweigend zusehen konnte, so suchte man durch 
eine olüzielle Anerkennung der Hintei-sassen sich neue Einnahmen 
zu verschafien, indem man den Oerichtsherren eine Fronberechtigung 
einräumte. 1684 erfolgte die Entscheidung dahin, dafs den Haus- 
genossen eine Anspannung zu halten nicht gestattet wurde. Hand- 
bauern und Häusler, die Pferde halten, mUssen von jedem Pferd» 
ihrem Gerichtsherrn jährlich 2 Tage Egdefrone leisten und „hier- 
über auch solchen ihren Bewerb billig mäfaig versteuern" d. h. Egde- 
geld geben. Die Behandlang der Hintersasaen, die Pferde hielten, 
war eine zwiefache. Man schied zwischen solchen, welche die Span- 
nung lediglich der Kärrnerei wegen hielten, und solchen, die sio 
zur Erleichterung der Äckerarbeit augeschafft hatten. Beide hatten 
eine gleichmäfsig höbe Naturalfronc , die sog. Egdefrone ihrem 
Oerichtsherrn zu leisten. Aufserdem zahlten die Lohnkäirner noch 
eine jährliche Gewerbesteuer, das Egdegeld, während die Hinter- 
BaBsen, die die Anspannung zum Ackerbau hielten, davon befreit 
blieben. Bisweilen wurde die Egdefrone durch ein jährliches Geld, 
das I^defrongeld abgelöst. Der Unterschied zwischen Egdefron- 
geld und Egdegeld verschwand frühzeitig, und die Gerichtsherren 
suchten eine AuEdelinung des spezifischen Lohnkärrnerziuees, de» 
Egdegeldes auf alle Hintereassen. Sehr bald fielen die Schranken, 
die den Lohnkärmer von den Bpannhaltungsfähigen Handbauem 
trennten, und beide bildeten in Hinsicht auf die Egdefrone di& 
eine Klasse der Hintersassen. Schon 1688 forderte Baltbasar voa 
Eichenberg von seinen Untei'taneQ das Egdegeld; indessen dia 
Kammer schützte den Untertanen: „da er weder mit seinem Zug- 
vieh über Land fährt, noch ein gewerb damit treibet, sonsten auch 
niemand umbs Lohn arbeitet, sondern allein seine eigene Felder 
damit bestellet, so soll er sich mit der hergebrachten Frohne be- 
gnügen und kein Egdegeld erheben" '). 

1) CA. AK., Kap. XI, loc. 64, Nr 35. Ein Streitpunkt ergab sieb 
darana, ob die Egdefrone aoch von den Hintersassen, die nfgCQ ausnürtiger 
Dienste Pferde hielten, zu leisten war. Herzog Friedrich 1. verneinte es, 
solange die Hintersaasen den Anspannen) nicht ecbsdeten und Itein Gewerbe 
trieben; 1701. CA. ARg, Kap. X, loo. 27, Nr. 6. 
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Zweites Kapitel. 
Gflünde und Lohnarbeiter in AltenbuE bia ini 18. Jftbrbnndert. 
§ 1. Die frühesten staatlicfaen Regelungen des Gesinde- 
Verhältnisses. 
Frühzeitig wendete sich das Interesse des Landesherm den 
GesindeTerhältnissen zu; ganz naturgemäls , da der Staat sich 
auf agrarischeii Zuständen aufbaute. Die frühesten Regelungen, 
die sie erfiihren, liegen vor in der sächsisch- thüringischen I^ndes- 
ordnung von 1446, die Herzog Wilhelm III. zu Weifsensee im 
Einverständnis mit seinen Ständen erliefs, und in der Landes- 
ordnung von 1452, diÄ nur für Thüringen galt und ohne Verein- 
barung mit den Ständen erlassen war. Veranlafst war sie durch 
die Predigten des Franziskanermönches Eapistrano *); der Ton 
dieser Landesordnung gleicht mehr dem einer Predigt als einer 
gesetzlichen Verfügung. 

' E^ne umfassende Regelung des Geainderechts versuchte zu- 
erst die Landesordnung Kurfürst Ernsts und Herzog Albrechts 
von J4S2. Sie beklagt die grolse Beschwerung, die die Prälaten, 
Ritterschaft und Städte sowie schliefslich die Bauern durch die 
ständige Steigerung „des gesinds, der werglewte vnd aller gemeyuer 
hantarbeytter Ions" erfahren hatten. Zum Teil tragen sie selbst die 
Schuld, indem sich jeder bemühte „meher lohn vnd besser kost dünn 
der ander" zu geben und das Gesinde seinem Herrn auszumieten. 
Um die Arbeitsbedingungen zu regeln, gibt die Landcaordnung eine 
ausführliche Kost- und Lohnfaxe. Am höchsten wurde unter 
dem Gesinde ein Schirrmeister bezahlt, der 4 nao. erhielt; hohe 
Anforderungen wurden an ihn gestellt, man verlangte von ihm, 
dafs er „ sejnen herren seyne gescbyrro zu wagen gestellen, pflüg 
und eydeu auCF drey oder vier pflüg wergk machen " konnte, dem 
Gesinde vorstand, den Acker besäete, Geschirre machte und aufser- 
dem eigene Waffun besafs. Ihm am nächsten stand der Grofa- 
knecht, „der zum Ackerwergk dient, seynen Pflugk und seynen 
Wagen zurichten kan". Dann wird vom männlichen Gesinde nur 
noch ein „pflugtreyber und Schweinehirt " erwähnt, an weib- 
lichem kennt das Gesetz die Köchin, Käsemutter, Grofsmagd, 

J) Wuttke, Getindeordimni^en und Ge»in(lpzwangBdienit in Sftchsen 
bis zum Jahre 1885, S. 8. 
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KleiDmagd and Kuhmagd, deren Lohn sich tod 1 so. 40 gl. bis 
auf 1 BO. abstuft. Die niedrigste Stellung unter dem Gesinde nahm 
der Schweinehirt ein, der nur einen Jahrlohn von 50 gl. bekam. 

Ob die Geeindejahrlöhne von 1482 für die dam&iigeii Ver- 
hältnisse hoch waren und von den im Lande üblichen Löhnen 
abwichen, läfst sich bei dem Mangel anderer Angaben Über die 
Gesindelöhne schwer entscheiden. Einen Anhalt zur Beurteilung 
gibt die in der Laadesordnung von 1482 festgesetzte Wertbe- 
ziehung der alten unil der neuen Währung. Die Re^erung be- 
stimmte, dafs 2 neue Groschen ^eich 1 ^bergroschen gelten 
Bollteo. Indem sie aber fiir die Gesindelöhne von dieser Regel 
eine Ausnahme machte, dafs sie 3 neue Groschen 2 Silbergroschen 
gleichsetzte, entstand eine I<ohumiademng von 25 %. 

Für die „hantreicher adder sust andern gemeynen arbeyter" 
wurde als Tagelohn neben der Kost 1 ngl. 3 ^ festgesetzt; be- 
köstigten sie sich aber selbst, so erhielten sie täglich Ü ngl. 4 ^. 
Tagelöhner wie Gesinde bekamen die gleiche KosL y 

Die Dienstzeit wurde auf I Jahr festgesetzt; dem Gesinde 
wurde untersagt, sich zu vermieten, bevor es der Herrschaft 
den Dienst au%esagt hatte, aber auch kein Dienstherr durfte sein 
Gesinde nach Ablauf der Dienstzeit dem neuen Herrn vorent- 
halten, damit es nicht kontraktbrüchig wurde. 

An den gegebenen Lohntaxen sollte nichts geändert werden. 
Wer sich mit dem bestimmten Lohn nicht begnügte und davon- 
lief, sollte im fürstlichen Gebiet „nicht Sicherung noch geleTt" 
baben. Streng wurde verboten, über diese Maximallöhne hinaus- 
zugehen. Bis in den Anfang des 19. Jahrhunderts war die Maximal- 
höhe des Gesindelobnes fest normiert, ohne dafs sich die Praxis 
daran hielt. Da endlich trat der Umschwung ein. Minimallöhne 
wurden und werden noch heute gefordert, unter denen memand 
arbeitet. Wie es heute freisteht, mehr als den Minimallohn za 
geben, so konnte der Dienstherr damals unter den Maximallohn 
herunteigehen : „weniger magk eyn jeder wol geben, ob er das, an 
seynem dienstpotten , wergklewten, vnd arbeytem gehaben mag''. 

Mit dieser Landesordnung war die Gesetzgebung in Gesinde- 
sachen auf längere Zeit zum Stillstand gekommen ; die getroffenen 
Bestimmungen müssen den Zweck, den sie verfolgten, wohl er- 
reicht haben. Erat Mitte des 16. Jahrhunderts erneuerte man alte 
Rechtssätze und stellte neue auf. Die Landeeordnnng von 1566 
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regelte nach der eDdgültigen Trennung des wettiniachea Gesamt- 
besitzes die Oeeindeverhältnisse für den emeetiniBchen LandeateU. 
Ihre BeBtimmungen finden sich von neuem in die revidierte Landes- 
ordnung von 1589 aufgenommen*). Als sich das Jahrhundert 
seinem Ende neigte, bestand ein iUhlbarer Mangel an Gesinde und 
freien Lohnarbeitern. Zahlreiche Kriege hatten die wehrfähige 
Mannschaft an räch gez<^n und dem Lande männliche Arbeits- 
kräfte entzogen. Trotzdem wurde das Aufkommen eines selb- 
ständigen Tagelöhnerstandes verhütet, indem 1589 das Verbot der 
Hietbäuser*) von 1556 erneuert wurde. 

Das Abspannen des Gesindes wurde bei 5 fl. Strafia verboten, 
oad das Gesinde hatte aufaerdem dem Herrn, dem 6s entlaufen 
war, die übrige Zeit unentgeltlich nachzudlenen. Für das Gesinde 
waren Mafsregeln getrofien worden, die es vor einer allzu grofsen 
Ausbeutung durch die Dienstherrschaften schützen sollten. Erst 
nach Verlauf eines Jahres konnte die Herrschaft dem Gesinde 
kundigen ; wurde es vor Abhiuf dieser Zeit fortgeschickt, so mufste 
ihm der volle Lobu ausgezahlt werden. In diesen Bestimmungen 
zeigen sich die Spuren eines frühen Gesindeschutzes. Seltsamer- 
weise war eine Lohntaxe nicht festgesetzt worden. 

Weit wichtiger als die Regelung des Geundewesens erschien 
die der Tagelöhnerarbeit THe Tagelöhner wareu als freie Lohn- 
arbeiter nur spärlich vorhanden, weil sie kein selbständiges An- 
wesen besitzen konnten. Sie waren im weseottichen arbeitsfähige 
Hausgenossen oder, was selten vorgekommen sein mag, Wander- 
arbeiter. Da die Nachfrage das Angebot an freien Arbeitskräften 
überstieg, so gingen die Löhne in die Höhe. Dieser „muthwilligen 
vbersetzung" der Bauern sollte durch ^ne Tagelöhnertaxe ab- 
geholfen werden. Zu diesem Zwecke wurde das Jahr in vier Ab- 
schnitte zerlegt, in denen der Lohn nach der vorhandenen Arbeit 
verschieden hoch bemessen war. Von Fetri Cathedra bis Pfingat^i 
worden täglich 20 4, von Pfingsten bis Bartholomäi 2 gl., von 
Bartholomäi bis Galli 20 ^ und von Galli bis Petri Cathedra 16 ^ 
gezahlt. Die Löhne v^vtanden sich ohne Beköstigung; wo diese 
gewährt wurde, wurden die Tagelöhne am die Hälfte gekürzt. 
Man kannte nur Tagelöhne ; ein Verdingoi gewisser Arbeiten gegen 
einen Akkordlohn war noch unbekannt Lang war die Arbeits- 

1) LO. 1589, Tit. LV, LXX[. 

2) LO. 168», 'Kt LIV. 
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zeit voa Ostern bis Bartholomäi ; sie dauerte tftglich 11 Standen, 
von früh i bis abends 6 ülir. Während der Wioterezeit war 
die Arbeitszeit viel kürzer, sie begann mit Soanenanfgang und 
endete mit Sonnenuntei^ng. Mit dieser kurzen Arbeitszeit kam 
die Landwirtschafl im Winter offenbar aus Zudem war die Be- 
leucbtangstechnik noch bo unentwickelt, dafs ein Arbeiten bei Liebt 
fast unmöglich war. Die gleichen Zustände traten auch im be- 
werbe auf; viele Zunftordnungen verboten die Lichtarbeit wegen 
ihrer Oefäbrlichkeit. Die Arbeitszeit wurde durch bestimmte Ruhe- 
pausen unterbrochen. PrUh und mittags bekamen die Tagelöhner 
je 1 Stunde, aufserdem wnrde ihnen noch gewährt: „friie eine 
halbe, vnnd im Mittage anderthalbe stunde essen oder feiern"^ 
Durch diese . Pausen kam eine tägliche Normalarbeitszeit von 
10 Stunden heraus. Im Winter war die Arbeitszeit wesentlich 
kürzer; sie schrumpfte bisweilen auf 5 Stunden täglich zusammen. 
Die Sitte des „guten Montags", die bei den Gesellen üblich war, 
wurde bei Verlust des Wochenlohoes Tei'boten. Andere Arbeiter 
zu verhetzen oder zum Unfleifs anzuhalten war streng untersagt; 
der Anstifter wurde 8 Tage mit dem Turm gestnift. Auch die 
Tagelöhne waren Maximaltöhne; wer mehr verlangte, zahlte 10 fl., 
60 oft es geschah, oder wurde ein Vierteljahr von der Arbeit aus- 
gesperrt. Der Aueschlufs von der Arbeit war deshalb eine so grofse 
Strafe, weil die Tagelöhner lediglich auf ihre HandubeJt angewiesen 
waren, die Ersparnisse nur im geringsten Mafse gestattete. 

Damit kein „mangel und steigerunge der arbeit" erfolgte, 
wurde für die Steinmetzen, Maurer und Zimmerleute ein Auslands- 
verbot erlassen. Es war ihnen nicht gestattet, im Sommer aufser- 
halb des Landes zu arbeiten und im Winter in ihr Heimstsdorf 
zurückzukehren. Jede Arbeitskraft wurde als notwendig ange- 
sehen, deren Verlust dem Lande Nachteil bringe. Wer trotz des 
Verbotes das Land verliefs, dessen Gut verfiel dem Staat. Nur 
wer im Inland keine Arbeit fand, durfte mit Erlaubnis seines 
Gerichtaberm ins Ausland gehen, ohne die übliche Rechtswirkung 
nach sich zu ziehen. 

§ 2. Die Oesindevcrhältnisse im dreifsigjährigen 
Krieg«. 
Diese gesetzlichen Bestimmungen genUgten, bis der dreifsig- 
j&hrige Krieg eine Geaindenot und infolgedessen eine gewaltige 
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LöhnesteigeruDg herrorrief. Dies bewog die Regierung ia dea 
JabreD 1626/27 eiae Taxordnung sufzustelien , die der Landes- 
Ordnung ron 1589 fehlte. Durch eioe gesetzliche Beschränkung 
der Lohnhöhe glaubte man die tatsächlichen Zustände iu die „be- 
börige Ordnung" bringen zu können '). Wenn der Versuch auch 
nicht Qesetzeskrafl erlangte, so gibt er doch über die Zeitver- 
hältnisse interessante Auskünfte. Am 5. Dezember 1626 hatten 
„Etzücbe vom Adel und auffm Lande im Amte Altenburgk" eine 
Bittschrift an den Herzog eingereicht, in der sie an die durch 
die Kipper und Wipper hervorgerufene Münzverschlechterung er- 
innerten, deren Spuren sich nicht verlieren wollten. „Insonderheit 
aber so ist das nicht die geringste Besch-werung in Haufshal- 
tungen, so aus gemelter Ursache entspringt, das das Gesinde be^ 
Adel vndt Vnadel noch immer bey ihrem hohen Dienstgeldte, 
welches sie bei leichten Gelte gehabt, halsstarrig verbleiben, vndt 
darvon nicht weichen, sondern auch wohl noch immer darmit 
eteigenn wollen, ungeachtet sie vorhin fast in allen umb das halbe 
tbeill mehr, als sie vor ein 8 oder 9 Jahren bei schweren gelde 
bekommen, an Lohn aufgeschlagen." Das Anschwellen der Löhne 
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eine Grofsmagd: 6 fl. + 16-18 eilen Leinwand 8-lOfi + 24ellen Leinwand 
„ Kleinmagd; 4 fl. -f 14—15 eilen Leinwand 7 fl + mehr Leinwand 

„ Hanamagd: 3 fl. + 12 eilen L«uwand 5fl -fmind. 16 eilen Leinwand. 

Es hatte eine Lohnsteigerung bisweilen von mehr als 50 '/o 
stattgefunden. Erhielt das Gesinde diesen hohen Lohn nicht, so 
lief es fort, weil es ihn irgendwo schon bekam. Da Weihnachten 
und damit die Zeit, wo das Gesinde den Dienst wechselte, nahte, 
so baten die Beschwerdeführer: „nach dem Exempel anderer Chur- 
vndt Fürst). Löblichen Landes- vndt Polizeyordnungen, durch ein 
offenÜiches mandatum ein gewisses zu ordnen vndt zu setzen, 
umb welches Knechte oder Mägde künftig zu dienen schuldig, 
mit angeftlgter commnnication, wofern dieselben mehr fordern, oder 

1) LA. Kap. VIII, Nr. 121-. 
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sieh hierumb in Diensten nicht einlasaen wollen, dab Sie nicht 
allein willkührlich geetrafFt, sondern auch in diesem Lande vndt 
Fürstenthumb femer nicht geduldet. Ingleichen auch diejenigen, 
welche selbsten tlher das geaatzte mehr zu geben heimblich oder 
öffentlich sich vnterstehen vndt zur Verbrechung wieder aollche 
Ordnung vraach geben wflrden, mit einer arbitraria poena vn- 
nachleTBÜch bel«^ werden." 

Ihnen schliefst sich in einem Promemoria der Bat zu Alten- 
burg, Eisenbei^ und Saalfeld an, der, wenn nicht bald Abhilfe 
geschehe, die Unfähigkeit der Untertanen die Erbzinsen zu be- 
zahlen befürchtete. SchlieTBÜch baten auch die „Vnterthanen aufm 
Lande" um Abhilfe. Auf diese 3 Beschwerden erfolgte von seitea 
des Fürsten lange keine Antwort Erst am 27. November 1627, 
als fast ein Jahr verflossen war, befahl der. Fürst eine Taxordnung 
aaszuarbeiten, „wie christlich ynd bilUch, auch auff das gesinde, 
so sich nicht accomoÜren vnd vmb ein leidliches dienen will eine 
gewisse Strafe zu setzen". Darauf wurde eine Kommisaion, aus 
dem Amtaschßaeer Lots und dem Bttrgermeiater zu Altenburg be- 
stehend, niedergesetzt, die schon im Dezember 1627 den Entwurf 
einer Taxordnung vorlegte. Sie erkannte zwar einen Notstand 
in bezug auf die Qesindelöhne an, aetzte aber die Löhne zu hoch 
an. In dieser Taxordnung waren die Löhne iiir alle Ereiae des 
FUrsteotuma einheitlich, eine Berücksichtigung der Eigentümlich- 
keiten der verschiedenen Landesteile hatte nicht stattgefunden. 
Zu einer Publizierung des Entwurfs kam es nicht; die Gründe 
sind unbekannt Möglich ist es, dafs die Eriegsunruhen den Blick 
auf andere Gegenstände lenkten, die von gröfserer Wichtigkeit 
erschienen. Wahrscheinlich ist ea auch, dais die Stände mit der 
neuen Ordnung unzufrieden waren, da aie die Löhne nicht genügend 
herunterdrückte, und infolgedessen ihre Ausitihrung hinderten. 

Da eine allgemeine Regelung der Oesindelöhne nicht erfolgte, 
ao griffen einzelne Teile zur Selbsthilfe. Die lüttergutsherren 
setzten fär ihr Gesinde eine Taxe fest und ebenso einzelne St&dte. 
Besonders nötig war eine Regelung der freien Lohnarbeit zur 
Zeit der Ernte, da in ihr die meisten landwirtschatUichen Dienste 
vorfielen. Um eine Übersetzung der Bauern zu vermeiden, ver- 
glichen sich Amt und Stadt Altenburg zu einer „Emdteu Ord- 
nung" am 3. Juli 1645 *)- ^^ kannte für die Schnitter sowohl 
1) LA. Cl. VIII Nr. U\ 
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Akkordlöhne wie Zeitlöhne. Bei diesen war die Eoet stets in- 
begriffeD, jene waren, je nachdem, ob BeköatiguDg gewährt wurde 
oder nicht, verachieden hoch. Auch die Akkordlöhne waren für 
die verschiedenen Feldfrüchte verschieden. Am höchsten wurde 
der Weizenachnitt bezahlt, mit 1 ä. bis 1 fl. 3 gl., der niedrigste 
Lohn mit 7 bis 8 gl. wurde gegeben, um 1 Acker f^baen oder 
Wicken zu schneiden. Für die Tagelöhner gab es nur einen 
Zeitlohn, der im Sommer wesentlich höher ais im Winter war. 
Beköatigang echlols er nicht ein. Wer mehr forderte, als tax- 
rnftTaig festgesetzt war, sollte mit Geßlngnia geatrafl oder i)£Fent- 
lich an den Pranger gestellt werden. Im Wiederholungsfalle 
wurde er des Landes verwiesen. 

§ 3. Die Gesiudeordnung von 1651. 

Das Ergebnis der legislatorischen Bestrebungen und Verhand- 
lungen über das Qeaindewesen nach dem Ende des Dreifsigjährigen 
Krie^;ea bildete die Gesindeordnung von 1651. Die Umstände, 
aus denen sie hervorging, kennen wir bereits. Unerreichtes 
Muster und Vorbild blieb die kursächsische Gesindeordnung von 
1651, in der zum ersten Male der Versuch gemacht war, das, 
was sich an geainderechtlichen Vorscliriften in Landesordnungen, 
Mandaten, Ausschreiben usw. zerstreut vorfand, in eine einheit- 
liche systematische Darstellung zoaammenzu fassen. Ihr schliefet 
sich das altenbui^sche Gesetz an, das in den einzelnen Punkten 
den Stoff auf dieselbe Weise wie das kursächsiBche erledigt Kor 
in der Anordnung und Gliederung des Stoffes ist die kurs&chsische 
Ordnung weit straffer als die altenburgische ; während diese Punkt 
für Punkt die einzelnen Bestimmungen aneinanderreiht, fafst jene 
Gemeinsames unter einem Titel zusammen, den sie in verschiedene 
Paragraphen zerlegt. Schliefslich ging die altenburgische Ordnung 
aus der Beratung mit den Ständen hervor, während die kursäch- 
aische dem Lande oktroyiert worden war. 

Zum Zwecke einer genaueren Betrachtung zerleg sich die 
Gesindeordnung in drei Abschnitte, ein erster bebandelt die juristische 
Konstruktion des Gesindevertrages, ein zweiter beschäftigt sich 
mit dem Arbeitszwang l^r die Landarbeiter, und im dritten Abschnitt 
wird eine neue Taxordnung aufgestellt 

Als gesetzliche Mietzeit galt ein Jahr; wenn das Geidnde auf 
küiz^^ Zeit gemietet wurde, so war der Lohn nur „pro rata 
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temporü" zu bezahlen; im ZweifeUalle entschieden die G^ericble. 
EOndigte du Oeainde nicht zwei Hooate ') vor Ablaaf seiner Ciens- 
zeit> so verliogerte aich der Mietrertrag iüllBchweigend am eis 
weiteres Jahr. Der neue Dienstherr brauchte vom Oesinde dm 
alten nicht mitgeteilt zu werden. Niemand durfte Geeinde nüeteii, 
ehe es von seiner Herrschaft „Urlaub" erbalten hatte. Aocb 
war ohne lünlgelt auf ihr Verlangen ein Dienstschein auBzusteUen, 
der über ihr Verhalten im Dienste Auskunft gab. Kein Qesindc 
konnte länger, als seine Dienstzeit dauerte, im Dienst behalteo 
werden. Wurde aus diesem Orunde das Dienstsengnis verweigert, 
so konnten sie es sich „von andern beglaubten Personen, die nn 
ihr Verbalten wissen", ausstellen lassen. 

Das Abspenstigmachen des Gesindes von den HerrBcbaften 
oder das Vermieten des Gesindes an mehrere Herren war etreng 
verboten. Glaubte ein Dienstbote ein Recht zur Beschwerde über 
seinen Dienstherrn zu haben, so muTste er bei der Ortaobrigkeit 
vorstellig werden, durch die der Dienstvertrag autgehoben werden 
konnte. Entlaufen aus dem Dienste wurde mit 6 Taler Strafe und 
Verlust des Dienstes geahndet. Bei Gefängnis oder beliebiger 
Geldstrafe wurde auch das Besuchen der „K&rmessen, Jahr-Märkte, 
Fastnächten und dergl." verboten, wenn es nicht mit Erlaubnis 
des Dienstherrn geschah. 

Der zweite Teil des Gesetzes suchte der Landwirtschaft genü- 
gend Arbeitskräfte zu sichern. Das Gesetz unterscheidet drei 
Klassen von Untertanen, die zur Feldarbeit heranzuziehen sind: 
die Gartbrilder, die überhaupt nicht arbeiten wollen, die Hand- 
arbeiter und schliefslich die „gemeinen Leute in den Städten und 
Dörffem, und besonders derer Bauers- Leute, Tagelöhner, Bothen- 
Läuffer Kinder", 

Alle „Müsaigg&nger, Faulentzer, Umblauffer und starcke 
Bettler" waren des Landes zu verweisen, wenn sie nicht arbeiten 
wollten, ferner sollten die, „welche nur gesunden und starckeu 
Leibes " waren , von der Ortsobrigkeit zu landwirtschaftlichen 
Diensten angehalten werden; gleichgültig, ob sie „ Eingebohreoe, 
Eingesessene, Haussgeuossen oder Frembde" waren. Nur hohes 
Alter und zarte Jugend sowie Krankheit entband vom Dienste. 

1) Id Karsactuen bestaDd eine dreimonatige Küudignag; um daa Ge- 
«inde länger bei Beinem Henn festzuhalten; diese Abändemug der knnKcba. 
BestimmnQg ging auf daa Gutachten dea Bat« en Altenburg surück. 
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Aach die waren Eum Dieoat heranznzieheo, „die selbet keine 
häoiHche Nahrung oder Handwerck gelemet, oder Kauämanschafit, 
Handlung oder dergl. Gewerbe treiben können, sondern üch ihrer 
Hand nähren masaen". Jede bausindiutrielle T&tigkeit, die als 
„ Faiilentzerej " bezeichnet wurde, untersagte da« Gesetz; ver- 
pönt waren alle „artes sedentariae" wie „Wollen- oder Oarn- 
epinnen, Wollen Kämmen, Würcken, Klöppeln, StrUmpfstricken " '). 

Die dritte Klasse bildeten „gemeine Bürger und Bauers 
Leute, ob sie gleich sonsten nicht zu dienen und umbs Tagelohn 
zu arbeiten pflegen, aber doch solcher Arbeit, benebens ihrer 
eigenen Hauae Arbeit wohl venichten können". FUr sie setzte 
das Gesetz einen Arbeitszwang fest, indem der Oerichtsherr zur 
Heu- und Getreideernte ihre Arbeitskraft um das festgesetzte 
Tagelohn beanspruchen konnte. 

SchliersUch wurde fUr die Kinder der Untertanen ein Zwange- 
dienst nach dem Vorbild der kursächBischen Ordnung eingeführt. 
Verpflichtet waren dazu „gemeiner Leute Kinder, welche auf 
kein ander vitae genus sich begeben, oder noch bald zu begeben 
sich gesonnen, und derer ihre Eltern zu ihrer eigenen Hausshaltung 
nicht bedürftig". Der Zwangsdienst wurde in ziemlich milder 
Form eingeführt, indem alle ausgeschlossen blieben, die ein Hand- 
werk erlernten oder überhaupt aus dem Bauernstand heraustraten 
oder in dem elterlichen Gute gebraucht wurden. Er beschränkte 
sich ledigUch auf die Kinder der Untertanen, die überhaupt in 
landwirtschaftliche Dienste gingen. Der Zwangsdienat dauerte 
zwei Jahre. Die Untertanenkinder durflen sich nicht eher an 
Fremde vermieten, bevor sie sich nicht ihrem Herrn zum 
Dienst angeboten hatten. Wo die Ober- und Erbgericbte geteilt 
waren, wurde auch der Zwangadienat unter die Inhaber geteilt, 
aufaer wenn ein Gerichtaherr auf Ausübung des Zwangsrechtes 
verzichtete. Wenn sich der Dienstbote verheiratete oder ihm 
„durch Erbfall oder dergleichen Zufälle eine Hausshaltung zu- 
kam", so konnte das Zwangsgeainde für das zweite Zwangsjahr 
einen tüchtigen Ersatzmann stellen. G^n den, der sich dem 

1) Nur dem Alter, der Jugend oder krajiken Personen ist die Haus- 
iudustrie oftcbgeseben , für diese Erlaubnis ist eine terminliche Steuer TOn 
6 — 10 gl. „Dach Gel^enheit eines jeden Leibs Vermögens und andern Zu* 
Standes" zn zablen. Über das miifaige Gesinde haben die Ortsrichter monat- 
lich zu berichten. 
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Zwangsdienste entzog, wurden ZwangsmafBr^elD in Aussiclit gestellt ; 
wer deswegen das Land verliefa, dessen „Vermögen, Haab und Gut, 
samt aller Erb&Ue und Änwartung" fiel den näcIiBten Verwandten zu. 

f^ Zwang wurde auch gegen die ßittergutsbänBler eingeflifart^ 
die „bey andera am den £>ohn dreschen und arbeiten", indem sie ihrem 
Brbherm vor anderen „ umb Tage Lolm oder Scheffel " zu wbeiten 
haben. In vielen Fällen hatten die Rittergutsbesitzer bei Ansetzang 
solcher Häusler den „Erbtmach" zur Bedingung gemacht, das Ge- 
setz kodifizierte hier nur längst geschaffenes Gewohnheitsrecht 

In seinem Gutachten erkannte der Bat zu Altenbui^ zwar 
diese Mafsnahmen als berechtigt an, übersah aber nicht die dro- 
henden Gefahren: „Gehet zwar vornelunlich den I^andmau ann 
vndt höchst nötig, das dass muthwillige gesinde in etwas com- 
peasciret werde, wann nur nicht ein hiesiger Lande vnerhörter 
Zwang darauf gemachet vndt der Unterthaner vnd Bauersman 
seiner eigenen Kinder entblöset, auch in denen Städten Mangell 
ahn Arbeitern vervrsachet wurde." 

Obwohl die Gesindeorduung erst am 3. Februar 1652 publi- 
ziert wurde, so galten die in ihr enthaltenen Lohnaueätze schon 
für das Jahr lGb2, auch wenn der Herr seinem Gesinde beim 
Mieten einen höheren Lohn versprochen hatte. Nur die Zwangs- 
dienste durften 1652 noch nicht eingefordert werden. 

Im 3. Abschnitt r^elt das Gesetz die Lohnverhältnisse. Da 
sich die Höbe des Naturallohnes nicht genau feststellen liefs, ao 
wurde er bis auf geringe Reste verboten und durch einen 
reinen Geldlohn ersetzt. Um das Interesse des Gesindes lediglich 
auf die wirtschaftlichen Verhältnisse der Dienstherrschalt zu kon- 
zentrieren, durfte dem Gesinde kein Stück Vieh unterhalten oder 
Getreide gesät werden, da es mehr auf das Seinige als auf die 
Arbeit sehe und unter dem Scheine, mit seinem eigenen Getreide 
zu handeln, „gefährliche Parthiererey " treibe. Ebenso wurden 
alle Geschenke in der Befürchtung untersagt, dafs diese zunächst 
freiwilligen Gaben allmählich za einer festen At^abe neben dem 
gewöhnlichen Lohn würden. 

Nur in einigen wenigen Fällen, die räch ausschliefsUch auf 
das weibliche Gesinde beschickten, gestattete das Gesetz Natural- 
bezüge,, nämlich Schuhe oder Leinwand, deren Preis aber vom 
Geldlohn abzuziehen war. 

In bezug auf die Aufstellung der Lohnskala ging man sehr 
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sorgfältig vor. Jeder Schösser hatte eioen Bericht über die Höhe 
der Löhne, die in eeinem Amte gezahlt wurden, einzureichen. 

Edoen ausführlichen Bericht schickte der Schösser von Alten- 
bnrg, Heinrich Öravel '), am 25. November 1651 ein. Er halt 
die Anfstellnng von Qesinddohntaxen für sehr schwer, und zwar: 

1. „dammb, dass die precia rerum steigen md fallen, das 
geeinde dasjenige, was de nothdürfftig zu ihrem Unterhalt und 
Kleidung bedarff, zuf^rderat auch herabgesetzt, das getreyde und 
wahre in einem gleichen Kauff, darron sich die arbeiter, tage- 
löhner neben den ihrigen darvon aebren müssen, allzeit gegeben 
werden , vnd was ein jeder Handwercker vor Wahren bedarff in 
einem billigmässigen kauf zu erkauffen sein mtisaen, welches denn 
ein unmöglich ding zu sein scheinet. 

2. So ist auch unter dem Gesinde, tagelöhnern und Hand- 
wergern ein grosser hoher Unterschied, indem ein gesinde viel 
beeser als das andere zur Hausshaltung abgerichtet, und ein t^e- 
löbner mehr als der andere arbeiten, auch ein Handwercksmann 
vor dem andern tüglicbere tud bessere arbeit machen kann, 
dahero auch nach gelegenbeit der Personen, eines arbeit mehr 
alsB des andern zu recompenisiren , bierg^en, so eine gewisse 
Ordnung vor iedes gesinde, tagelöhner vnd handwercksmann ge- 
machet wird, so will der böse so viel als der gute, der geringste 
so viel als der beste haben, und wird die Arbeit dergestalt pro- 
portione Arithmetica geschäzt, do er doch nach deme eine Person 
besser oder tüchtig proportione Qeometricä nicht unbillich geschehen 
solte, als ezempli gratia, Ein guter Scbirrmeister bekömmt billig 
mehr Lohn, als der sich auf solche Sachen nicht v^isteht. Ein 
geschwinder tagelöhner und arbeiter hat jure merito mehr zu ge- 
warten als ein fauler. Ein Handwercksmann alss ein Schuster 
kann an guten Stiefeln mehr verdienen als einer so schlimme Stiefel 
verfertigt, vnd also durchgehende Qleicbheit »cb nicht finden lässt. 

3. Ist zu bedencken, wie die Erfahrung bezeuget, dass nie- 
mahl deigleichen gemocht Ordnung stricte gehalten werden können, 
sondern man bat sich nach dem Lauf der Zeiten reguliren, und 
wann man gleich darüber halten wollen vnd anfangs dieselbe in 
observantz gehalten, doch daran remittiren, und wie es gehm 
wollen, geben lassen müssen, daraas denn nichts anders alss ver- 
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aüfatUDg erfolget, und der gemeine mann folglich diejenigen, 80 
solche Ordnungen machen helfen, calamniret. 

4. Insonderheit aber ist bey diesem Ambte zu bedencken, 
dass dasselbe mit dem ChurfilrBtentbume , Reusi&chen und Schön- 
burgischen HerrschafRcn ganz umbzirkt und weil das dienstgeainte 
und arbeiter ohne das iziger Zeit sehr selzam, das gesinde, weil 
in diesem Ambte ein scbwehrer Äckerbau, in der stadt such 
wegen des wassere schwehr zu dienen, an andere örter sicli be- 
geben möchte, einen hohem Lohn aber atss in der Nacbbarschafft 
angssezet zu ordnen, will sich wohl nicht practiciren lassen. 

Die Difficultatea machen mich perplex, ob eine gewisse 
Ordnung iziger Zeit zu publiciren sey, und nachdencken bej mir 
machet, ob nicht viel mehr noch zur Zeit mandata in generalibus 
auBszufertigen" wären. Deren Inhalt gibt er in 13 Punkten an; 
er stützt eich lediglich auf den Dienstvertrag, und nur fUr das 
Gesinde, das nicht dienen will, fuhrt er eine Steuer ein. Einen 
Arbeitszwang verwirft er; nur wer freiwillig dienen will, braucht 
in den Dienst zu geben. „Und würde wann man es vor rathsam 
hielte, nicht undienlichen sein, dass ein gewisses Dienstlohn auf 
das höchste specificiret und denen allermeist gralificirten Personen 
verordnet würde, iedocb nicht zu dem Ende, dass man stracks 
allen Personen, so zu solchen Diensten sich gebrauchen liessen, 
solch Lohn geben solte, sondern es stünde in 4er Contrabenten 
freyen willen, wie sie sich vergleichen könten, und weil alles das- 
jenige, was das gesinde bedarff noch in hohen wertb und diesfalls 
nichts gewisses wo es nicht auf einen gemeinen Reichstage ge- 
schiebt geordnet werden kann, so were auff ein Interim und biss 
auf künftige enderung dem gesinde damit es in diesen Fürstentbum 
desto lieber bleibe, ein ehrlich Dienstlohn gesetzt." Danach ist 
nur für tüchtige Arbeiter ein Maximallohn festzusetzen, für die 
übrigen bleibt es bei dem freien Übereinkommen. Eine Regelung 
der Qeslndelöbne ist Sache der Reichsgesindepolitik; nur sohinge 
das Reich diese Angelegenheit nicht in die Hand nimmt, kann 
der einzelne Staat eine Regelung vornehmen. Die Qesindetax^ 
die Gravel demzufolge vorschlägt, hat sehr hohe Lohnsätze, weil 
sie für hervorragend qualifizierte Arbeiter aufgestellt ist. 

Die Scbösser der anderen Amter fafsten sich in ihren Be- 
richten wesentlich kürzer. Der Schösset der Amter Leucbtenbnrg 
und Orhunünde meinte, das „dasihenige was inn der Char£ S. 
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Tazurdnung bej den AsBecurrirten Ambtern uf geEÖnde ynd 
taglöhner lohn gssezet, möchte hej hiesigen Ämhtern am be- 
qnembBten ahnzuordnen sein". In diesen Ämtern wurde noch 
wenig Geldlohn gegeben; „nebenst dem gelde" gab man „auch 
was an Kleidung, alfs Schuhen, Mietzen, Leinwandt vndt dergl.". 

Charakteristisch iUr die Qesindeordnung ist, dafs freies Cte- 
sinde wie Zwangsgeainde den gleichen Lohn erhält , während 
später eine Trennung eintrat. Eine GMeichheit der Löhne bestand 
für das ganze Fürstentum nicht mehr; jeder Ereis erhielt seine 
spezielle Lohntaxe, und zwar war im altenbuigiscben Kreise der 
Lohn im allgemeinen höher als im eieenbergischen. 

Die Taxordnnng gewährt auch einen Einblick in die Glie< 
derung des Gesindestandes. Den hdcbsten Lohn erhielt vom männ- 
lichen Personal der Verwalter oder Schreiber, „so die Gerichte- 
sacben verstehet", 25 — 30 ä., den niedrigsten ein Gänsehirt mit 
11 — 2 ä. im Jahr. Unter dem weiblichen Gesinde erhielt die Köchin, 
„so wohl kochen kann and die Milch beschickt," den hfichsten Lohn 
von 6—6 fl., die tiefste Stellung nahm ein KühmSgdlein mit 2i— :Ji ä. 
ein. Der Lohn des männlichen Gesindes war bei weitem mehr 
Schwankungen unterworfen als der des weiblichen. Im Durch- 
schnitt bekam ein Knecht 9 — 12 fi, eine Magd 5 — 7 fl. jährlich. 

Die Taxordnung galt nur für das Gesinde auf dem Land, 
das städtische Gebiet blieb ansgeachlossen. Filr die einzelnen 
Stellmigen wurden besonders tüchtige und er&hrene Personen be- 
gehrt;, zu dem Titel der Stellung tritt daher eine auszeichnende 
Bemerkung hinzu wie „ein reissiger Knecht, so in der Haushaltung 
und Weidwerck zu gebrauchen; ein schirrmeister, so des Ober* 
encken Stelle vertritt, geschirre machen kann und schwere Arbeit 
verrichtet; ein Pferdejunge, so wohl ackern kann" usw. 

Bei den Schnitter- und Drescherlöhnen schied man Zeitarbeit 
von Akkordarbeit. Seltsamerweise überwiegt schon die Akkord- 
arbeit Auch Frauen, die ums Tagelohn arbeiteten, kamen bereite 
vor, ihr I^obn war für die gleiche Arbeit um '/« geringer als der 
des Mannes. Tagelöhne wurden gezahlt den Schnittern, Abladern, 
Emteknechten, Dreschern, Boteuläuffern , Tagelöhnern, Mädern, 
Grummetarbeitem, Kärrnern usw. Wenn auch die landwirtschaft- 
lichen Arbeiten überall iro Lande die gleichen waren, so wurden 
doch fiir jeden Landesteil besondere Arbeiter angeführt, z. B. im 
alt^iburgischen Kreis der Lohn fUr einen Ablader, im «senber- 
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giflchen der für einen Futterachneider. Der Tageloha brauchte 
nicht unbedingt Geldlohn zu eein, in einigen Fällen war auch 
ein Naturallohn nachgelassen. So konnte im altenburgiBcbea Erd« 
ein „Hausvater" um das 10. Schock schneiden und um das 16. 
dreschen lassen. Im eiaenbei^i sehen wurde um die 10. Chirbe 
geschnitten, „eine wie die andere"; dazu mafsten die Schnitter 
„aof ihre Kosten alle Gerste abschaffen, und ohne Entgeld, neben 
dem Hafer reiniglich in die Mandel bringen, auch sonsten gewöhn- 
liche HandFrohne, wie herbracht, darein verrichten". Gedroschen 
konnte nach altem Landeabrauch ebenfalls um den 16. Scheffel 
werden, aufser „wann Wetter Schaden oder Misswachs" eintritt 

Die Bedeutung der Gesjndeordnung von 1651 beruht in der 
Einführung des Gesindezwanges. Die Motive ') dazu sind klar, sie 
gipfelten darin, der Landwirtschaft im allgemeinen Arbeitskräfte 
zu erhalten und speziell die Rittergutsbesitzer in der Verwaltung 
und Bewirtschaftung ihrer Guter zu unterstützen. Der Gesinde- 
zwang selbst sollte eine Schutzmafsr^el gegen die zunehmende 
Verwildei;]iing nnd den dauernden MUfsiggang des Bauemstandes 
sein, die beide durch die stürm ischen Zeiten des Dreirsig- 
j ährigen Krieges hervorgerufen waren. Die Beurteilung des 
Gesindezwanges ist meist eine Verurteilung; mit Unrecht, man 
darf den vielgeschmähten Gesindezwang nicht vom Standpunkte 
unserer individnalietisch und liberal angehauchten Zeit beurteilen, 
sondern mufs ihn aus den Bedingungen und Ursachen seiner Zdt, 
aus der er organisch hervorgewachsen war, verstehen. Untw 
dieeero Gesichtspunkte betrachtet war er eine Wohltat fUr den 
Bauern. Durch ihn wurde der Bauer aus seinem Fhl^ma und 
seiner Untätigkeit aufgerüttelt; indem der Dlenstzwang ihn m 
eine geregelte Arbeit gewöhnte, übte er einen erzieherischen Ein- 
flufs ans. Der Gesindezwang erschien dem Bauern durchaus 
nicht als eine Minderung der persönUchen Freiheit, die wir in 
ihm sehen. Er, der schon so viele Pflichten seinem Herrn 
^^entiber hatte, sah in ihm nur eine neue Ausbeutung seiner 
Arbeitskraft Freiheitsbeschränkung und Arbeitsnutzung hängen 

1) Aboliche Motive führt Krasz, Bauerngut nnd Frondienste in Aobalt, 
S. 159, an; selbst Haan, Bauer und Gutsherr in Kursacbsen, der den über- 
kriegenden Einflufs des Gutaherm betont, erkennt die kursächsiBchen Be- 
stimmuDgen als eine „sehr müde Form des Dlenstzwaages", 3. 163, an. Ab- 
lehnend urteilt dag^en Wuttke, Gresindeordanngeansw. in Sachsen, S. 89/90. 
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zwar zuBftmmen , aber den Schwerpunkt verlegtan die Unter- 
lanen in die Bezahlung, nach ihr richtete sich die Bewertung der 
dem Herrn schnldigen Leistung. Da die Bezahlung fiir die Nutzung 
der perBÖnlichen Ärbeitskrall im Zwangsdieust die gleiche war 
-wie im freien Lohnvertrag, eo stand der G^ndezwang in den 
Augen der Bauern hoch über den Fronen, fUr die meist nur eine 
ungenügende Bezahlung gewährt wurde. Dann war der Gesinde- 
swang durch die mannigfachsten Ausnahmen, wie oben erwähnt, 
durchbrochen und beschränkte sich nur auf die ledigen und ent* 
bfibrÜohen Untertanenkinder. Im Änschluls an Knrsaohsen be- 
gnügte man dch mit einem zweijährigen Gesindezwang, wahrend 
man in Brandenburg einen dreijährigen kannte. Nur einen Mangel 
hatte das Gesetz. Es bestimmte keine Frist, innerhalb welcher 
der Zwangsdienst abgeleistet werden mufste, und wann der An- 
spruch des Herrn auf die persönliche Arbeitskraft des Untertanen 
«rlosch. Bei der erstmaUgen Vermietung stand zwar dem Gerichts- 
herrn die Vormiete zu; beanspruchte er hinnen 14 Tagen das 
Gesinde nicht, so konnte ee sich weiter vermieten. Brauchte er 
das Gesinde, so konnte er es jederzeit aus seinen) Dienst zurück- 
fordern zur Ableistung seiner Zwangsjahre. Wenn auch da* 
Gesinde während des Dienstjahres geschützt blieb, so muläte es 
doch nach jedem Jahre beiUrchten, eingefordert zu werden. In- 
dem somit dem Herrn eine auisergewöhnhche Machtbefugnis an- 
beraumt war, war es dem Gesinde schwer, eine gesicherte Lebens- 
stellung zu erlangen. So mufste 1668 eine Magd in Fuchshain 
ihre Zwangsjahre als Eulunägdlein abdienen, obwohl ae schon 
27 Jahre alt und lange Grofsmagd war '}. 

Mit diesem ursprünglichen Zwaogedienst ist der entartete 
spätere, der den Kreis der Dienstzwangpflicfatigen beständig vor- 
gröfserte, nicht zu verwechseln. 

§ 1. Aufnahme und Wirkung der Gesindeordnung. 
Ganz im Gegensatz zu Kursachsen war die bäuerliche Be- 
völkerung mit dem neuen Gesetz zufrieden, in aller Ruhe wurde es 
«ingeführt Streitigkeiten kamen allerdings vor, denn bald be- 
gingen die Bauern, bald die Genchtsherren ÜbergriEFe. Schon 
1653 beschwerte sich ein Bauer zu Taupadel über seinen Gerichts- 
herrn Friedrich von Ende za LöhmigeD, der ihm die Tochter, 

1) LA. a. VIII Nr. 58. 
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die er nötig brauchte, zum Zwangsdienst Terlangte. Da die Kammer 
den Anspruch des Ende unberechtigt fand, muTste er dem Bauern 
den Schaden ersetzen, der ihm durch eine hohe Geldstrafe und 
durch die Piändnng einer Kuh entstanden war '). Aber aaoh die 
Untertanen gingen Über ihre Befugnisse hinaus. Herr von Mense- 
bach auf Mohlau hatte seinen Erbscbnittem, die ihm nach Tit II 
der (>esindeordnung vor anderen um den Lohn zu arbeiten hatten, 
befohlen, alle Garben ^eich grols zu machen. Gleichwohl hatten 
sie ihre Garben gröfser gemacht, ja einer hatte vom Rittergntsfelde 
„ seine streitigen Zehenden de facto heimlich vndt mit Gewalt hin 
weggefiibret" *). 

Im letzten Viertel des 17. Jahrhunderts entstand grofser 
GesindemangeL Viele Knechte und Mägde hatten „bey iziger 
wohlfeiler Zeit" ihren Dienet aufgegeben und waren als Haas- 
genossen in einzelne Hänser aufgenommen worden, hatten „sieb 
zur Herberge eingelegt". Sie waren zur Hauündustrie über- 
gegangen, hatten sich „auf Woll- und Oamspinnen und dei^leicheo 
Faullenzerey geleget". Dieser Mangel an bäuerlichen Arbeite- 
kräften zeigte sich in libermäfsiger Steigerung der Gesindelöbne. 
Dadurch war ein „hindemus der Nothwendigen und Qemeinnuzigeo 
Bestellung des Ackerbaues, Viehezucht, und anderer zur Haus- 
haltung gehöriger unentbehrlicher Dienste" entstanden, das auf 
baldige Abhilfe drängte. Indem aochmals auf die Bestimmungen 
der Gesindeordnnng ') hingewiesen wurde, ei^ng zur Verschärfung^ 
tun 5. Oktober 1682 ein Patent*), das fUr die Hau^nossen 
einen Arbeitazwang einführte. Alles Gesinde, „ma^ es nun ein- 
geboren oder fremd, ansässig oder uoansäasig, Knecht oder Magd 
sein, das sonsten bej der Bauer und Feld Arbeith, auch Viehe- 
zucht herkommen", hatte um den taxmäfsigen Lohn der Gesinde- 
ordnung zu arbeiten. Im Falle der Weigerung waren die Orts- 
gerichte befugt, sie zwangsweise dazu zu zwingen. Damit die 
Dienstpäichtigen sich nicht der Arbeit entzogen, wurde eine An- 
zeigepflicht fdr alle ledigen Personen eingeführt, die „sich zu ihren 
Eltern oder Anverwandten zu hieben, oder auch anderswo ein- 
znmietben und ihr besonderes Gewerb zu treiben Vorhabens" 



1) LA. Cl. XIII D» Nr. 15, Bd. I. 
S) LA. a. XIU £^ Mr. 36, Bd. II. 

3) GeiO. 1661, Tit. II. 

4) CA. ABa., K^. IV, loe. 11, Mr. 1. 
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wareD. Ein faohea Schutzg^ von 2 &, wurde eingefiibrt , nm 
die Zahl der HansnoBBen zu beBchräoken ; nur verheiratetea HauB- 
genoasen worden mildere Bestimmungen gewährt '). 

Doch schon 1691 wurde „w^d des Dienstgesindes muth- 
willen und steigening deB Lohns" von der LandBcbaft wiedernm 
ein Patent erlassen, das den Schösaem die strengete Hand- 
habung der C^esindeordnung ron 1661 anbefahl. Die ,,Un- 
bändigkeit" des Gesindes war dem Landwirtschaftsbetrieb nicht 
zuträglich. Obwohl das Gesinde eu 2 Jahrmärkten 4 Tag« 
gegen früher 2 frei erhielt, so begnügte es üch nicht damit, 
Bondem es kamen dazu: „drey neue Jahres Montage, item Drey 
RoBsmarckts Montage in der Fastenzeit undt die 3 Tauben Marckts 
Montage vor Ostern, welche sie alle mit bestreicheo." Aber nicht 
nur auf den Jahrmarkt nach Altenbui^ gingen sie, auch die 

3 Jahrmärkte zu Göfsnitz besuchten sie. Der Adel wünschte 
ein allgemeines Verbot; nur 2 Tage sollten dem Gesinde zum 
JahnnarktBbesuch gewährt werden unter der Bedingung, dafe sie 
abends zur Viehfütterung zu Hanse seien. Gegen solche strenge 
Beatimmungen wendeten sich die Städte, weil dadurch die bürger- 
liche Nahrung verkümmert würde. 

Die Zeitverhältniase waren dem Bauern günstig, „des Bauern- 
volcks Hofl^t" war daher stark gestiegen. Über die Üppigkeit 
verfafste 1696 Johann Andreas Nicolai eine Denkscbrilit '). Das 
„Memoriale wegen der Hocbzeiteo aufm Lande" ist interessant 
genug, dafs wir es im folgenden selbst reden lassen wollen: 

„Solche werden voritzo durckgekends von Armen undt Reichen 

4 tM^ lang meist gehalten, zu 4, 5, 6 biss 8 tischen. Vors 2. 
werden auch tedesmahl etarcke Heimfuhren angestellet, wobey zu 
Zeiten 6, 8 biss 10 Beuter zu finden, alss dass manncbsmabl 2 biaa 3 
Tische geate auf 2 tage lang gespeist werden. 3. unterstehen sich 
anltzo die Bauern, sowohl Männer undt Weiber, als Knechte undt 
Mägdte, denen neuen Bauers Weibern grübne grosse Tannen, ahn- 
statt einer meyen, zu bringen und vorm Hause aufzusetzen, welchea 
bisshero niemanden als Fürst!, und Adel. Fersohnen gebühret" 

Nun folgt eine ausführliche Schilderung des bäuerlichen Luxaa, 
„so haben dcb 

1. die Bauer Mägdte, sowohl reiche als arme Schuhe mit 

1) CA. AA. , Kap. XI, loa. 62, Nr. 1; vgl. auch die Erledignog derer 

Landesgebrecbea Ton 1684 in der 1. Sammlong, S. IM; 2. Sanunlaiig 9. 45. 
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sehr hohen undt spitzigen Abafttzen machen, solche auch die Näthe 
mit rother oder grühner Seiden ausnähen undt etopffen lassec. 

2. die Stieffeln auf beyden Seiten FUnunen ebenlalls von grübn«' 
oder rother Seide nähen hissen, wie anch gesagt worden, es wehre 
solches vom Gelde geschehen, dergleichen aber habe ich nicht gesehen. 

3. Tragen anitzo die Bauer Weiber und Mftgdte kostbahre 
Feltze, so lang und weit sein milesen. 

4. Vor diesen hat das Weibs Volck auf denen Kitteln einen 
Schweiff vom Tuche 3 Viertel oder Einer Ellen hoch gehabt. 

6. Haben eine lange Zeit die Bauer Mägdte Bchwaridedeme 
Gürtel, so etwas mit weisser ITehe oder bunten Seiden ausgeputzt 
gewesen, undt 1 &. biss 1 thlr. oder 30 gl. gekostet, getrt^en, 
itzo aber müssen es Qürtet aejn, durch und durch nicht alleine 
mit der Schönsten Seiden, sondern auch mit Silber und Oolde 
ausgestickt, dass manch solch Qürtel 3 biss i ü. kostet." 

7. sind dem Schreiber die samtenen und sädenen Hieder 
TerbaTst, dann 

8. „die Weiber Ermel sind vor diesen in zulässiger weit« 
undt von guther klahrer Leinwadt gewesen, anitzo aber müssen 
solche zum wenigsten 2 blatt oder 3 eilen weit seyn, wozu ä.9 
den schönsten Cattun nebmen, lassen solche auch in der mitten 
mit der schönsten bloch nadt neben oder mit Spitzen aussetzen. 

9. die Hälese an denen Ermein werden mit Silber Ooldte 
Tnd der schönsten rothen Beide ausgen&ht. 

11. die Schürzen und vor diesen von 1 blatt gewesen, itzo 
aber seiud solche von 2 biss 3 bllltter weit und gehen fast auih 
Rücken zusammen. ^ 

12. Haben bisshero die Bauermi^te an die Zdpfie Ein biss 
Zwej Hand Breit Goldt und silberne Spitzen eingebunden." Dann 
rügt er das Tragen von seidenen und halbseidenen Hanben. 
Dieser Luxus machte es ihm erklärlich, daTs das Oesinde nicht 
mehr mit seinem Lohn auskam und die Löhne ständig st«gerte. 
Nicolu sah die Steigerung der Oesindelöhne lediglich von einem 
Gesichtspunkt aus an; den SünfluTs der Dienstherrschaften, die das 
Gesinde durch höheren Lohn ansmieteten, übersah er vollständig. 

Die Lohn fixier ungen hielten sich nicht, sie gaben ständigen 
AnlaTs zur Klage. Auf dem Landtage 1723 *) glaubten die Stände 

1) LA. Gl. VIII Nr. &3, 8. 76. 

2) LA. Gl. Vni Nr. 90. 
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eine Beasemng cur vun den fUr&tliclien Ämtern erwarten za 
kGnneD, „indem deroBelben'Qerichtsbarkeit den grÖBBteo Theil im 
Lande ausmachet and solche Bonderlich im Ämhte Ältenburg mit derer 
Stände gerichten sehr vermischt ifit". Um die Lohiuteigerung 
weiter zu verhüten, da „manche Magd mit funäzehn gülden kaum 
zufrieden eeyn wiU", sollte eine hohe Strafe festgesetzt werden, 
and der, der eine Übertretung anzeigte, eine Belohnung erhalten. 
Der Amtmann Herr kritisierte diesen Vorschlag. Nach seiner 
Meinung trugen die Bauern allein Schuld, dals die Lohntaxen 
nicht eingehalten wurden, „da immer einer dem andern das gesinde 
Tmd wohl vor der Zeit mit Versprechung gröHBern Lohns" ausmiete. 
Die Bestratung derjenigen, die höheren Lohn gaben, schien ihm ein 
Ginhalten der Lohntaxen nicht zu garantieren; da er aber kein 
anderes Mittel wufste, ao nahm er diesen Vorschlag als Kothehelf an. 
Obwohl die Löhne flir die verschiedensten Qcsindearten fest- 
gestellt waren, so stellten sich doch noch Mängel ein. Der Amts- 
richter Martin Eratzsch ') fragte nach der Taxe eines Scheunen- 
knechtB, der für jeden altenburgiachen Bauern unumgänglich nötig 
sei. Durch mündliche Verhandlungen wurde 1696 sein Lohn auf 
18 d. jährlich festgesetzt. 

§ 5. Die Geaindeordnung von 1744. 
Obwohl die Qesindeordnung von 1651 der Landesordnung von 
1705 eingefügt wurde, so hatte sie tatsächlich wenig Gteltung. Nur 
um die Wende des 17. zum 18 Jahrhundert trat auf kurze Zeit 
ein angemessenes Verhältnis zwischen Angebot und Nachfrage ein. 
Der Gradmesser ist in den einlaufenden Klagen über die Gesindelöhne 
gegeben. Aber schon 1715 waren die normalen Gesindeverhältnisse 
wieder verschwunden, und die Bemühungen auf ihre Besserung setzten 
von neuem ein. J716, J722 bemühte sich die Landschaft, die 
Oesindeordnung mit den Zeitverhältnissen in Einklang zu bringen. 
Diesen Bestrebungen konnte sich die Regierung auf die Dauer nicht 
entziehen. Am 13. Oktober 1734 wurde eine dreigliedrige Kommission 
eingesetzt, die eine zeitgemäTse Reform der Gesindeordnung vor- 
nehmen sollte '). Endlich, am 30. April 1736, legte sie den Ent- 
wurf vor. Nur mit dem eigentlichen Mietvertrag hatte sie »ch be- 
schäftigt, die Gesbdelöhne dagegen hatte sie überhaupt nicht in 

1) LA. Cl. Vm Nr. 53. 

2) LA. Cl. VIII Nr. 112. 
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den Krois ihrer Betrachtungeo gezogen. Weil sie eich zur Auf- 
etelluDg von Lohotaxen niclit fiir geeignet hielt, so soliteu die 
Beamten uud die Stadträte der Amtstädte eines jeden Ereises, die 
mit den Bedürfnissen der Praxis besser vertraut waren, ihr Gut- 
achten dabin abgeben, „ob die iu Landes Ordnung befindliche 
Taxen des Gesinde Lohns, und wie weit solche zu determinierung 
eines beständigen Regulativs applicabel oder nicht seien". Der 
neue Entwurf enthielt wesentlich Neues nicht. Seiu Bestreben 
ging darauf hinaus, die einzelnen Punkte schärfer bervorzuhebeD 
und &ir die Unterlassungen und Übertretungen strengere Strafen 
festzusetzen. Auch war es vorgekommen, dafs die Gerichtsbeiren 
auf dem Lande ihr Gesinde „zum ö£Flem mit Schlägen hart 
tractirten, selbige mittelst des Gerichts Zwanges über die Zeit 
zu dienen uötbigten, um geringer Ursache willen mit Geßlngniss 
belegten, ingleicben den Dienst Zwang auf solche Personen dahin 
derselbe gar nicht applicabel, erstrecken wollen": alles das suchte 
der Entwurf zukünftig zu verhindern. • 

Dieser Entwurf sagte der Landschaft in vielen Dingen nicht 
zu. Wohl bilUgte sie eine stärkere Bestrafung der Unterlassungen 
und Übertretungen, aber einem Schulgesetze für die Bauern 
gab sie ihre Zustimmung nicht. Ihre Monita ') liefen darauf 
hinaus, dafs es vor allem darauf ankommen müsse, den Bauern 
der Landwirtschaft zu erbalten. „Scheinet vor trägUch zu seyn, 
dass besonders auf diejenigen, so sich einmahl der Agricultur zu 
widmen ihrem Stande nach gehalten, dch ohne erhebliche bey dem 
Erkänntnüs ihrer Gerichts- Herren stehende Ursachen auf andere 
Verrichtungen in Erwehlung derer Studien und bürgerlichen Nah- 
rung davon nicht abwenden mögen." Sie wollten den Bauern in 
die Hand des Gericbtsherm gegeben sehen und Ibn schollenpflichtig 
gemacht wissen. Scbliefslich wünschten sie eine Beschränkung des 
„ohnzeitigen Heyratbens derer Knechte und Mägde", weil ihnen 
die Arbeitskraft dann nicht vöUig mehr zur Verßigung stand. Da 
auch der Regierung der vorgelegte Entwurf nicht klar und über^ 
sichtlich erschien, so wurde ein neuer Entwurf ausgearbeitet von 
einer Kommission, die aus Mitgliedern der Regierung und der - 
Landschaft bestand. 174'2 wurde der neue Entwurf) vorgelegt 
und mit geringen Änderungen 1744 als „Des gesambten Fürsten* 

1) LA. Ci. VI Nr. 104 E. 

2) LA. Cl. Vni Nr. 125. 
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thams Älteoborg Qeeiode- und Tsge-Löbner Ordnung" publisiert *). 
Die neue Gesindeoränung zeichnet sich durch grofee Übersichtlich- 
keit aas; in acht Kapitel gegliedert, die in einzelne Paragraphen zer- 
fallen, regelt sie die OeeiDdeverbältnisse. Als Anhang ist die Tax- 
Ordnung beigelugt. - Die drei Teile der alten Geeindeordnung von 
1651 finden sich auch in der von 1744 wieder. Die Eonsteuktion 
des ClesiDdevertrages ist dieselbe wie früher. Kapitel I bestimmt, 
wer zum Dienst verpflichtet ist; Kapitel U und VI regeln die Be- 
ziehungen der Dienstboten und Dienstherrschaften zueinander, 
und in Kapitel IV und VII wird die Vermietung und EntUsBung 
des Gesindes geordnet Der Unterschied von der Gesindeordnung 
von 1651 besteht darin, daTs in der Zeit des PoUzeistaates und 
der obrigkeitlichen Beglementierung die Strafen, durch die man 
das protensartige Leben zu zwingen glaubte, mehr hervortreten. Zu 
den landwirtschafUicben Diensten waren noch immer die drei Klassen 
verpflichtet, die sdion die Ordnung von 1651 kannte. Mit zurück- 
gelegtem 14. Leben^ahre konnte sich der Knabe, mit 13 Jahren das 
Mädchen vermieten. Gesindemäkler blieben streng verboten. Die Kün- 
digungsfrist wurde von zwei Monaten auf sechs Wochen herabgesetzt 
Die Zwangsdiensie, die zwei Jahre dauerten, wurden für die 
Kinder der Untertanen in Kapitel lU, für die Tagelöhner in Kapitel 
VIII geregelt Der Herr, der einen immerw^renden Anspruch 
auf sie hatte, konnte sie verlangen, „zu welcher Zeit es sej". 
Neu war die Einführung der Vormiete, die die Lage des Gesindes 
verschlechterte. Wenn das Gesinde seine Zwangsjahre abgedient 
hatte, konnte es sich nicht eher frei vermieten, als bis es seinem 
Oerichtsberm die Dienste um freiwilligen Lohn angeboten hatte, ohne 
daTs dieser sie annahm. Durch diese beiden Mafsregeln sollte der Ge- 
richtsherr stets genügend Gesinde zur Verfügung haben. Während 
das Zwangsgesinde meist noch unbrauchbar war, da der Dienst bei 
der Herrschaft der Regel nach der erste Dienst war, so gew&hrte 
die Vormiete das Recht, unter den sich anbietenden Personen die ge- 
schicktesten heransBUchen zu können. Die Ausdehnung der Zwangs- 
dienste auf alle Untertanenkinder, selbst wenn sie nicht bei der Land- 
wirtschaft blieben, war der lUtterschaft vorläufig noch nicht gelungen. 
Auch die Tagelöhner hatten weiterhin ihren Herren die Dienste 
yor anderen anzubieten. Da zur Zeit der Heu- und Getreideernte 
oft Mangel an Arbeitski^iten eintrat, so bestimmte die Gesinde- 
1) 1. Sammlnng der (SeeeUe usw., S. 489/544. 
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ordnang, dafs aulser den TagelöhDem „alle, die der Handarbeit 
(ihig", wenn sie nicht selbst mit diesen Arbeiten beschäftigt waren, 
um den tazmäfsigen Lohn dem Gerichtsherm oder anderen „ Hauss- 
wirthen" zu dienen hatten. 

Der Lohn war im allgemeinen reiner Qeldlohn, nur in einigen 
wenigen Fällen waren Naturalbezüge nachgelassen. Wer Gesinde 
lUr einen Teil des Jahres mietete, brauchte nur auf diese Zeit Lohn 
zu geben, davon auegenommen blieben die Monate Juni, Juli und 
August wegen der starken Feldarbeit. Die Lohntaxen waren nur 
für die Bauern verbindlich. „Weiln iedoch die Besitzer der Ritter- 
gütber, so oft mahls viel Leute gebrauchen", und in den Städten 
die Honoratiores „sich sehr auf das Gesinde verlasseQ müssen, 
und daher, dass sie tüchtige Leute erUngen mi%en, grose Ursach 
haben, der Bürger und Bauer hingegen selbst überall mit zusiehet, 
und Hand anleget, und folglich weit weniger Gefahr mit dem Gesinde 
zu besorgen bat", so blieb es ersteren unbenommen, „einem tüchtigen^ 
in Ackerbau, Viebwartung und anderer wirtschatUicher Arbeit er- 
fahrenen Gesinde" einen oder mehrere Gulden am Lohne zuzulegen. 

Neu war auch die Scheidung zwischen Zwangslohn und freiem 
Lohn ftir das Gesinde. Der Zwangslohn, der während der zwei 
ZwangBJahre gezahlt wurde, war bis 25% niedriger als der freiwillige 
Lohn. Man sah den Zwangsdienst als einen Ausflufs der Gerichta- 
herrlicbkeit an und hatte ganz den Ursprung vergessen. Die Be- 
wertung des Zwangsdienstea änderte sich. Er trug den Charakter einer 
fronartigen Belastung, der durch die Einführung der Vormiete nur 
noch versfärkt wurde. Ein Moment läfst sich zur Rechtfertigung des 
Zwangslohnes anführen. In vielen Fällen war es der erste Dienst, 
den die Untertanenkinder antraten. Da sie sehr jung, ungeschickt 
waren und von der landwirtschaftUchen Arbeit nichts verstanden, 
so war unter diesen Umständen ein geringerer Lohn gerechtfertigt. 

Die neu aufgestellten Lohntax^n wurden bald in der Praxis 
nicht mehr innegehalten , ein Moment war schon darin gegeben, 
dais es einzelnen bevOTrechtigten Ständen gestattet war, über die 
Taxen hinauszugehen. Gleichwohl sind sie nicht uninteressant, 
weil sich ein fortgesetztes Steigern der Lohntaxen von dem Ent- 
wurf von 1627 bis 1744 ergibt. 

Es möge daher eine vergleichende Zusammenstellung der Taxen 
von 1627 in ihrer Einheitlichkeit ftlr das ganze Fürstentum, von 16&1 
mit ihrer Zweiteilung und von 1744 mit ihrer Vierteilaiig folgoi. 
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II. Tagelöhne. 
Über Tttgeloho, Ernte- and Drescherloha hatte der Entwurf ti 
beBtiromt. 



Efi 


GesindeordnuDg 165L 


Geeindeordnung 1741 


als 
Tage, 
lohn 


im S< 
ohne 
KoHt 


mit 
KoBt 


im Winter 
ohne mit 
Kost Kost 


im Sommer 
ohne mit 
KoBt Kort 


im Winter 

ohne mit 
Kost Koat 


ein Mann 
eine Frau 


»gl. 
Igl- 


Igl.6* 
Igl. 


3gl.6^1gL34 


3gL 
lgl.6^2gl- 


Igl- 
94-1 gl. 


2 gl 6* 
lgL-igl.64 


Igl3» 



III. Erntelöhne. 



Ea erhält ab Tagelohn 



QeB.-0. 1651 
ohoeKoBt mit Kost 



OeB.-0. 1744 
ohne Kost mit Kost 



ein Schnitter 

ein Hen- n. Gmmmetarbeiter 

ein Bapper, Binder 

ein Ahlader 

ein Emteknecht 



4 gl. 
2 gl. 

Sgl. 
Igl 6^ 
l gl. 6 * 



Sgl. 

Igl. 
l gl. 6 * 
IgL 9« 
1 gl. 9 * 



5 gl. 
ö gl. >) 



Akkordlöhne: 

Komschneiden »on 1 altenb. Acker: 

„ „1 eisenb. „ 

Weizenhanen „ 1 altenb. „ 
Qrashauenron I altenb. od. eiaenb. Acker ohne Kost: 
H rt 1. >t i, n niit „ 

Hier sind die Löhne nicht gestiegen. 



1651 und 1744: 

18 gL-1 fl. 

17-18 gl. 

21—24 gl. 

-5 gl. 

2* gl- 



IV. Drescherlöhne. 

Tagelohn im Sommer 1651: 3 gl; 1744: 4 gl. 

„ Winter „ 2 „ „8 „ 

die KoBt ist stets auBgeschloBsen. 

Akkordlohn: nm den 16. Scheffel oder nm Geld; 1 Schock Getreide 6—7 gl. 

Die Beköstigung des GeBindee war im allgemeinen reichlicli, 
Bo bekam in Fonitz jeder Knecht wöchentlich 16 Pfund Brot, jede 
Magd und jeder Kuhjunge 14 Pfund Brot; aufserdem erhielt jeder 
Dieuetbote von Walpurgia bis Michaehe 14 und von Uichaelia bis 

1) Dieser Tagelohn ist nur bei der Stadt Altenburg üblich; 1744 wird 
die Emtearbeit nur im Akkord verrichtet 
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Walpurgis 7 Käse. Mittage gab es tfiglicli zwei, abends einen G^ang. 
Fleisch wurde auläer Sonntags zweimal wöcbeDtlich gegessen '). 

Der Oesindezwang und die Lolintaxeii waren die wunden 
Stellen der Gesindeordnung, die nie zur Heilung kamen. Zu dem 
Qesindezwang trat die überaus lästige Vonniete, die oft verweigert 
wurde. Als der Pachter des Rittergutes Selka daa Recht der 
Vormiete bei der Tochter eines Häuslers ausübte, weigerte sie sich, 
in den Dienst zu treten, da sie in der Wirtschaft des Bruders 
nötig sei. Die Kammer erkannte die Berechtigung des Pachters 
an, da die Dienste bei dem Bruder dem Dienste beim eigenen 
Herrn nicht vorzuziehen seien nach den Bestimmungen der Öesinde- 
ordnung 1744 Kap. III § 2, und „da überhaupt auch ermelte 
Oesindte Ordnung die Verschaffung nöthigeu Dienst G^esindes bei 
Ritter Qüthem zum Absehen" habe*). 

§ 6. Gesindepolitik um 1770. 
Ständig strebte die Ritterschaft, den Zwangsdienst auf alle 
bäuerlichen Untertanen auszudehnen. Noch immer gingen der Land- 
wirtschaft zahlreiche Arbeitskräfte dadurch verloren, dafs viele 
Bauernsöhne in den Städten ein Handwerk erlernten oder irgend- 
einen anderen Beruf ergriffen. Dieser Abäufs der bäuerlichen 
Bevölkerung nach der Stadt war eine der vielen Ursachen, dafs 
die Löhne ständig stiegen. Die Stände überreichten daher 1769 
eine Schrift über den allzu hohen Gesindelohn. Der Herzog er- 
klärte am 8. September 1769, dafs er von der Landschaft den 
Entwurf einer neuen Lohntaxe erwarte '). Eine eingesetzte Depu- 
tation schlug vor, die freiwilligen Löhne zu erhöben und alle sonstigen 
Vergütungen und Geschenke zu Weibnachten und zu Jahrmärkten 
abzuschatfen. Um daa dienstlose weibliche Gesinde zum Dienen zu 
nötigen, wünschten die Städte eine Erhöhung des jährhchen Schutz- 
geldes. Da eine neue Lohnskala nicht die Billigung fand, die erwartet 
wurde, so suchte man den bestehenden Übelständen auf ganz 
andere Weise abzuhelfen. Die Taxordnung wurde beiseite gelegt, 
und an deren Stelle erschien am 18. Januar 1770 ein „Mandat 
wegen der Bauemsöhne, so Handwercker erlernen wollen", das ein 
Steigen der Lohne durch eine Vergröfserung der dienstpflichtigen 

1) LA. Cl. XIV A Nr. 204. 

2) LA. Cl. XViri B'' Nr. 37, Bd. 4. 

3) LA. Cl. VIU Nr. 127. 
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bia«rlieb«ii B«Tötkening zu TerhUten strebte, indem die Zwan^- 
dienstpflicht, wie sie in der Oesindeordnuog 1744 Kap. III § 2 
ansgeoprochen w&r, ausgedehnt wurde *). 

Da der Ackerbau, der „ als die vorEÖglichete Quelle vor dem 
gesamten Nahmngestand und das nolhwendigete Erwerbsmittel" 
anerkannt wurde, durch die Landflucht vieler FereoneD, die aus 
dem BanwDStande hervorgegangen waren, grofaen Schaden erlitt, 
sollte eine Befreiung vom Zwangsdienste klLoftig nicht mehr statt- 
finden, wenn ein Untertanenkind ein Handwerk lernte oder sich 
gar gelehrten Studien widmete, sondern jeder, „der vom Bauern- 
stände herkommt, und dessen Eltern sich bereits mit dem Feldbau, 
oder gemeinen Taglohn oder Handarbeit genähret" hatten, sollte 
„von seinem vierzehnden Jahre an, wenigstens vier Jahre lang bey 
dem Feldbau dienen". Unter diese vier Jahre fielen auch die 
zwei Jahre im Zwangsdienst, wo er hergebracht war. Die anderen 
zwei Jahre war freie Vermietung gestattet, nur stand dem Herrn 
das Recht der Voriniete zu. Erst dann konnten die Bauersohne 
ein Handwerk erlernen. 

Von diesen strengen Bestimmungen konnte unter zwei Umständen 
dispensiert werden, nämlich „wenn etwann des Orts und Gegend 
ein notorischer UberflusH an Dienstbothen vorhanden" war, oder 
wenn ein Vater bereits zwei Söhne bei dem Feldbau hatte. Die 
Befreiung, über die der Gerichtsherr entschied, konnte erteilt 
werden, aber brauchte es nicht. 

Das ganze Mandat ist durchaus ein Junkei^setz, denn den 
grofsen BauergUtern kam es ja nur im geringsten Mafse zugute, 
da der Gerichtsherr Anspruch auf den Zwangedienst und durch 
die Vormiete noch einen weiteren Anspruch auf die persönliche 
Arbeitskraft besafs. Indem eine vierjährige landwirtschaftliche 
Tätigkeit eingeführt wurde, hoffte man die agrarische Bevölkerung 
fester an die heimische Scholle zu fesseln. Die HofToung, dafs 
der junge Bursche nach seiner vierjährigen landwirtschaftlichen 
Tätigkeit keine Neigung verspüren würde, ein ihm unbekanntes 
Handwerk zu erlernen, erfüllte sich in vielen Fällen. Das Mandat 
bedeutete eine staike Beschränkung der persönlichen Freiheit 
in einer Zeit, wo sich das Individuum aus der Bindung dntch die 



1) CA. ARa., Kap. X, loc. 23, Nr. 27; zweite Sammlnog dei Ges. 

848/50, dritte S«nimlang S. 79/80. 
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Gesamtheit zu ISsen begann. In ihm ist das Prinzip, dafs der 
Bauer in den Bauernstand hineingeboren sei, zum stilrksten Aus- 
druck gekommen. 

Über die Wirkung dieses neuen Gesetzes und seine Äu&ahinfl 
von Seiten der Bauern geben die Akten leider keine Kachrichtan. 
Die Steigerung der Löbne war aber nicht aufzuhalten, denn 1775 
worden die Verhandlungen, die 1769 wegen einer neuen Tax- 
ordnung für die Gesindelöhne gefllhrt waren, wieder aufgenommen '). 
Den Lohn der Tagelöhner wollte man um 25»/p erhöhen, da die 
„preciaremm" sehr gestiegen seien. Bei den einzelnen Gattungen 
des Gesindes war der Lohn bisweilen um ÖO"/« gestiegen. Ein 
Vogt bekam 25 fl. statt 18 fl., an Schirrmeister 25 fl. statt 22, 
ein Eubbirte 9 statt 6, ein Kühmädchen 6 statt 4 und eine Haus- 
magd 12 statt 10 fl. Der Herzog gab seine Einwilligung, dafs 
eine Kommission sich mit den Fragen des Gesindelobnes beschäftige. 
Diese, die bei ihren Beratungen zu ganz andern Ergebnissen kam, 
als wie ursprünglich beabsichtigt war, glaubte nicht, dafs „die 
damahls [1769] gewünschte abänderung dermablen erforderlich 
seyn dürfte, je gewisser es sey, dass eine zu regulirende Taxe 
des Gesinde Lohnes um deswillen von grossen Kutzen nicht se^a 
dilrffta, weil man nicht sähe, wie daa Gesinde zu deo fest- 
zusetzenden Lohn gezwungen werden könne, auch nicht zu 
beobachtung des Gesetzes dienen würde, wann man den dienst 
herrn durch strafpraecepta darzu anhalten wurde, anerwege diese 
die hierunter hegende gute Absicht durch andere in fraudem 
legis zu erfindende Umschlüge besonders diejenigen zu vereiteln 
bemühet seyn würden, welche gutes Gesinde behalten oder der- 
gleichen erlangen wollen. Es dürfte auch der Zwang des Gesindes 
die Inkonvenienz haben, dafa sie sich in andere G^enden, wo 
dergleichen Gesetz nicht sey, wendeten, vieleicht daselbst sich 
häuslich niederliessen und ihr etwa habendes Erbantheil aus dem 
Lande wendeten, wie denn auch ferner das Gesinde in hiesigen 
Landen Diensten zu suchen abgeschrecket werden möge". Damit 
war die Uahaltbarkeit von Mazimallöbnen zu Tage getreten. 

1) LA. Cl. VIII Nr. 227 ; Tgl. auch LA. Gl. VIII Nr. 210, „Patent wegeo 
mitorlassener achuldiger Dienst« in der Ernte b« Jfthrm«rckt«Mit«n vom Ge- 
Binde als TOD Fröbnern 1771", wocach die Pröner und Geeinde den ent- 
■tehenden Schaden xa ersetien and die an ihrer Stella arbeitenden Tage- 
löhner zn beiiahlen haben, wenn sie auf die Jahrmärkte gehen. 
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Aber nicht aus diesen OrUnden sei die Lohntaxe auf sich be- 
ruhen zu lassen, sondern auch das Mandat vom 18. Januar 1770 
habe „denen Beschwerden zumahl in Ansehung des Mangels an 
Gesinde gröstentheils abgeholfen". Die Stände wünschen nur, 
dafs „über diese Verordnungen strecklich gehalten und überdies 
die Unterobigkeiten besonders autorisirt werden möchten das 
dienstloae Qesinde nicht nur zu coerciren, sondern auch den- 
jenigen, welche dienstlos ein erhöhetes Schutzgeld aufzulegen". 

Mit diesen letzten Bemühungen, Theorie und Wirklichkeit in 
Einklang zu bringen, endete die gesetzgeberische Tätigkeit in 
Gesindesachen. Das Ende des 18. Jahrhunderts wurde von Strö- 
mungen ergriffen, die einer Innerpolitischen Tätigkeit nur wenig 
Zeit gewährten. 



Drittes Kapitel. 
Bäuerliche und Agrarpolitik im 18. Jahrhundert. 
§ 1. Die Rechtsgrundlagen des 18. Jahrhunderts. 
Eine merkantilistische „Peuplieruogspolitik" zu treiben wie 
in Preufsen unter Friedrich dem Grofsen, war für Altenburg kein 
Anlafs gegeben. Nicht neue bäuerliche Stellen zu schaffen, konnte 
das Hauptbestreben der altenburgischen Fürsten sein, sondern den 
Bestand lebenskräftiger und leistungsfähiger Ackemahrungen zu 
erhalten. Aufgabe mufste es daher sein, die im 17. Jahrhundert 
gewonnenen Bechtegrundsätze, die in einzelnen Gesetzen uaw. sich 
zerstreut vorfanden , einheitlich zusammenzufassen. Dies geschah 
durch die 1704 erschienene Fürstl. Sachs. Altenburgische Qerlchts- 
und Prozefsordnung '), die 1744 revidiert neu herausgegeben wurde. 
Ihr folgte 1705 die Fürstl. Sachs. Altenburgische Landesordnung> 
die als Resultat dreifsigjähriger Verhandlungen endlich zustande ge- 
kommen war. Herausgewachsen aus der gothaischen Laudesordnung 
waren daneben einzelne Bestimmungen der Landesurdnung von 
1589 erneuert worden*), Beschäftigte sich die Prozefsordnucg 
naturgemäfs mit der Strafrechtspflpge, so ordnete die Landesordnung 

1) PO. 1704. Pars I, Kap. 18 § 8, P. IV, Kap. 1, 2, 16 sind von Be- 
deutung für die Agrarzuatände, 

2) Abf^lehut wurde z. B. die Bügegerichtsordnung der Ooth. LO., LA. 
Cl. VIII Nr. 49, S. 132''. 
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die übrigen Gebiete desPriTatrechtea, In zwei Teilen „von geistlichen 
und von weltlichen Sachen" stellte sie die einzahlen privatrecht- 
lichen Können fest und berief sich auf die alte Landeeordnung, die 
Verjährung und das Herkommen als Rechtsquelle '). In einem 
dritten Teil, den Beifugen, wurden einige früher erlassene Gesetae, die 
sich noch in Gültigkeit befanden, emeaert. Unter diesen war 
auch die Gesindeordnung von 1661. 

Die Egdefrone, die bereits in der Erledigung der Landes- 
gehrechen von 1684 behandelt war, wurde auch in die Landes- 
ordnung aufgenommen '). Die hier getroffenen Beatimmungen 
schlössen sich an die von 1684 an, ohne jedoch die gleiche Klarheit 
zu besitzen. Nur „ die Hintersassen oder Häusler, so Pferde oder 
Ochsen haben", haben dem Ober- und Erbgerichtsherm (jedem 
zur Hälfte) jährlich zwei Tage Egdefrone zu leisten, die auch 
dann zu verrichten war, wenn die Anspannung nicht das ganze 
Jahr gebalten wurde. Die Scheidung zwischen Lohnkärrnerei 
und der Spannung, die der Hintersasse zum Ackerbau braucht, 
macht das Gesetz nicht; es spricht ganz allgemein: „sie mögen 
andern arbeiten oder nicht ". Erst durch die Landeaordnung kam 
die Egdefrone in Autiiahme. Viele Handbauern und Häusler, 
die sonst Pferde hielten, schafften die Pferde ab, um sich der Egde- 
frone zu entziehen, und bestellten das Feld mit ihren Kühen. 
Dies lag aber durchaus nicht im Sinne des Gesetzes. Daher er- 
ging 1714 ein Reskript, wonach „die Kühe Bauern" die Egde- 
frone zu leisten hatten*). Nur die Handbauern, welche über- 
haupt kein Zugvieh halten konnten, blieben von der Egdefrone 
verschont. Da man aber die Egdefrone als eine Last ansah, die 
den Handbauer charakterisierte, so waren sie „nach dem jedes- 
mahligen billigen Arbitrio zu einer massigen Abgabe anzuweisen", 
die nur im Unvermögen sfalle gänzlich erlassen werden sollte. 

Bald schwand der spezifische Charakter des Egdegeldes als eines 
Lohnkärmerzinses, und jeder Hintersasse hatte neben der Natural- 
egdefrone auch noch die Abgabe des Egdegeldes. Bereits 1732 *) 

1) FQr die agrarischen Verhältniaee Tgl. LO. 1705, P. H, Kap. II, 
Tit. 2, 11. 12, 16; Kap. IIl, Tit. 4, 11. 22, 24, 44. 

2) LO. 1706, P. II, Kap. II, Tit. 15, S. 162/63. 

3) Erste Sammlung der Gesetze asir. S. 233, 

41 CA. AK, Kap. XI, loc. 38, Nr. 21, 26; ARa,, Kap. X, loc. 23, 
Nr. 16; AK., Kap. XI, loc. 64, Nr. 6, 7, 8, 39. 
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trat die Eanimer mit dem Verlangen dieser doppelten Abgabe an 
die HinterBasaen des Weatkreises heran, ohne einen Ei-folg zu 
erzielen. 

Nichtsdestoweniger suchte die Kammer ihren Endzweck zu 
erreichen. Bereits 15 Jahre später galt das Egdefrong^d ab 
ein Zins für die Spannhaltung , der keiaesw^ ein Recht gab, 
sich der Naturalegdefrone zu entziehen. 1739 entschied die 
Kammer, „daas diejenigen, so anspanne halten und doch keine 
Spanngüther besitzen, und wenn sie gleich das Egdegeld fortgeben 
müssen, sich der Spanntrohue keineswegs entbrechen, noch denen, 
die zu wenig an der Zahl seyen, diese Last aufbürden mögen, 
angesehen dass das wenige Egde Frohn Geld ohne Zweiffel yor 
die Erlaubnis Pferde zu seiner Nahrung zu halten wie ein jähr- 
licher Zins gegeben wird". Der Kampf um Egdefrone und £^e- 
frongeld endete mit einem Siege der Kammer. Während im Ost- 
kreis die Zahl der Hintersassen, die Anspannung hielten, sehr 
gering war, übertraf sie im Westkreis die der Anspanner um das 
Zwei- bis Dreifache. 

Die Bauernstellen ia ihrem bisherigen Umfange zu erhalten, 
suchte die Landeeordnung von I70ft ebenso wie die von 1589. 
Dem Gerichtsherm wurde zwar gestattet, „ihrer eigenen Bauern 
Giither an sich zu bringen", streng wurde es aber untersagt, die 
auf diesen Gütern haftenden Dienste den anderen Untertanen auf- 
zubürden, sondern die Qerichtsherren solllen „darvon genossene 
Dienste, nach rechtmässiger proportion ihnen selbst abgehen lassen". 
Auch das Teilungsverbot der Bauerngüter wurde wiederholt, die 
Teilung der ledigen Stücke wurde dem Herkommen überlassen. 
Um einen kräftigen und gesunden Bauernstand zu erhalten , er- 
neuerte die LO. die Bestimmungen des Kürrechts. Ja sie ging noch 
einen Schritt weiter als die Landesordnung von 1589. Da das 
altenburgische Au erben recht ein Minorat war, so konnte es beim 
Tode des Vaters leicht vorkommen , dafs der KUrerbe noch un- 
mündig war. In diesem Falle konnte die Witwe und die Kinder 
bis zur Mündigkeit dee Kürerben „in Communione bleiben". Da- 
durch glaubte man eine Deteriorierung des Gutes zu verhüten. 

Neu war in der Landesordnung die Einführung der Bau- 
frouenpflicht , die in Kursachsen und den meisten ernestinischen 
' Ländern schon längst bestand, und durch die die Begierung 
den Wünschen der Gutsherren entgegenkam. Die Baufrone 
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gliederte sich Id eine Neubauirone und eine Reparatur&one. Zur 
NeubaufVone, die durch das Älter des Gebäudes, durch Brand 
oder „ob casum fortuitum" sich nötig machte, hatte jeder An> 
Spanner acht Tage Spannfrone zur Anfuhr von Baumaterialien, 
jeder Handbauer und Häusler acht Tage Handfrone zu leisten. Zur 
Reparaturfrone, die der Erhaltung der Gebände diente, spannte jeder 
Anspanner drei Tage, und jeder Handfröner fronte ebenfalls drei Tage 
mit der Hand. Die Vergütung fUr diese Frone bestand in zwei Pfand 
Brot und drei gewöhnlichen Fronkäsen für jeden Fröner täglich und 
iUr jedes Fronpferd in einem halben Mafs Hafer und sechs Pfund 
Heu. Um eine übermäfsige Inanspruchnahme der Untertanen 
zu verhüten, durfte die Neubaufroae fUr ein Gebäude, an dem 
länger als ein Jahr gebaut wurde, nur auf das erste Baujahr be> 
ansprucht werden. Wurde die Reparaturfrone in einem Jahre 
nicht gebraucht, so erlosch der Rechtsanspruch auf sie. Keines- 
wegs konnte sie In andere Dienste oder in Geld verwandelt werden, 
ebensowenig durfte sie mehrere Jahre „zueammengeepahret und 
nachgefordert" werden. 

Schien durch diese ausführlichen Bestimmungen eine ungerechte 
Belastung der Untertanen ausgeschlossen, bo verstanden es die 
Oerichtsherren doch, den Begriff der Baufrone zu erweitem und 
den Anspannern Fuhren abzuverlangen, die nur in sehr weiter, 
künstlich hergestellter Beziehung zu den Baudiensten standen. 
Aber auch die Untertanen strebten sich den gesetzlich fixierten 
Diensten zu entziehen. Die Regelung der Baufrondienste beschäf- 
tigte daher die Gesetzgebung das ganze 16. Jahrhundert hindurch. 

Herr von Schmertzing auf Ehrenhain verlangte von Andreas 
Petzold zu Nirkendorf, der mit dem Sitze und einer Hufe dem 
fürstlichen Amte, mit einer halben dem Rittei^t £lhrenhain zu 
I^hen ging, die Leistung der Baufrone. Indessen konnten die 
ehrenbajnischen Gerichte von diesem Untertanen, der mit Ober- 
gericbten und Erbgenchten in das fürstliche Amt gehörte, „umb 
eines Ihnen Zur Lehen gehenden pertinentz Stückes willen sothane 
Baufrohne nicht fordern, weil re^ulariter von dem Sitz und nicht 
von den Feldt Guthern die Erb Gerichte Unterthanen ihre denn- 
mination bekommen" ') Wozu hätte es auch fuhren sollen, wenn 
die Frontage bei einem Gut, das vier und mehr Herren zu Lehen 



1) LA. Gl. XIII B>> Nr. 37, Bd. 11. 

D,g,t7cdb/GOOgIC 



lOi Zwuter Abschnitt 

ffng, unter diese verteilt wurden! Der Gerichtsherr zu Eichenberg 
verlangte bei schlechtem Wetter ebensoviel Baufubren an einem 
Tage wie bei gutem Wetter. Da dies Verlangen bei den schlechten 
Wegen unmöglich zu erfüllen war, so liefa er die Untertanen 
Dachfronen. Die gesetzliche Fron kost verweigerte er seinen 
Frönem, und den Pferden gab er saures Heu; ja einem Unter- 
tanen war er seit drei Jahren das Futter für die Pferde schuldig '), 
Auch die Untertanen weigerten sich, die Baufrone zu verrichten, 
„weil nicht nur Ew. Hochf. Durchlaucht bey einigen derselben 
die Ober Gerichte zustehen, und also gewisse Frohndienste dem 
fürstlichen Amte jährlich verrichten, sondern auch die Ober und 
Erb Gerichts Untertanen ihren Gerichts Herren verschiedene 
andere Dienste praestiren müssen" *). Deswegen beantragte die 
alten burgische Ritterschaft durch Albrecht von Meusebach auf 
dem Landtage von 1706, die „widerspenstigen Erb Gericht» 
Unterthanen" zur Leistung der Baufrone anzuhalten. Ihrem 
Wunsche kam der Herzog nach. Bereits am 9. November 170& 
erging ein Reskript an alle Amter, durch das zur Vermeidung 
„aller geldspUtemde Prozesse" da, wo Ober- und Erbgerichte 
anter verschiedene Gerichtsherren geteilt waren, jedem von beiden 
die Hälfte der gesetzlich geordneten Baudienste zustand ^)- 

Auch die Trennung in Neubaufrone und Reparaturfrone rief 
mannigfach Irrungen hervor. Die Gerichtsherren suchten miß- 
lichst oft die Neubaufrone einzufordern, und wenn sie in den 
Baudiensten iUr die Untertanen keine genügende Beschäftigung 
fanden, so benutzten sie die Fröner zu landwirtschaftlichen Diensten. 
Die fortdauernden Beschwerden der Untertanen ftlhrten endlich 
dazu, die Trennung innerhalb der Baufrone aufzubeben, indem 
eine gleichmäfsige Fronzeit von fünf Tagen jährlich für die An- 
spanner wie fUr die Handfröner festgesetzt wurde *). Obwohl den 
Untertanen damit eine Erleichterung geschehen war, so blieb die 
Baudienstpfiicht nach wie vor unbeliebt. Die Fröner traten ihren 
Dienst spät an und entschuldigten sich mit dem weiten Weg; 
aus dem gleichen Grunde gingen sie abends zeitig fort. Bei ihrer 
Arbeit zeigten sie sich träge. Auf den Wagen luden sie möglicbet 

1) CA. AK., Kap. XI, loc. 64, Nr. 39. 

2) LA. Cl. VIII Kr. 70. 

3) Erale SammloDg der Gesetze q*w. S. 193/94. 

4) Errte Sanunlang der Gewtee usw. S. 475/77. Mandat t. 8. JnU 1741. 
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wenig, um ibre Pferde zu Bchonen. Bisweilen warfen sie einen 
Teil der I^ung herunter oder benutzten üe zum ÄuBbessern 
des Weges. Was ein LohngeBchirr in einer Stunde fuhr, dazu 
brauchten sie die doppelte Zeit Zur Beseitigung dieser Mifsatände 
erliefs der Fürst auf Wunsch der Städte 1748 ein Mandat '), das 
die Fronzeit und Fronleistung regelte. 

§ 2. Die FronablöBuagen. 

Um die Wende des 17. zum 18. Jahrhundert waren auf dem 
Lande die agrarischen Zustände noch vorherrschead. Gewerbe, 
Handel und Verkehr wurden zwar als selbständige Berutszweige 
betrieben; aber ihnen hatten sieb nur Häusler und Hausgenossen 
zugewendet, der Schwerpunkt der agrarischen Fntwickelung 
lag bei den Anspannern. Für das Amt Altenburg, das beinahe 
die Hälfte des heutigen Staatsgebietes umfafate, läfst dch die Ver- 
breitung der nicht landwirtschaftlichen Berufe feststellen. Auf- 
Bchlufs gibt ein Steueranschlag des filratlichen Amtes über die 
Handwerks- und Gewerbesteuer vom Jahre 1699 ^). Am stärksten 
waren naturgemäfs das Nahrungsmittelgewerbe und das Bekleidungs- 
gewerbe entwickelt, weil beide allgemeine und stetig wiederkehrende 
BedUrlnisse decken. 1699 waren im Amte Altenburg mit Aus- 
schlufs der Stadt und des ritterschaftlichen Gebietes schon 10 becker, 
lohnbecker, feilbecker oder weiasbecker vorhanden, von denen 
einer in Paditz zugleich auch Fleischer war. Ferner gab es 
21 Fleischer, Einschiachter, Hausschl achter oder Landechlachter. 
Zahlenmäfsig am stärksten waren die Schneider und die Schuster 
oder Schnhflicker. Von diesen waren 6i, von jenen aber 82 vor- 
handen. Alle übrigen Gewerbe und Handwerke waren spärlich 
vertreten ; es fanden sich als selbständige Berufe Bierbrauer (4 Per- 
sonen), Böttcher (l in Dobra), Drechsler (2), Glaser (l in Göppers- 
dorf), Maurer (7), Schlosser (2 in Göfsnitz), Tischler (9), Zeug- 
macbcr (1 in Teuritz). Zahlreicher waren die Gewerbe, die in 
der Landwirtschaft gebraucht wurden; so gab es 21 Hufschmiede, 
9 Kobermacher, 24 Schirrmacher und 32 Zimmerleute. 

Der Handel wurde au^eübt durch 4 Krämer, von denen 
einer in Wintersdorf „mit Würtze, binmtendt, beringen und der- 

1) Erste SammluDg der Gesetze oaw. 3. 591/95, iweite Sammlung der 
Oeselze, S. 32 1/24. 

2) OStA. Amt Altenburg 1699, Nr. 17. 
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gleichen" bandelte; daneben gab es noch 2 Salz- und Garn' 
Ländler, von denen der eine in Monstab auch „Hirae, Zwiebeln 
und dergl." verkaufte. Für den agrarischen Charakter des 
Landes Bprechen die 4^ Kornhändler und i Pferdehändler. Dea 
Verkehr auf weitere Entfernungen besorgten 10 Laodkärmer, die 
heimische Waren verkauften und fremde einkauften. 

Trotz der strengen Bestimmungen von 1651 und 1682 hatte 
doch die Hausindustrie festen Fufs gefafet mit 8 Wollkämmern, 
2 WoUrädennacbem und 182 Leinewebern. Von diesen 192 Haus- 
industriellen safs der Hauptteil im dritten Keuten, der die Gegend 
zwischen Regis, Ältenburg und Meerane umfafste und beute ein 
Haupteitz der Textilindustrie ist. Der zweite Reuten, der durob 
das Gebiet westlich von Älteuburg mit seinem fetten Ackerboden 
gebildet wurde, wies überhaupt keine hausindustrielle Tätigkeit 
auTser einem WoUkämm^ auf. 

Um 1700 waren die fürstlichen Vorwerke und Kammei^Uter 
meist verpachtet Dadurch wurde ein viel intensivei-er Betrieb 
eingeführt, da der Pachter einen höheren Reingewinn erzielen 
mufste als die eigene Verwaltung. Die alte Arbeitsweise konnte 
er nicht mehr beibehalten. Er, der nicht an die voi^schriebenea 
Regeln der Verwaltung gebunden war, sann auf höhere Wirt- 
scbaftserträge. Diese konnte er nicht durch die Fronarbeit der 
Anspanner erzielen, denn durch ihre Saumseligkeit und wegen 
ihrer mangelhaften Arbeit waren die FrÖner mehr ein Hindernis 
als ein Fortschritt ftir eine gesunde agrarische Entwickelung. Die 
Fronarbeit konnte der Pachter leicht durch Anschaffung lind Ver- 
mehrung des Spannvlebes ersetzen. Dazu brauchte er Geld, das 
er aus einer Ablösung der Naturalfrone durch ein jährliches Froa- 
geld oder durch eine einmalige Eapitalzahlung erhoffte. 

Auch die Kammer bewegte sich im gleichen Gedankenkreis, 
und in zahlreichen Fällen spricht sie ihn aus: „So gehet doch 
das von der Cammer erforderte Gutachten dahin, dass da eines 
Theils das Guth durch die Abnahme des Frobn Gelds, gegen Er- 
legung anger^;teQ Capitals, in pretio steiget, und mithin künftig 
dem Lehn etwas zuwachset, andern Theils aber das Capital doch 
anderweit ausgeliehen werden kann", oder durch das Kapital 
werde „das herrschaftliche Interesse erhöhet, besagtes Gut ver- 
bessert und die Kammer habe eine gute Einnahme" '). 
1) CA. ABg., Kap. X, loc, 27, Nr. 15-17. 
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Die Einnahmen der fürBtlichen Begierung beBtanden der Hsupt- 
sacbe nach aus Landsteuem, Erbzinsen, Lehngeldem und Natural- 
fronen, die später in ein Prongeld umgewandelt worden. Die 
fortwährenden Fronablö&ungen dnrch Kapitalzahlung oder durch 
jährliche Frongelder, die einzelnen Bauern gewährt wurden, haben 
der AgrargeBcbicbte Altenborgs im 18. Jahrhundert den ihr eigen- 
tümlichen Charakter g^i;eben. Ein soziales Moment stand der 
Ablösung nicht entgegen. Der Bauer, der zwar schwer mit 
Fronen und Lehngelderabgaben belastet war, stand wirtschaftlich 
und rechtlich viel günstiger ab der preafsiBcbe. Daher war eine 
Bauernbefreiung im Sinne der preuTsischen Gesetzgebung nicht 
nötig. Die Bauern waren imstande, die ihnen auferlegten Lasten 
abzutragen. Zu dem kam, dafs die tUrstliche Regierung bei einer 
Fronablösnng lieber auf eine ständige Abgabe in Oestalt eines 
jährlichen Frongeldes als auf mne einmalige Kapitalzahlung sah. 
Bei der unentwickelten Kreditwirtschaüt des 18- Jahrhunderts war 
es immer schwer, ein Kapital zinsbringend anzulegen. Gewöhn- 
lich wurde es nur dann gern genommen, wenn die Ausgahen für 
irgendein gröfseres Bauwerk die verfugbaren Summen Uberstiegeo. 
Auch zog aus einer solchen Ablösung stets die Kammer 
Nutzen. Der steigende Wert des Grundbesitzes machte sieb in 
einer Steigerung der Lehngelder bemerkbar, die der fürstlichen 
Kammer gezahlt wurden. Dazu trat noch ein anderer Grund. 
Mit dem Tode Christians fehlte in Altenburg jede selbständige 
Hofhaltung. Nur von Zeit zu Zeit wurde das Altenburger Schlofs 
fürstlicher Witwensitz. Unter diesen Umständen konnten die 
Fronen nicht so ausgenützt werden, wie man gern gewünscht 
hätte. Die Viktualien- und Küchenfubren waren in Altenburg über- 
flüssig; um sie nur einigermafsen zu nutzen, mufsten sie nach 
Gotha geleitet werden. Dem widerstrebte das Herkommen, wo- 
nach die weiten Fahren möglichst zu beschränken waren. Als 
äufserster Punkt für die Landfuhren hatte man Jena bestimmt, 
das auf dem halben Wege zwischen Altenburg und Gotha lag. 
Verstanden sich die Untertanen durch einen Rezefs zur Leistung 
der Fuhren nach Gotha, so überwog der Nutzen selten die Kosten, 
die zur Unterhaltung der Mannschaften und der Wagen aufgewendet 
wurden. 

Diese Ablösungsbestrebungen nahmen sich nur den behäbigen, 
zu gewissem Wohlstand gekommenen Anspanner als Ziel; fUr 
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die Handfröner lagen die Verhältnisse wesentlich anders. Weder 
die Möglichkeit noch meist ein Bedürfnis zur Abschaffung dieser 
Arbeitskräfte war vorhanden. Der Gesindemangel , der im Ge- 
folge des Dreifsigjährigen Krieges auftrat, war auf kurze Zeit um 
1 700 verBchwandeD, Obwohl die Gesindeordoung von 1 65 1 nocb 
immer in Geltung war, so sab es in WirkUchkeit mit den Gesinde- 
verbAltnissen wesentlich anders aus. Ihre Unzulänglichkeit und 
Unhaltbarkeit war schon oft nachgewiesen. Nach 1715 überstieg 
die Nachfrage bei weitem das Angebot an Gesinde, die Löhne 
stiegen, und die ständischen Bestrebungen, die Oesindelöhne auf 
eine besUramte Höhe zu fixieren, setzten von neuem ein. la 
dieser Zeit war die Arbeit des Handfröners sehr viel wert, dena 
sie ersparte den Gutsherren einen Teil der hohen Löhne. Ein 
Bedürfnis, die Handfrondienste abzulösen, war um so weniger 
vorhanden, als die Handiröner, die sieb aus Handhauem, Häuslern 
and Hau^enossen zusammensetzten, entweder Über keinen oder 
nur über einen geringen häuerlichen Besitz verfügten. Ihre Nahrung 
war nie spannpflicbtig , nur im Ausnahraefall spanofähig. Von 
ihrem kargen Besitz erwarben sie kaum die notwendigen Sub- 
sistenzmitel. Oft trat neben ihre spärliche Ackerwirtschaft nocb 
die freie Lohnarbeit. An beweglichem Vermögen konnten sie sich 
zu dem wenigen, was sie besafsen, nichts erwerben, und das Im- 
mobiliarvermögen, der Grundbesitz konnte ihnen der Steuer und 
der eigenen Lebenshaltung wegen nicht genommen werden. Woran 
hätte sich der Berechtigte bei einer Ablösung halten sollen ! Ihre 
persönhche Arbeitskraft war ihnen von Natur gegeben und 
das einzige, das dem Berechtigten zur Verfügung stand. Und 
auch dem fronpSichtigen Handfröner war die persönliche Ar- 
beitskraft das bequemste Mittel, seinen Verpflichtungen nach- 
zukommen. 

Gleich das Jahr 1700 brachte eine Fronablösung ^). Herzog 
Christian von Eisenherg hatte zum Bau seines Schlosses die herr> 
scbaftlichen Gefälle, die ihm zustanden, über Gebühr in Anspruch 
genommen und hohe Schulden angehäuft. Da er aber weiterbin 
Geld zum Scblofshau brauchte, so mufste man neue Einnahme- 
quellen erschhefsen. Herzog Friedrich, Christians Bruder, ging 
daher auf den Vorschlag ein, den Anspannern des Amtes Alten- 



1) CA. AA., Kap. XIV, loe. 87, Nr. 6, 13. BamTs vom 8. Oktober 1700. 
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borg eine Ablösung ihrer Frongelder vorzuacblagen. Aus Ter- 
schiedenen GrüDden wählte man gerade dieses Amt ; einmal war es 
an Umfang — es umfafste V» ^^^ ganzen Ostkreises — das 
gröfste, und zweitens war es das wohlhabendste Amt, das un- 
schwer die zur Ablösung nötigen Summen aufbringen konnte. Eine 
funfprozentige Kapital Verzinsung wurde angenommen, und demgemäfs 
konnte jeder fl. Frongeld durch ein Kapital von 20 ä. abgelost werden. 
Die WiedereinlösuDg der empfangenen Kapitalien stand der Kent- 
kammer jederzeit frei. Solange die Bauern ihr Kapital nicht 
zurückerhalten hatten, waren sie von jeder Frongelderzahlung 
oder Fronleietung befreit Die Augkaufong der Frongelder lieferte 
ein befriedigendes Resultat. Über 11 000 ä- wurden von den Unter- 
tanen gezahlt. Als Christian, der das Oeld vornehmlich brauchte, 
1707 gestorben und sein Land an Altenburg gefallen ^) war, blieben 
die Summen, die für seinen Hof halt bestimmt waren, zu anderen 
Verwendungen übrig. Nachdem man die binterlaasenen Schulden 
gedeckt hatte, zahlte man den Anspannern die Kapitalien seit 
1712 zurück. Es trat die Ansicht hervor, dafs eine ständige 
fievenue an Frongeldern doch beeser sei als eine einmalige Kapital- 
zahlung. 1721 waren die Frongelder wieder gangbar bis auf 
ein Kapital von 74 ä. G gl., das erst 1747 zurückgezahlt wurde. 
Obwohl Altenburg eine selbständige Keglernng und Bent- 
kammer besafs und seine Geschicke in keiner Weise von Gothk 
aus geleitet wurden, so trat doch das Interesse für dieses Fürsten- 
tum beim Herzog zurück, da er meist in Gotha residierte und 
nur selten nach Alteuburg kam. Wohl suchten die Fürsten für 
Altenbnrga Entwickelung Neuerungen einzuführen, aber meist 
scheiterten sie an dem Widerstände auf seilen der Bauern. Dazu 
kam, dafs die Entscheidungen sehr verzögert wurden, da dem 
Herzog erst nach Gotha berichtet werden mufste. So mufste das 
Interesse des Fürsten, eben weil es einen so langen Weg zurück- 
zulegen hatte, ehe es tatkräftig hervortreten konnte, natuigemäfs 
erlahmen. Einen Versuch, alle Naturalfronen durch Frongelder 
abzulösen, unternahm die Regierung 1721. An die einzelnen Amter 
erging die Aufforderung, über die vorhandenen und ablösbaren 
Fronen zu berichten *). Die fUretliche Kammer hatte wahr- 

1) LA Cl. V, Nr. 13. 

2) CA. ÄEg-, Kap. X, loe. 17, Nr. 16; ABa., Kap. X, loe. 23, Nr. 14; 
AE., Kap. XI, loe. 38, Nr. 12; für das Amt Eabia war daa betreffeode 
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genommen, „dasB es dem fl. Cammer interesee vertrSglicber aeju, 
»ach zu mehrer «uffnahme derer Untbertanen gereicben dilrffte", 
weDii an Stelle der NatoraUrone ein jährlichem Frongeld träte. 
Von dieser Ablfienngshestrebang blieb diennfd daa Amt Altenhurg, 
veil es seine besondere £ntwTckeluog hatte, au^eschlossen. Ende 
Oktober 1721 gingen die erwünacliten „ Spedficationen" von Ronne- 
barg, Roda und Eisenberg ein. In allen drei Ämtern bestanden 
Fronen zum Scblofs und Amthaus, Jagdfronen, Landfuhren und 
Fiscbfuhreo. Daneben gab es im Amte ßonneburg Fronen zur 
Fronfeste, Ziegelhütte, Schftfereigebänden , Teichfronen, Miiblen- 
baufronen und Öetreidefohren ; im Amte Eisenberg Fronen zum 
Lustgarten, zu den Jagdgebänden, Eohlenfuhren und Heufronen, 
im Amte Roda schlierslich Fronen zu den Jagdhäusern, Eammer- 
fuhren und Heufronen. Das Amt Ronneburg bemerkte aufser- 
dem, ob die Fronen gemessen waren oder nicht. Ungemessene 
Fronen fanden sich in 9 von 14 Dörfern, in denen dem Amt an 
einigen oder allen Untertanen die Fronberechtigungen zustand. 
Merkwürdig blieb, dafe man auch eine Ablösung der Hand- 
fröner in Aussiebt genommen hatte. Über ihre Anzahl macht nur 
das Amt Roda eine Angabe, dort bestanden die Handfröner „in 
183 Personen im Amte und 149 auswärtige Fröhner". Ebenso- 
wenig geben die Berichte die Zahl der Pferdefröner an. Den 
Beamten schien bei weitem die Zahl der Fronpferde, die zur 
Verfügung standen, wichtiger. Der Kammer stand in den drei Amtern 
die Nutzung von 782 Spanntieren zu. Die Frongebühren waren 
für jedes Amt verschieden. „Uf die Baufrohnen, sie haben Nahmen 
wie sie wollen" erhielten die EVöner nirgends eine Entschädigung. 
Eine solche wurde hauptsächlich bei den Landfahren gewährt. 
Eiseubei^ und Roda zahlten einen Akkordlohn, indem in Eisen- 
berg jede Meile innerhalb Landes mit 6 ^ , aufserbalb Landes 
mit 18 i) , in Roda aber gleichmäfsig mit 6 ^ vergütet wurde. 
Das Amt Ronneburg kannte einen Zeitlohn, der täglich 6 gl. fär 
1 Pferd bei Landfuhren und Fisch- und Getreidefiihren betrug. 
Die Handfröner unterlagen ebenfalls verschiedenartigea Bestim- 
mungen. In Roda bekam jeder täglich 3 ^, in Eisenberg erhielten 
nur die Handfröner der Küchendörfer 3 t^, äie übrigen nichts. 



Aktenitück nicht za finden. Für dos Amt Csmbnrg sind die Akten 1 
an HeiDingen abgegeben worden. 
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In itoDoebu)^ wurde die HsndfroDe Qberfaaopt nicht besablt 
aufaer bei Jagdfronen, wo die Person l gL tiglich erhielt 

Die AmtsschSseer b^niigten sich, die erbetenen Spezifikationen 
ein zuschicken , ohne die Möglichkeit oder Unm^lichkeit einer 
Fronablfeung näher za begründen Nur das Amt Ronnebnrg be- 
merkte knrz, dafs „die Prohnen tarn vererbten Forwergks Schein- 
gebäudea, zum Schäeferey Qebänden, Teichfrohoeo, Mahlen Bau- 
frobnen, Fischfuhren und Getreydigt Fuhren" zu Geld gesetzt 
werden könnten, da man ihrer nicht mehr unbedingt bedürfe. 
Ebenso schlug das Amt Kahla ') vor, die Jagdfronen „auf ein ge- 
wisses Geld za sezen". 

Ein GeneralreEkript vom 4. Oktober 1721 an alle Amter 
hatte inzwischen befohlen, die Vorbemtong za einer „ ebeumftssigen 
Vergleich an g " zu treffen. Als Kommissare wurden für die Ämter 
Kahla und Cambui^ der Kammerrat Freieeleben, ftir die Ämter 
I^&enberg, Roda und Ronneburg der Kammerrat v. ÜrÖel bestimmt. 
In den abzaschliersenden Vertrfigen sollte die Beatimmang enthaltea 
sein, dafs, „ wenn ie ein und andere Prohne unumgänglich erfordert 
werden sollte, ein gewisses auf iedeuTag gleichfalls zu determinirendes 
qvantum sogleich von dem veraccordirten Frohngelde abgerechnet und 
innen behalten werden solle". Damit tritt die Absicht der AblÖsuDgs- 
heslrebung klar zutage. Da der Fürst die Frone nicht in aus- 
reichender Weise verwenden konnte, suchte er diesen Verlust durch 
ein Frongeld zu ersetzen. War dem Fürsten aus irgendeiner 
Ursache die Naturalfrone lieber, so hatten die Untertanen sie zu 
verrichten gegen eine Bezahlung, die ihnen auf das Frongeld gut- 
geschrieben wurde. Ursprünglich wäre Leistung und Gegenleistung 
gleichwertig gewesen. Während aber im Laufe der wirtschaft- 
lichen Entwickelung die Löhne stiegen, blieb dieser Lohn als ein 
Zwangslohn auf der gleichen Höhe. E^ entstand ein Mi fsver hältnis 
zwischen Leistung und Gegenleistung, den Vorteil hätte der Fürst 
gehabt, der neben der beständigen Revenue auch die Naturalfronen 
um geringeren Lohn, wie üblich, geleistet erhalten hätte. Die 
Untertanen erkannten die Falle und damit war ein Scheitern des 
Planes vorauszusehen. Schon am 1. Dezember 1721 schrieb das 
Amt Ronneburg, dafs die Untertanen ihre Fronen behalten wollten. 
Im Irrtum aber befand es sich, wenn es glaubte, „daraus ohn- 



1) CA. AE-, Kap. XT, loc. 38, Nr. 12. 
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scbwebr zo erschliessen , dass alle Dor&chafteD deBw^;en eich 
also müBseu beredet haben, weilen sie alle eioerlej gesmDet 
Beyn". Nur im Amte Boda erklärten sich die Dörfer Zöttnitz, 
Groben und Trockenhausen bereit, ihre Fronen durch ein Kapital 
TOD 6&0 Talern abzulösen. Da die Kammer aber auf Ablösung 
durch ein jährliches Frongeld von 32 rl. 12 gl. bestand, so zer- 
schlug sich auch dieser Plan. 

Im Laufe der Zeit hatten sich die Jagdfronen, die sich ur- 
sprüngUch auf eine gemeinsame Selbsthilfe gegen die itaubtiere, 
besonders g^en die Wölfe, beschränkten, zu einer starken Last 
für die Untertanen ausgebildet. Alle alten Gesetze kennen die 
Pflicht der Untertanen zur Wolfsjagdtrone. Allmählich waren 
aber die Wölfe ausgerottet worden; daher wurde diese Frone in 
die Landeaordnung von 1705 nicht aufgenommen. Nur in einzelnen 
Dörfern hatte sich durch das Herkommen eine Pflicht zur Wolfs- 
jagdfrone erhalten. In Bodelsatz und Tröbnitz ') mufste bis 
1768 täglich ein Mann nach Meusebach geschickt werden, der 
wegen der Wolfsjagdtrone anzufragen hatte. Tautenhain, das 
sich weigerte, Wolfsjagdgeld zu zahlen, Hihrte seinen Prozefs 
bis an das Hofgericht nach Jena. Dieses entschied dahin, dafa 
die Gemeinde Tautenhain nur zur Naturalleistung der Wolfsjagd- 
frone verpflichtet und keineswegs zur Al^abe eines jährlichen 
Frongeldes anzuhalten sei. 

Aus der Wolfsjagdfrone, die im Winter stattfEind, hatte sich 
in vielen Fällen eine allgemeine Winterjagdfrone entwickelt Kraft 
obrigkeitlicher Befugnisse ") erhoben die fürstliche Herrschaft wie 
die einzelnen Patrimonialherren Anspruch auf die Jagddienste der 
Untertanen, deren Höhe und Ausdehnung sich nach dem Her- 
kommen bemafs. Obwohl die Jagddienste meist auf den Hand- 
frönem ruhten, denen die Abtragung ihrer Verpflichtungen durch 
die persönliche Arbeitskraft als das geeignetste erschien, so 
zeigten sie sich doch zu einer Abläsung bereit, eben weit die 
Dienste sie schwer bedrückten. Bereits 1724 stellte die alten- 
burgische fUtterschaft dem Herzog vor, dafs die Untertanen des 
Amtes Ältenbui^, die zu Jagddiensten verpflichtet seien, durch 
die Vor- und Koppeljagden „an ihrer Nahrung, besonders aber 



1) CA. AE., Kap. XI, loo. 38, Nr. 10. 

2) Erste Sammluag der Gesetze usw. S. 164/65, 264/65. 
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heä denen erstenn tax EUnbringung ihrer eigenen und derer Glericlits- 
Herrn, wohin räe Dienste zn thnn h&tten, Feld Früchten, empfind- 
lich gehindert und an%ehalten würden". Tatsächlich kam mit 
einer Ansah! Fröoer ein Jagdrezeb zustande, in dem sie jährlich 
1 fl. Jagdfrongeld gegen Befreiung von den Diensten abzugeben 
versprachen '). Die Mehrzahl der AblGsongen fand im dritten 
Reuten statt, weil dort der meiste Wald vorhanden und die Dienste 
den Untertanen sehr lästig waren '). Eine glräche Verwandlung 
der Jagd&one in ein jJÜiriicheB Frongeld strebte man 1740 mit 
geringerem Erfolge im Amte Ronneburg an. Nor Yollmersbayu 
mit 2 und Jonaswalde mit 9 Untertanen erklärten sich bereit, 
jährlich 2 gL für 1 Person zn zahlen *). 

Obwohl in diesem letzten Falle die Ablösung miTsgltlckt war, 
eo erliefe doch Herzog Friedrich III. am 23. Februar 1743 ein 
Reskript an alle Amter, die Jagdfrone wiederkäuflich abzu- 
lösen, da sie „denen Unterthanen zu nicht geringer Last, Ver- 
säumnis und Kosten und der ä. Landes Herrschaft zu wenigen 
Nutzen gereiche" *). Die Untertanen, die im Winter zu täg- 
lichen Jagddiensten verbunden waren, sollten g^en 1 rL abgelöst, 
alle anderen „nach Proportion taxiret" werden. Das Ei^bnis 
war unbedeutend. Im Amte Altenbai^ war die Mehrzahl der 
Jagdfröner bereits abgelöst; ebenso waren im Amt Eisenbei^ 
3G Dörfer von den Jagddiensten befreit. Alle anderen Ämter 
wollten bei ihren Fronen bleiben; so schreiben die Amtleute: 
«s wollen „die Leute lieber die firohn in natura verrichten, weil 
sie arm und günstig gelten seien". Merkwürdig ist, dafs ein- 
heitliche Ablösungen, gegen die die Bauern stets grofses Mifstrauen 
zeigten, nie zustande kamen. Die Ablösung von 1743 scheiterte 
ebenso wie die von 1721. 

Abweichend von dem bisher betrachteten Entwickelungsgang 
waren die Verhältnisse des Amtes Altenburg. Nachdem die Kapi- 
talien 1721 völlig zurückgezahlt waren, begannen die Klagen der 
Untertanen aufs neue. Zeigten sich auch Fürst und Regierung 

1) Abgelöst worden im Amt Altenburg 1260, ihre Naturaldienste leisteten 
weiter 322 Personen; vgl. CA. AA., Kap. XIV, loc. 90, Nr. 14; loc. 91, Nr. 2. 

2) CA. AA-, Kap. XIV, loc. 90, Nr. 5, 15. 
S) CA. ARg., Eap. X, loc. 27, Nr. 18. 

4) CA. AE., Kap. XI, loc. 38, Nr. 27. 
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Ton Zeit za Zeit *) zu Yeretiiidigungeii bereit, um den Forde- 
mngen der AuBpänner entgegenzukommen, so Terschmähten sie 
doch nicht, den FrSnern neue EVonea zuzumuten, die mit den 
1620 und 1636 vereinbarten Bau- und Scheitfuhren in keiner 
Beziehung standen. Eine starke Ungleichheit enstand in der Ver- 
anlagung zu den Fronen; das Wohlwollen und die Geneigtheit 
des FronBcbreihers war in vielen Fällen malegebend fllr die Stärke 
der Belutung. Die Fronzettel, die nach einer Verordnung von 
1735 drei Tage vor Beginn der Frone zugeschickt werden solltea^ 
kamen wesentlich später in die Hände der Fröner. Auf Bitten 
der Anepanner wurde der Fronzettel mitunter in ein anderes als 
das dazu bestimmte Dorf getragen. Das Dorf Onadscbütz sollte 
im Kammerforst EUchen lallen, aber auf Bitten des Anspanners 
KratzBch brachte der Fronschreiber den Fronzettel nach Gimmel *). 
Gegen eine Belohnung von l sipmas Korn versprach der Fron- 
schreiber, die Anspanner von Meucha nur zur Hälfte anzulegen *). 
Endlos waren die Fronstreitigkeiten , die kleinere und gröfsere 
Gruppen mit der füratlicben Regierung führten. Endlich im letzten 
Viertel des 18. Jahrhunderts setzte sich die Gesamtheit der Fröner 
entscheidend zur Wehr da die Fronbelastung unerträgUch ge- 
worden war und ein General fronrezefs nicht zustande kam '). 
„Der altenbnrgische Landmann bat das Glück oder Unglück^ 
dafür angesehen zu werden, als ob er wenig oder gar keine 
Abgaben habe."*) In diesem Satze aus dner bäuerlichen Be- 
schwerdeschrift ist die Quintessenz der beutigen Auffassung vom 
Altenburger Bauer früherer Zeiten niedergelegt Man sah ihn 
als ein von Gott begnadetes Geschöpf an, das persönlich und 
dinglich frei und unabhängig weiter keine Aufgabe habe, als 
die von der Natur ihm dargebotenen Schätze zu bergen. Tat- 
sächlich lagen die Verhältnisse anders. Wohl besafsen die Bauern 
ein gutes Besitzrecht, auf dem vielfach die Erbzinsen nur als 
Reallast nicht aber als jährlicher Kanon flir die Nutzung des 
Gutes hafteten. Was ihnen auf dieser Seite vor vielen anderen 
deutschen Bauern zugute kam, das wurde aufgewogen durch 

1) Reaefs vom 23. Mw 1703, R«zefs TOm 26. Nov. 1728. CA. AA., 
Kap. XIV, loc. 94 B, Nr. 2. 

2) CA. AA., Kap. XIV, loc 87, Nr. 10, S. 45, 56/67. 

3) r-A. Cl. Vni, Nr. 158. 

4) CA. AA., Kap. XIV, loc, 94 B Nr. 2. 
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FronbedrUckung oqd LehngelderbetastuDg, Gleichwohl brachte 
es der altenbargiscbe Bauer zum Wohlstand, aber auch nur der 
Episch altenburgiscbe d. h. der AtiBpanner des Ostkreisea. Zu 
diesen änfseren Bedingungen, daB Vorhandensein eines tragkräftigen 
Bodens und das aus der Gewohnheit stammende Anerbenrecbt 
traten die persönlichen Eigenschaften des aitenburgischen Bauern. 
Seine Zähigkeit, auf einen Erfolg zu warten, verband sich mit 
Sparsamkeit und Genügsamkeit. Nicht die Vorsorge und der 
Schutz der Regierung, sondern die eigene Tüchtigkeit stärkte den 
altenbui^chen Bauernstand. Doch es waren die Bauern im 16- 
Jahrhundert arg gedrückt; nnd der Schreiber der obigen Worte 
iährt in der Schilderung der bäuerlichen Lage fort: „Der Acker- 
bau ist bei dem aitenburgischen Landmann noch mehr als bej 
ieden Bauern anderer Lande, die mit dem oder jenem Commerz 
sich abgeben können, die einzige resurce. Wird diesem durch 
irgend eine Finanz Operation der Zafluss genommen, so ist der 
altenbui^sche Laadmann weit übler dran , als jeder andre, der 
etwa mehrere Nahrung nnd Erwerbe Zweige hat" 

Erat Herzog Ernst der Mild-Gerechte, wie ihn sein Biograph 
T. Thümntel nennt, schuf durch seinen GerechtigkeitssinD eine 
Wandlung, v. Thümmel, der den Herzog aus langjährigem 
Verkehr kannte, ^bt eine prägnante Charakteristik. „Aus der 
Täterlichen, sich selbst unbewufsten Gutmütigkeit, mit welcher 
sich der Gmst der Mutter verschmolzen hatte, entstand das Ver- 
langen, Menschen zu dienen und sie zu beglücken, aber es war 
nicht der feurige Trieb, der das jugendliche Herz so bis zur 
Schwärmerei entflammt, sondern ein ruhiger bedachter Hang zum 
Wohltun, aus welchem das mannigfache Gtite äofs, das dieser 
Fürst seinem Lande erwiesen hatte." 

Um Steuerungleichheit der Bevölkerung zu beseitigen, liefs er 
sein Land vermessen und neue Urbare anlegen. Seine Sorge 
galt auch dem Bauernstand, der unter starken Fronen seufzte *). 

i) Unrichtig ist, wenn Thümmel S. 106 7on einer AbschafFiuig un- 
gemessener Fronen spricht. Solche bestanden seit 1620 nicht mehr. Er 
meint nur die Bestrehnngen der Bauern, die eeit 1786 eine Mindenmg der 
Fronbelaetnng lu erzielen suchten. Auch die Akten des Be^erungsarehives 
bieten keinen Anhalt für die Behauptung Thümmels. Da, Thnnimel von 
allen folgenden Arbeiten als Qnelle benutzt wurde, so ist dieser Fehler in 
alle neueren Arbeiten fiberaommen worden nnd findet üch bei Frömmelt 
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Durch die grofBe Beschwerde der AnspSnoer vom 24. Fe- 
bruar 1790 wnrde der Kampf aufgenommeD '), nachdem die Be- 
achwerden von 1775, 17S6 und 1787 keinen Erfolg eräelt 
shatten '). Die Anspanner von 144 Dörfern des Amtes Altenburg 
erklärten sich mit diesem Vorgehen solidarisch. In vier Punkten 
hatten sie ihre Forderungen zueammengefafst: 

1. Sämtliche Anspanner haben keine anentgeltlichen Fronen 
und Fuhren zu verrichten. 

2. Die Holz- und Baufronen, die über das Fuhrengeld und 
Landfrongeld nach den Rezessen von 1620 und 1636 gefordert 
irerden können, dürfen nicht das 1620 festgesetzte Mafs von 
6 Fuhren überst«gen und sind mit dem ortsiiblichen Lohn den 
Anspannern zu bezahlen. 

3- Alle Lohnfuhren sind nach den pretiis rerum zu vergüten. 

4. Die Anspanner können dazu nur im Notfall, wenn herr- 
schaftliche Geschirre nicht vorhanden sind, angehalten werden. 

In den beiden ersten Punkten irrte die Frönerschaft. Die 
Fuhren und Fronen waren unentgeltlich, eine Vei^ütung tat 
ihre Leistung fand nicht statt. Es trat nur eine Rückvergütung 
des zuviel gezahlten FuhrengeMes ein. Da die Anspanner, die 
diese Rückvergütung als Bezahlung auffalaten, eine Erhöhung 
wünschten, so hätten sie natui^emäfs ein höheres Fuhrengeld 
geben müssen. Aufserdem war nach dem Rezefs von 1636 die 
jährliche Fronleistung auf 7 Fuhren festgesetzt. 

Jetzt worden ihnen Dienste abgefordert, die vollkommen 
unberechtigt waren, z. B. Jagddienste, die mit der Jagd nur den 
Kamen gemeinsam hatten. Vor allem wehrten sich die Untertanen 
g^en die Auftassung der fürstlichen Regierung, dafs „nicht nur 
die Untertanen des alten bnrgischen Amtsbezirkes zu Leistung un- 
gemessener Frohndienste überhaupt verbunden wären, sondern 
auch dass in specie die Bau Materialien unter andern ausser 
Landes zu holen und anhero zu fahren ihnen obliege". Darans 
wäre dann eine dreifache Verpflichtung der Untertanen hervor- 
gegangen, nämlich Frongeld zu geben, Fuhrengeld zu bezahlen 
und aufserdem ungemessene Frondienste zu leisten. 

S. 175: Ehwald S. 7 und Voretzsch S. 26. Das Fronbuoh selbst, Ton 
dem die angefahrten Stellen sprechen, wurde erst 1794 angefertigt 

1) CA. AA., Kap. XIV, loc. 94 B, Nr. 2. 

3) CA. AA., Kap. XIV, loc. 86, Nr. 17. 
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Ala AnhaDg fiigten «e ein „ Versseichms derer gravirlicben 
FroIineD" bei, um deren BeeeitiguDg sie baten, wie äaixdfuhreii, 
Kutschfubren, Jagdfabren, Anfiihr von Eia und Reisig, Abfubr 
von Fischen, Schutt, Schlamm, der I^eucbtenburgischen Delin- 
quenten usw. 

Diesen Anklagen von Seiten der Frönerecbaft konnte Herzog 
Ernst aicb nicht ablehnend verhalten. Er ordnete eine genaue 
Untersuchung der Fronbeachwerden an, deren Ergebnis sein 
Kammerpräsident Hans von Thilmmei ihm am 2. September 1790 
vorlegte. Thümmel gab eine historische Entwickelung der Dienst- 
verpflichtung der Bauern. Obwohl er die Forderung ungemessener 
Fronen als unb^ründet ansah, so leugnete er doch die meiateD 
Mifsstände und verlangte nor den Abschlufs eines neuen Fron- 
Vergleiches. 

Ernst, dessen Oerechtigkeitsliebe nicht alle Zweifel gelöst sah, 
liefa von der Kammer nochmals die Fronpflichtigkeit der Bauern 
untersuchen. 

In seiner Antwort vom 31. Juli 1792 entwickelte TbUmmel 
ohne Bezugnahme auf einzelne Rezesse die Steigerung der bäuer- 
lichen Dienatverpflichtung. Vermehrung der Fürsten und Steige- 
rung der Bedürfnisse neben dem Gtrundsatz : der Untertan 
ist unbedingt für den Fürsten da, trugen zu dieser unerschwing- 
lichen Belastung bei. Alles Geschrei über den Druck half 
nichts. „Man half nur zum Theil und auf kurze Zeit, um das 
Hurren zu süllen — und sobald die Unterthanen schwiegen, 
acbritt man wieder zum alten, und häufte den Druck so lange, 
bis wieder ein neues Hurren entstand. Fragte auch dann und 
wann der Landeaherr die Beamten um die Ursachen der Klagen, 
so zeigten sie aus den Rechnungen, dass vor langen Jahren 
schon die Untertbanen solche Dienste gethan hätten. Man nahm 
dies fiir gültige Beweise, der Druck hies eine auf Rezessen und 
Observanz beruhende Schuldigkeit . . . Die Rechnungen sagten 
aber mcht, dass die Unterthanen aus Zwang, aus Furcht, aus 
Unkenntniss es gethan hatten, und dass dasjenige, was ein Unterthan 
aus angeftlhrten Gründen gethan hatte, nicht Folge fUr das Ganze 
Corps aejn könne. So entstand also der von der Cammer be- 
hauptete Grundsatz: Die Unterthanen sind schuldig ungemessene 
Frohnen aller Art jedoch gegen Zahlung eines gewissen Lohns 
zu leisten, ein Grundsatz, der von den Fürsten endlich bestätigt, 
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TOD der RegieroDg, und nach und nach von den Unterthanen 
selbBt uierkannt wurde". Für die künftige Fronleistang stellte 
sich Thümmel auf den RezelÄ roo 1636. nämlich Frongeld und 
Naturalfrone, die im Falle der Nichtleistung von den FrÖnem 
zu bezahlen war. 

Das zweite Outachten, das der Herzog ron seinem Kanzler 
Friedrich Earl Adolph von Trützschler verlangt hatte, ging am 
34. September 1792 ein. Auch er empfahl einen nenen Bezefa 
und die freiwillige Aufgabe einiger FronansprUclie durch die 
Kammer, um langwierige Prozesse zu vermeiden. Lange Zeit ver* 
ging, ehe man zu einem Ergebnis kam. Der oene Vei^Idch, der 
vom Herzog vielfach korrigiert wurde, blieb die Grundlage der 
FronverfasBOng bie zur AbläsungBgeBetzgebung. Durch das Normai- 
reskript vom 11. April 1794, das in 13 Punkten das Fronver- 
h&ltniB r^elte, wurde eine feste 3rundl^;e geschaffen. Neu war 
das Normalreskript in Eeinen Grundlagen nicht, denn ea baute 
eich auf dem Rezefs von 163C auf. Qleicbwobl erlangte es ftir 
Berechtigte wie Verpflichtete hohe Bedeutung. Die FrÖner ver- 
päichtete es nur zu gemessenen Fronen. Die Regierung zog aber 
grofsen Nutzen, da sie erst jetzt die verwilligten sieben Fuhren 
zu allen Diensten verwenden konnte. Die Bezeichnung der Fuhren 
als Bau- und Holzfuhren war ein Name ohne Inhalt ')- 

§ 3. Verwandlung von Lafsgut in Erbe. 
Wenn sich die Agrarpolitik des 18. Jahrhunderts vomehm- 
Ucb auf die Fronverhttitnisse erstreckte, so wurden doch auch 
andere Seiten der bäuerlichen Lage nicht ganz vemachlässigi 
Die Betrachtung der Dienatverpäichtnng als Kentenqudle charak- 
terisiert die Agrarpolitik des 16. Jahrhunderts in Altenburg. 
Oanz anders lagen die Verhältnisse in den Kolonialländem. Dort 
brauchte der Gutsherr den Bauern wegen seiner persönlichen 
Arbeitskraft Die Nutzung der bfinerlicben Arbeitskraft war der 
grofse Vorteil, den das laseitische Abh&ngigkeitsverbaltnis dem 
Gutsherrn brachte. In Altenburg aafs der Bauer auf seinem 

1) Obwohl die Fröoenchaft mit dem ernelten Erfolge zuineden adn 
loimte, so bemühte aie sich doch, ihre Fronen noch wuler la mindern. 
CA. AA., Kap. XIV, loc. 87, Nr. 9, loc. 94 B, Nr. 2. Fronfuhreutueo 
stellt« 1808/1809 der Fronschreiber KlStsner für den amtlichen Oebraneb 
Mot CA. AA., &mf. XIV, loc 836, Nr. 31. 
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Besitz zu Erbzüuracbt oder auf freiem Eigentam, anf dem die 
ErbzinBen dut als Realiast ha^eteo- Eine Verachleohtemiig dar 
ßesitzrechte, wie sie vielfach durch den DreÜBigjäbrigen Krieg er- 
folgte, war in Altenbui^ nicht eingetreten. Die LaT^ter, die 
sieb in Ältenbai^ finden , sind nur Beist&cke und aus Rodungen 
herroigegangen. Sie glichen einer Erbpacht; der Unterschied 
von den ErbzinagUtern bestand in der Praxis allein darin : dafs sia 
«inen höheren Zins zahlten und lehogelderfrei waren. Im 1(J. Jahr- 
hundert wurden sie gesetzlich erblich gemacht, nachdem de schon 
vielfach als Erbe angesehen waren. Bisweilen war die Lalsquali- 
tät dem Gedfichtnis entschwunden. Als 1711 in OrlamUnder die 
Laisqualität von einigen Feldern zutage trat, weigerte sich der 
Inhaber, den Lafszins zu bezahlen. Damit di« Qnindatüoke nicht 
wüst wurden , wurde der Zins auf die Hälfte erniedrigt und die 
Felder, „da es nicht weiter zu bringen, erblich hinngelassen" *). Der 
charakteristischste Fall für die Vererbung von LalsgUtern findet sich 
im Amte Boda *). Die Laügüter des Dorfes Meusebach liinderten die 
Verlaagung des Waldes, die, „wenn sie als Lsas Quth fernerhin 
consideriret und einmal wieder eingeeogen, dem walde zugel^t 
werden müssen, wenn selbige aber vererbet werden sollen, diese aus 
der Wald- Verlaagung zu lassen wehren". Da sich das Forstamt 
überzeugte, dafs diese Lafsgtiter wegen ihrer Lage „am Dorffs und 
dessen Verzaunung" nur sehr schwer aufgeforstet werden konnten, 
flo hielt es ^ne Vererbung flir augemessen. Ein Versuch, der 1720 
gemacht worden war, war gescheitert, „weiln die Besitzer solcher 
Oüther, die sie meistens von ihren Voreltern ererbet, bereits als Erb- 
Obther angesehen". Sie hatten irrtümlicherweise geglaubt, „dass 
diejenigen laass GUther, welche titulo onerosso ad posseesores ge- 
diehen in bona emphjteutica transumtione würden". Bn der 
Vererbung, die 1739 stattfand, handelte es sich nur um ledige 
Stttcke von geringer Gröfse. Die Besitzer dieser Lafofelder ver- 



I) CA. AA., Kap. V, loc. 19, Nr. 9. In Boderiti wurde 17Ö9 der Lab- 
siaa von einer Gemeindeleede mit Erbpacht ideutifiüert. Bneits 1703 war 
der grorste Teil der GemeindewieseD den 18 Nacblwnt vererbt worden und 
„somit der contractus censiticns in einen contraotus empbjt«uticui und dei 
Tormahlige cenaanB in einen annuum canonem reiwandelt worden". Einzige 
Stelle, die laasitiBcben Besitz fSr den Ostkreis bezeugt I CA. AA., Kap. XI, 
loe. 67, Nr. 21. 

8) CA. ABa., Kap. IV, loc. 10, Nr. 2. 
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Btanden aicli zu dner Vererbang g^fln einen bestinimtan Kauf- 
prräs nnd Belassong des LarBzinseB als Erbzine. Zugleich wurden 
die B^etäcke, weil ue E^bzinsqualität beaaTsen, lehngeldpäichtig. 
Die Qeaamtkau&umme , die von den 12 Besitzern gezahlt wurd^ 
betrug 120 &., und die QrUtae der einzelnen Bebtücke schwankte 
Ton 'It bis 2| ScfaefiM. Mit Uörsdorf, das ebenfalls LaTa- 
felder besals, kam eine VererbuDg nicht zustande, weil der Qe- 
meinde die Bedingungen zu hart erschienen. Man kann daraus 
erkennen, eine wie geringe Rolle der Lafabeaitz in Altenbttr^ 
gegenüber dem Eoloniallande spielte. 

§ 4. Die Lehngeldverpflichtung im 18. Jahrhundert. 
Eise bedeutende Rolle spielte das Lehngeld in Ältenbui^. 
Bereits in der LO. von 1589 Tit XXIV gegründet, war die Lehn- 
geld Verbindlichkeit ständig weiter ausgedehnt worden. Als Kenn- 
zeichen für das Obereigentumsrecfat an einem Qute kam sie nur 
bei Erbzinsgütem vor. Später waren auch die schlichten Zins- 
güter von der Lehngeldpflicht erfafct. Wie die Erbzinsgtiter hatten 
auch Zinagüter bei Verkauf und Verpfändung den Eoneena des 
LehoBherm nachzusuchen. Die Vermischung der beiden Begriffe 
Erbzinagnt und Zinagut ergibt »cb aue einem Schreiben des Ämts- 
hauptmanns von Roda ') 1743: „Wer die alten Zeiten etwas 
genauer betrachtet, wird die Eigenschaft derer Ziass Guther, wie 
solche ab emphyteutico dißeriren, und dass der Zinss- und Lehn- 
berr weiter dabej nichts, ala dass er seine Zinssen und Lehn Gelder 
zu fordern, zu si^n habe, leicht finden. Es hatten die Römischen 
Eajser test. historia et jure civili, ihre Zinssen. Die teutschen 
Eaysw hatten testantibus juribus germanicis, dei^leichen, diese 
belieben damit, wie in dem Sächsl. Lehn Brie£Fe beym Lunig : Corp. 
Jur. Fend. P. I p. 606 zu lesen, die Reichsfursten, und diese gaben 
dergleichen Zinsen, besage derer Lehn Brieffe Ihren Vasallen 
wieder zu Lehen: aus diesem allen aber kunte keine emphyteusia 
sondern blosses Zinss Guth werden. Wie nun aus diesen allen, 
dass die teutschen Zinss Qüther keine emphyteutica, als an welchen 
der Zinss Herr dominium directum behalten, das utile aber an 
seinen Zinss Mann abtreten, erscheinet" and da ferner nach 
ConsL 39 ein Gut ab Erbzinsgut erwiesen werden mufs, „so ist 



1) CA. AA., Eap. XI, loc. 68, Nr. 3. 
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mein ohnmawgeblicbeB Outacbton, dasa deoeo Armen Zinss LeaÜten 
det^leichen neaerlicbe Beschwerde nicht aufgebürdet, noch die 
angeführten Gesetze von andern bonia als wahre emphytenticiB, 
dergleichen wenige sind, nicht aber cenuticis laudemialibuB erkläret 
werden möchten". Dieser Wunsch blieb unerfüllt, denn die Lehn- 
gelderpflicht brachte der Rentkammer hohe Einnahmen. Die Ana- 
dehnnng der Laudemialpflicht anf alle Zinsgüter lag daher nur 
im Interesse der Landesherrachaß. 

Im 18. Jahrhundert hatte sich die LehogeldTerbindÜcbkeit 
stark differenziert. Im ganzen unterschied man zwei Clruppen, die 
Kanf lehn wäre (sonderbare Lehn wäre) und die Sterbelehnware, je 
nachdem die Abgabe bei Veräuiserungen unter Lebenden oder 
Besitzverfindemngen auf dem Todesfall des Lehnherm oder Zins- 
mannes entrichtet wurde '). Die meisten Unterarten wies das 
Sterbelehngeld auf, das üch in seiner Höhe danach richtete, ob der 
Lehnherr oder der Zinsmann gestorben war oder ob Intestat- 
erbfolge oder Eollateralerbfolge eintrat. In vielen Fällen muTste 
noch ein Schreibschilling, Siegelgeld oder ErbgUlden für die ge- 
richtliche Zuschreibung des Gutes bezahlt werden. Diese letzte 
Abgabe war aus einem „Accideiis der Beamten " zu einer herr- 
schaftlichen Einnahme geworden *). 

Da das Lehngeld oft hinterzogen wurde, verordnete die 
Rentkammer am 18. März 1715, dafs das Lefangeld von den 
Käufern vor Konfirmation des Kontrakts und Ausstellung des 
Lehnscheines bezahlt werden müsse. Da diese Verordnung nicht 
streng gehalten wurde, so wurde sie 1725 und 1730 von neuem 
eingeschärft*). 

Die UaonigEaltigkeit der Leimgeldererhebung wirkte all- 
mählich verwirrend. Die Rentkammer empfing aus den ver- 
schiedenen Ämtern Lehngeld, ohne den Modus der Erhebung zu 
kennen. Nachdem sie sich bereits 1741 genauen Bericht über 
die Entrichtung des Lehngeldes im Amte Altenbnrg ') hatte geben 
lassen, suchte sie die bisher beobachteten Obeerranzen aller Amter 
kennen zu lernen. Zu diesem Zweck erliefs sie 1747 einen 



1) CA. AÄ., Kap. XI, loc. 208'', Nr. 35. 

2) Vgl. Ecikript Tom 18. Februar 1711 , WBte 
CA. AK , Kap. V, loo. 18, Nr. 3. 

3) CA. AA., Kap. XI, loc 58, Nr. 3, 4. 

4) CA. AA. Eap. XI, loc 66 C, Nr. 1. 
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Fragebogen an alle Ämter, „wie es mit Anforderung und Ab> 
gebang sowohl des gesamten oder Sterbelelmgeldes als aach des 
sonderbaren Lehngeldes in sämbtlichen vorkommenden Fällen ge- 
halten werde"*). Danach war in EiBenberg, Kabla, Roda ein 
Sterbelehngeld nach den Bestimmungen der LO. von 1705 P. II, 
Kap. II, Tit. 14 *) nicht eingeführt. Im Amte Altenbnrg war 
eine Einheitlichkeit nicht Torhanden. Die eigentlichen Amtslehen 
trugen bei Todesiällen kein Gesatatlebngeld ; nur die Kollateral- 
erben hatten so viel zu entrichten, wie der Lehnschein des Ver- 
storbenen besagte- Bei den übrigen Grundstücken des Amtes 
Altenburg richtete es sich nach der Zahl der Erben, dem Werte 
des Gnmdstückes beim letzten Kaufe oder war einem einmaligen 
jährlichen Erbzins gleich. Bei Qrundatücken des St. Qeorgenstifta 
oder der Threnaer Mark betrug das Sterbelehngeld einen jährlichen 
ErbiönB, bei denen des Itittei^ts Orofsstöbnitz die feste Summe 
von 1 ä. 3 gl-, bei knauisehen RittergutBlehen 2i% nnd bei 
Basephaser Rittergntslehen ö%. 

Sonderbares Lichngeld war als Annahme- oder Kauflehngeld 
überall vorbanden. Seine Höhe betrug gleicbmäfsig 5%. Einzige 
Kinder waren in vielen Fällen vom Annahmelebngeld be&ett, in 
Eisenbei^ und Roda zahlten sie einen ErbgiÜden. 

Durch den Heim&ll der Meusebachischen Herrschaft 1756, 
die aus 15 Dörfern im Amte Boda bestand, steigerten üch die 
Ziehngeldeinnahmen. Von diesen zahlten sehn Dörfer lO'^/'o und 
nur fUnf b^ja Lehngeld und alte aofserdem 10 gl. 6 ^ Siegelgeld. 
Bei der gesamten Lehn wurden 10 gl 6 >$ Siegelgeld und 1 fl. 
3 gl. E>b^bühren auf den Kopf entrichtet. Die Witwe aber 
zahlte 2 fl. 6 gl. ■). 

Die Vasallen nahmen meist höhere Lehngelder (7i% und 
10%) als die Amter. Damit die fälligen Lehngelder richtig und 



1) CA. AA-, Kap. XI, lou. 66 C. Nr. 3. 

2) Witwen nnd Kinder könueD eo lange in Eommanion bleiben, bii 
der Kfirerbe mündiK ist. Diese Bestimmong wurde dorch du Mandat 
TODJ 9. Mai 1763 geändert. Zweite SammlMg der Gesetae S- 326/329. Wenn 
bei einer GemeJDachaft der Mutter nnd der Kinder nach dem Tode des Vaten 
aooh diese EÜrbt, so kann von efnem der Erben die pro*ocatio ad divisionem 
erfolgen, ohne die Mändigkeit des KUrerben abzuwarten, dem nur ein be- 
sonderes Eür- oder Gönnegeld ansanisetien ist. 

3) CA. AB«., Kap. IV, loe. 8, Nr. 9. 
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rechtzeitig erhoben wurden, hatten die AmtBrichter alle Grund- 
stilcksverändemngen, die durch Kauf, Tausch oder Yererbang 
eingetreten waroDjinvierteljSlirlicben „Spezifikationen "anzuzeigen *). 

Da die Lehngelderabgabe eine drückende Last des Baaem- 
etaudes bildete, so suchten die Bauern sich ihr gern zu entziehen. 
Um ein Lehngeld zu sparen, verkauften viele Amtsuntertanen 
ihre Guter au ihre Kinder oder, wenn keine vorhanden waren, 
«n ihre Eollateralerben bei Lebzeiten. Den Kaufkontrakt gaben 
sie nicht eher zur Konfirmation, bis sie ohne Hoähung auf 
Wiedergeneaung krank waren in der Absicht, „dass hernach die 
gesammte LefansjuBtification wegüallen solle". Da mitunter audi 
der Käufer kurz nach dem Verkaufe starb, so wurde der Kammer 
nichts mitgeteilt und ne verlor dabei ein doppeltes Lehngeld. 
Um diese fortwährenden Verluste zu vermeiden, verlangte der 
Amtmann Herr 1749 *) den Erlafs eines neuen Mandats. Die Be- 
gieruDg erkannte diese Forderung als berechtigt an, sie motivierte 
«8 mit den Worten, dass „der Bauersmann ieziger Zeit gar zu nach- 
denckend" wUrde. Gin Reskript vom 26. April 1751 gestattete dem 
Verkäofer den Lehnsvorbehalt nicht länger als bis zum 60. Lebens- 
jahre. 

Da das Keskript nur für die Amter Altenbnrg und Ronne- 
burg bestimmt war, baten die Stände auf dem Landtag von 1769 
um „Errichtung eines allgemeinen modus". Bereits am 8. Sep- 
tember genehmigte der Herzog ein Mandat, das am 12. Januar 1770 
publiziert wurde '). Der Inhalt war der gleiche wie oben. Ein 
neuer Auswuchs entstand insofern, als „zur Beschwerde des ge- 
meiniglich ein junger Anlänger sejenden Käufers das nur vor- 
zubehalten befugte Sterbe Lehn Geld noch ante casum mortis nebst 
dem sonderbaren Lehngelde zugleich gefordert, selbiger mitbin 
gleich beym Anfang in mehrere Schulden versenket" würde. 
Die Bauerschaft bat nm Beseitigung dieses Mifsstandes. Am 30. No- 
vember 1775*) verbot Herzog Ernst il., beide Arten des Lehn- 
geldes zugleich zu verlangen, sondern zu „Kxaction des Sterbe 

1) CA. AK., Kap. V, loc 18, Nr. 18. 

2) CA. AA.. Kap. Xr, loc. 66 C, Nr. 4. 

3^ LA. Cl. VIII Nr. 232; vgl. iwdte Sammlung der GesetM usw. 
S. 346/347. 

4) Mandat Tom 21. Januar 1776, vgl. dritM Sammlong der Oesetse asw. 
S. 663. 



b, Google 
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Lehn Geldes den casos mortis dessen, der das Grundstück ab- 
getreten, abzuwarten" '). 

Gegen Ende des 18. Jahrhunderts waren in allen ÄmterD 
auTser Bonneburg feste NormeD fiir die Erbebang des Lehsgeldes 
geschaffen worden. Auch hier legten die Ubelst&nde deren Be- 
seitigung nahe. Am 24. Juli 1796 schrieb Herzog Ernst II. an 
das Amt Ronnebnrg: „dass bej der im Amte Ronneburg ob wal- 
tenden Unbestimmtheit wegen Yerrechtung der Lehne, ein festes 
R^;ulativ gemacht werde, nach welchem diese Yerrechtung mit 
Rücksicht auf die Verschiedenheit der Fälle und deren Modifi- 
cation auszuüben seyn wird" *), Wegen der KenntniB der ein- 
scblSgigeo Verhältnisse wurde die Ausarbeitung dem Amtmann 
Voigt übertragen, dessen Entwurf unverftndert gesetzliche Norm 
wurde. Bei unmündigen Deszendenten blieb das Gut bis zur 
Mündigkeit des Eürerben in Gemeinschaft. Dieser zahlte ein Lehn- 
geld von 5 Prozent, jeder andere Erbe nur ein Siegelgeld von 
16 gl. Bei Eläufen wurden eben&lls 5 Prozent gezahlt. 

Damit hatte die Lebngeldrerpäichtung der bäuerlichen Be- 
völkerung ihre höchste Ausbildung erreicht. Noch Jahrzehnte 
mufste der Bauer unter dieser Last leiden, bis ihm endlich die 
Agrargesetzgebung von 1837 und 1848 Hilfe brachte. 

§ 5. Entwurf einer neuen Gesindeordnung. 
Der Beginn des 19. Jahrhunderts zeigte eine Erschlaffung 
der agrarpolitischen Tätigkeit. Die stürmischen Zeiten der Napo- 
leonischen Gewaltherrschaft brachten zwar dem Fürsten von 
Sachsen -Gotha- Alten bürg die Herzogakron^ aber zn einer inneren 
Gesetzgebung liefsen sie keine Zeit. Herzog Ernst IL, der treu 
iÜr seine Untertanen gesorgt hatte, war gestorben. Herzog August^ 
sein Nachfolger, war ein eifriger Bewunderer Napoleons. Seine 
glfijizende Hofhaltung erschöpfte die Finanzen des Staates. Der 
Eri^ belastete die Bevölkerung mit zahlreichen neuen Abgaben '). 

1) Im Amte Altenbnrg wurde auf Vorschlag ron Friedrich Leos 1777 
die Neuerong eingeführt, dafs biuneii sechs Wochen nach geschlossenein 
Kontrakt bei Kauf, Tausch oder Eibanfall amtalehnruhriger GnuidstScke 
die Lehn beim Amte zu ,,jnstifizireD " war> sonst war das „doplum sowohl 
an Lehngelde wie an Lehns- aud Sohreit>e Qebühren za bezahlen". CA 
AA , Kap. XI, loc. 58, Nr. 9. 

2) CA., ABg., Kap. IV, loc. 11 B, Nr. 2, S. 59. 

3) Frommelt S. 187. 
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Dann kam die Re^erung an d«Q geiBtig zerrtltttiten Friedrieb IV., 
<ten letzten des HauBCB Gotha-Ältenborg. Seine kurze vierjährige 
Regierang blieb fbr die innere Entwickelung des Landes ohne 
tiefgreifeQde Wirkung. Nor die Geundeverhältnisee, die unhaltbar 
geworden waren, sollten auf Veranlassung der Stände «ne Neu- 
ordnung erfahren. 

Obwohl schon 1605 das Versprechen einer neuen Gennde- 
ordnung *) gegeben war, so kam es za seiner Verwirklichung doch 
«rat 1823. 

Die Abfassung der neuen Qeeiodeordnung wurde dem Be- 
gierungsrat von der Glabelentz übertragen, der seinen „mit ge- 
wohnter Umucht und QrUndlicbkeit" '} ausgearbeiteten Entwurf 
am 11. März 1833 vorlegte. In den Sitzungen des Regierungs- 
kollegiums vom 26-, 28. und 30. Juni wurde der Entwurf in 
einigen Punkten modifisiert Die Feststellung einer Taxe fiir die 
Tagelöhner, welche die Stände wUnschten , wurde w^n der 
„Verschiedenheit der Arbeiten, der Orte und Landesgegenden 
sowie der Brodpreiee" aufgegeben. Der endgültige Entwurf 
gliedert sich in sieben Abschnitte mit 118 Paragraphen. 

Der erste Abschnitt gibt eine Begrenzung des Begriffes Ge- 
sinde. Das gesamte Dienstverhältnis basiert auf dem Dienst - 
kontrakt, der von beiden Teilen bei Abachlnfs des Mietverhältnisses 
eing^angen wird. Das Gesinde wird in zwei Gruppen zerlegt, 
nämlich in gemeines Gesinde, zu denen die gehören, welche die 
häuslichen Dienste und Handreichungen verrichten, und in „Haus- 
oEfiziaoten", die „zu besonderen einen hohem Grad des Vertrauens 
voraussetzenden vorbestimmten Theilen der häuslichen Dienste und 
Handreichungen gedungen sind". Die übr^n Abschnitte handeln 
von der Fähigkeit, einen Mietkontrakt abzuschliefsen, von dessen 
Form und Inhalt, von den aus dem Mietvertrag entspringenden 
gegenseitigen Rechten und Pflichten, von der Aufhebung des 
IMeastvertrages und schliefslich von dem Verfahren in Gesindesachen. 

Das alte System einer obrigkeitlichen Bevormundung war 
überwunden, alle Bestimmungen atmeten einen durchaus modernen 
Geist Gewann dadurch der Entwurf ein sehr günstiges Aussehen, 
so wurde es stark beschränkt durch den sechsten Abschnitt, der 



1) LA. Cl. VIII, Nr. 341 A, 3411'. 

2) Urteil dea HiiÜRtere von der Becke. 
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It6 Zweiter Abschnitt. 

die NStignog zam Dieoen, den Zwangsdienst und die Vormiete 
bebuidelt *). Neben dem freien Dienstkontrat anerkannte der 
Entwurf „im Herzogtum Altenbuig, theils aus bestehenden gesetz- 
lichen Vorschrifiten, tbeila aus besonderen zwischen PrirateD ab- 
geschlossenen Rezessen, Üieila aus verfaBsungstnasaigem HerkommeD, 
Verhältnisse a,7i8cheD Dienstherrschaft und Gesinde, welche den 
freien Willen des letzteren ausBchliefsen, die aber gleichwohl unter 
gewissen Bestimmungen, den Vorschrülen dieser allgemeinen Qe- 
ündeordnung unterliegen". Zwar stellte der Entwurf das Staats- 
gesetz über das Herkommen und abgeschlossene Rezesse. In diesem 
Funkte aber wehte noch einmal der Qeist der alten Zeit Das 
Herkommen und die Observanz nahm rechtlich seine Stellung vor 
dem Staatsgesetz ein. 

Eine Nötigung zum Dienen konnte solchen Personen gegen- 
über erfolgen, die öSentliche Unterstützung genossen. Der Dicnst- 
ewang wurde in seiner hergebrachten Form belassen, eine neue 
Begründung von Zwangsdiensten blieb verboten *). Während es 
nach der Gesindeordnung von 1744 im Beliehen der Herrschaft 
stand, den Zwangsdienst einzufordern oder nicht, war das Recht 
des Herrn daran geknüpft, dafs er diesen Zwangsdienst als den 
ersten Dienst der Untertanenkinder annahm. Verzichtete er em- 
mal auf den Dienstzwang, so ging er dieses Rechtes überhaupt 
verlustig *), Die Untertan enkinder hatten dem Getichtsherrn ein 
Schutzgeld zu zahlen, wenn sie nach erfolgter Konfirmation sich 
bei ihren Eltern aufhielten, ohne in deren Hanehaltung gebraucht 
zu werden *). Für das freie Gesinde wurde ein Dienstlohn nicht 
festgesetzt, „weil es in die wohlerworbenen Rechte der Privat- 
personen einzugreifen, und solche zu schmälern nicht gemeinet 
und weil es dem Wortbegriff freies Lohn widerspricht". Für das 
Zwangsgesinde wurde dagegen ein Zwangalohn festgesetzt, der flir 
alle Teile des Herzogtums gleich war. Er war ein reiner Geld* 
lohn, von dem alle „Nebenaccidenzien" ausgeschlossen blieben. 
Die Lohnzahlung erfolgte vierteljährhch , und eine Revision der 
ZwangslShne war aller zehn Jahre w^en des schwankenden Geld- 
wertes voi^^ehen. 

1) § 93-117 des EntwarfB. 

2) § 102 = GesO. 1744, Kap. UI, § 2; § 103 - Kap. DI, § 4. 

3) § 105 - Kap, III, g 6; § 106 — Kap. ID, § 3. 

4) § 107 - Kap. ni, § 6. 
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Die Zwangslöhne waren gegen die von 1744 biBweilen am 
250 Prozent gesti^en, und zwar war die Lohnsteigerung beim 
weiblichen Zwangsgeeinde stärker als beim männlichen. Ein Schirr- 
meister bekam 39 ä. 15 gl., ein Oberenke 27 fl. 9 gl,, eia Kob- 
birte 16 ü., eine Grofsmagd 18 ä. 6 gl., eine Hausmagd 16 fl. 

Auch die Vormiete blieb in ihrem ganzen Umfange bestehen. 
Wo eine Herrechaft das Recht auf dea Dienstzwang aufgab, 
hörte auch das Recht auf Vormiete anf. Eine Beschränkang erlitt 
die Vonniete, indem sie nur noch zwei Jahre nach vollendetem 
Zwangsdienst ausgeübt werden durfte, dann war das Gesinde völlig 
frei. In jeder anderen Beziehung traten beim Dienstzwang wie 
bei der Vonniete die allgemeinen Bestimmungen der Gesindeordnung 
in Kraft, „nur unter Beachtung der beschränkten Dauer des Vor- 
mieteverhältnisaea und der deswegen von selbst wegfallenden Auf- 
kfindigung, sowie der stillBchweigenden Emeuerang". 

Der Herzog, dem der Ekitwurf am 30. Juni 1624 vorgelegt 
wurde, wänschte eine PrUtung durch die Stände. Da aber 
Friedrich IV. am 21. Februar 1825 starb, kam das Oeeetz nicht 
zustande. Die Gesamtregierung der sächsischen Herzöge beliefs 
alles in seinem Zustande, So kam es erst durch die Agrargesetz- 
gebung 1840 zu einer neuen Gesindeordnung. 
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Dritter Absclmitt. 
Agrargesetzgebung im neunzehnten Jahrhundert. 

§ 1. Das neue Herzogtum Sacheen-Altenburg. 
Mit dem Tode Friedricha IV. entspannen sich grofse Streitig- 
keiten wegen der Nachfolge in dem Herzogtum Sachsen -Qotha- 
Alteuburg. Die Lineal- und die Oradualerbfolge stritten um die 
Vorhand. Beide Standpunkte fanden ihre Vertreter in der Literatur. 
Bis zur Schlichtung der Differenzen nahmen die übrigen Fürsten 
emeBtiniBch-gothaer Linie, die Herzöge von Eobui^-Saalfeld, von 
Hildbnrghausen und von Meiningen, die erledigten Herzogtümer 
in gemeinschaftlichen Besitz und Verwaltung. Länger als ein Jahr 
dauerten die Verhandlungen, ehe sie zu einem positiven Ergebnis 
führten. Da Übertrag man dem König vou Sachsen die Ent- 
scheidung. Sehr bald hatte sich herauBgestellt, dafs eine Erbteilung 
„nur insofern möglich sein würde, als zu gleicher Zeit einige 
gegenseitige Abtretungen angestammter Lande und Landesteile statt- 
finden". Koch immer galt das dynastische Interesse mehr als das 
des Staates, dem eine Teilung zusammengehöriger Staatsgebiete 
widerstrebt. Erschwert wurden die Teilungsverhandlungen dadurch, 
dafs die drei Residenzen Koburg, Meiniugen, Hildburghausen nahe 
beieinander lagen und keiner der Fürsten sein Stammland ganz 
aufgeben wollte. Schlielslich kam am )2. November 1826 zu 
Hildburghausen ein Teilungsvertrag zustande, durch den das Fürsten- 
tum Altenburg aus seiner l&Ojährigen Verbindung mit Gotha gelöst 
und unter Verlust einiger Gebietsteile ein selbständiges Herz<^- 
tum wurde. Abgeti'Cten wurden an Meiningen das Amt Camburg, 
der an das Amt Cambui-g grenzende Teil des Amtes Eisenberg 
mit 14 Dörfern und die Enklaven Yierzehnbeihgen, Lichtenhain 
und Mosen. Souverän des neuen Herzogtums Altenbui^ wurde 
der bisherige Herzog von Hildbui^bausen, Friedrich IV. (I.), der 
sein ganz» Stammland an Meiningen abtrat. 
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Dritter AbBchnitt. AgrargesetagebiiDg im 19. Jahrhundert. 1S9 

Mit dem Deueo Herrscher zog eän neuer GeJBt ein. Neue 
Oesetze ergingen, um die sta&tUcbeu VerhältniBse zu ordnoi. Der 
greise Füret war eifrig beetrebt, sich die Liebe seiner Uatertanen 
SU erwerben. Mit der alten EtändiBchen Vm'tretung wurde tän 
Ende gemacht, an ihre Stelle trat eine nene Organisation, deren 
Anfang in dem Qmndgeeetz vom 29. April 1831 g^ebra wurde. 
Von freibeitli ehern ^ liberalem Geiste durchweht galt es als eines 
der besten Staatsgrundgesetze zu seiner Zeit >)■ Der künftigen 
Agrarpolitik waren durch § b3 die Wege gewiesen, der Qraetze 
verhiefs, durch die alle die „Freiheit der Person und des Eigen- 
tums bescbrSnkenden Zwangsverbältniss^ die dem erhöhten Kultur- 
zustand des Landes nicht mehr entspnu^en **, abgelöst oder gegen 
angemessene Entschädigung aushoben werden sollten. Schon 
vorher hatte der Herzog versucbt, der Landwirtschaft taue Er- 
leichterung zu gewähren. Am 1. März 1828 hatte er an die Re- 
gierung geschrieben, „zu möglichster Förderung der Landwirtschaft 
ein umfassendes die Triflleidänden und Triftbefugten möglichst 
billig ausgleichendes Gesetz heranzuziehen"*). Lange dauerten 
die Vorarbeiten. Erst im Juni 1831 ging der Kegierungsrat von der 
Gabelentz an die Ausarbeitung eines Entwurfs, den er am 14. Mai 
1832 vollendete. Er behandelte nur die Triftangelegenheiten, deren 
Ablösung er auf Wunsch des Herzogs nicht in Betracht zog. Zu 
«iner Veröffentlichung des Entwurfes kam es nicht^ da inzwischen 
das Augenmerk auf das allgemeine Ablösungsgesetz gerichtet war, 
das auch eine Ablösung der Triftbefagnisse enthielt. 

Zur Verwirklichung der in § 53 des Grundgesetzes angedeuteten 
Absiebten wurde die Landesregierung durch Reskripte vom 27. Mai 
und 23. Dezember 1831 aufgefordert, einen Gesetzentwurf über 
die Ablösung der Frondienste, Zehnten, Servituten und des Ker« 
Zwanges zu bearbeiten. 

Zur selben Zeit erging an die Domänenpächter und Ritter- 
gutsbesitzer die Aufforderung, Stellung zu einer Aufhebung des 
Zwangsdienstes und der Vormiete zu nehmen '). Nach den ein- 
gehenden Berichten wurde bei vielen Rittei^tem dw Dienstzwang 
wie die Vormiete nicht mehr au^eübt. Auf dem Eammergnt 

1) Pol itz, AndeutuDgen über den atsatarecht liehen Charakter des 
Grundgesetzes. Leipzig 1832, S. 65 ff. 

2) LA. CI. Vm Hr. 347. 

3} LA. CI. VIII Nr. 357 A, 358. 



b, Google 



IM Dritter Abschnitt. 

Scböngleina wurde das Recbt zum Dienstzwang nur dann ausgeUb^ 
wenn ea an treiem Gesinde mangelte, oder wenn man vorzügliches 
ZwangBgeünde ei-langen konnte. Andere benutzten die Yormiete 
dazu, das beste Oeainde unter dem sieb anbietenden zu wäblen. 
Im Lohn war heim Zwangsgesinde entweder nur ein geringer oder 
überhaupt kein Unterschied gegenüber dem freien Qesinde. Von 
110 Kittergutsbeützem wollten 81 freiwillig und ohne Entschädigung 
auf diese beiden Rechte verzichten. Ändere erklärten sich zu 
Vergleichen mit ihren Untertanen bereit, so sollten beim Rittergut 
Weifshacli diese Rechte g^en die Verpflichtung des Oerichtsberm, 
seinen Untertanen ein Samenrind zu halten, au%ehoben werden. 
Nur eine kleine Minorität weigerte sich, auf die hergebrachten 
Rechte zu vendchten. Nach ihrer Äaücbt waren diese Rechte wohl 
bei kleinen Rittei^tem in einer rein agrarischen Gegend entbehrlich, 
nicht aber bei „gröfseren Gutswirtschaften in einer mehr städtischen 
Erwerb treibenden oder weniger bevölkerten Gegend ", Die Zwangs- 
dienste brachten die mannigfachsten Vorteile mit sich. „Regel' 
mäfsig tritt das Kind unerfahren und ohne Handfertigkeit gleichsam 
zur Lehre ein, sogleich aus dem elterlichen Hause in eine grofeere 
Wirtschaft; es verdient und bekommt darum weniger Lohn, aber 
es wird sofort mit allen Branchen ökonomischer Dienste bekannt, 
und zu besserer Ordnung im Leben wie im Dienste angehalten^ 
ein Gewinn, der sich bei allen nicht ganz verdorbenen für ihr 
ganzes Leben, in und später auTser Dienstverhältnis bewährt". 
Den Widerspruch der Untertanen gegen diese Dienste erklärten 
sie durch die „Abneigung der Menschen gegen Dienste und seinen 
zunehmenden Sittenverfall ". Dieses Loblied auf den Zwangsdienst 
vermochte aber die Regierung nicht zu überzeugen. 1837 wurden 
beide Rechte unentgeltlich aufgehoben. 

§ 2. Ablösung der Frondienste. 

Bereits Anfang des Jahres 1832 war der Entwurf) zu einem 
Ablösungsgesetz ausgearbeitet. Der gesamte Gesetzentwurf zerfiel 
in fünf Abschnitte und war weiter gedacht als das Ablösungs- 
gesetz von 1837, das aus ihm hervorging. 

Der Entwurf wurde dem ersten Landtag nach dem Erlafs 
des Grundgesetzes vorgelegt. Von zwei Ghrondsätzen , die auch 



1) CA. AA., Kap. XIV, loc. 227, Nr. 25. 
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allen epäteren Gesetzen zugrunde liegen, war man au8g^;angeD. 
Das, was seinem Wesen nach nie privatrechtlicher Natur sein und 
werden konnte, ist auch nie privatrechtlicher Natnr geworden. 
Wo solche Gegenstände seit kürzerer oder längerer Zeit fllr ein 
Privateigentum oder eine Privatlast gehalten wurden, hob man 
sie ohne Entschädigung auf. Anderseits wurde alles, was seinem 
Wesen nach privatrechtlicher Katur sein konnte und sich Jahr- 
hunderte hindurch zu Privateigentam oder zu einer Privatlast um- 
gebildet hatte, als Privateigentum und Privatlast angesehen und 
nach dem Privatrecbt beurteilt. 

Indeeeea die Landschaft erledigte das Gesetz nicht so schnell, 
wie man erwartete. Erst im Harz 1835 wurde der Entwurf im 
Plenum beraten. Der Mehrheit genügte der voi^legte Entwurf 
nicht. Man wünschte eine Beseitigung der Lehngelderpflicht, der Geld- 
und Naturalzinsen, der J^dfronen und aller Mahlzwangspflichten. 
Ebenso wollte man die Frongelder ablösen, weil sich sonst die 
dazu Verpflichteten gegenüber denen, die die reine Fronpflicht be- 
safsen und ablösen konnten, im offenbaren Kaobteil befinden. 
Den Anhängern einer freien Entwickelung stand aber in dem 
Abgeordneten von Tettenbom - Heidler ein unentwegter Anhänger 
des alten Regiments gegenüber, der nur ungemessene Frondienste 
als forderUch für die Landeskultur ansah, gemessene dagegen als 
einen unnatürlichen Zwang erklärte '). 

Eine Ablösung der gutsherrlichen Geld- und Naturalzinsen, 
die die Landschaft verlangte, hielt die Kammer für unmöglich. 

Neu war auch die Einrichtung der Landrentenbank, die von 
hSchstem Nutzen und segensreicher Wirkung für die Landwirt- 
schaft wurde. Die Landrentenbank wurde der Landesbank an- 
gegliedert, und an sie wurden die Beuten überwiesen. Durch 
diese Überweisung gelangte der Verpflichtete ohne beträchtliche 
Opfer allmählich zur gänzlichen Amortisation seiner Schuld. Femer 
traten beide Parteien nach beendigtem Ablösungsgeschäft aulser 
alle Beziehung, und der Berechtigte hatte sofort Geld zu Neu- 
anschaflungen und Verbesserungen. 

Die Bestimmungen über die G^meinbeitsteilangen waren 

überflüssig, da der Gemeindebeütz nur sehr gering war. In 

den meisten Fällen wurde er bereits so bewirtschaftet, dafs sich 

1) Für dieaea AbBchnitt Tgl. die entaprechenden Stellen in den Alten- 

buTger Londtagsblätteni, Bd. I— VIII. 
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eiD höherer Nutzen kaum erzieleo liefs. Durch die BeibehaltuD^ 
voD GemeindebeEitz waren zugleich Bauplätze für neue Ansied- 
lungen vorhanden '). Durch die Bildung eines thüringischea ZoU- 
und HandelsTereins und dessen Anschlurs aa den grofsen deutschen 
Zollverein machte sich 1834 die Aufhebung der Bierzwang^rechtig- 
keiten nötig, wodurch sich der dritte Abschnitt des Entwurfes er- 
ledigte. Da jedoch noch einige Schenkrechte bestanden, die durch 
Verträge beschränkt waren, so wollte die Staatsreglernng deren 
Ablöebarkeit an die Stelle eetzen. Die I^ndscbaft wünschte dem 
Erlafs eines selbständigen Gesetzes, das allerdings erst 1858 zu- 
stande kam. 

Inzwischen liefs die Regierung einen neuen Entwurf aus- 
arbeiten, der sich auf die Ablösung der Fronen und Servituten 
beschränkte. Dieser zweite Qesetzentwurf ging hervor aus dem 
Entwurf von 1632 und den landschaftlichen Abänderungen. Durch 
Kürzungen, denn es fielen drei Abschnitte des ersten Entwurfs 
(nämlich Ablösung der Zehnten und der Bierzwangsgerechtig- 
keiten, sowie die Beatimmungen über OemeinheitBieilaDgen) aus, nnd 
Aufnahme neuer gesetzlicher Einrichtungen (der Landrentenbank) 
erhielt der Entwurf von 1S36 ein wesentlich anderes Aus- 
sehen. Anfang 1837 der Landschaft übergeben, wurde er von 
ihr angenommen und erschien am 23. Mai 1837 als Gesetz über 
die Ablösung von Frondiensten und gewissen Grundstücksdienst- 
barkeiten. Zu ihrer Ablösung bedarf es nur eines einseitigen 
Antrags, der sowohl vom Verpäichteten wie Berechtigten gestellt 
werden kann. Der Provozierte mufs sich den Antrag auf Ab- 
lösung stets gefaUen lassen, den Fall ausgenommen, dafs durch 
die Ablösung der Nahrungsstand des Provozierten wesentlich ge- 
schädigt wird. In diesem Falle entscheidet die Spezialkommission, 
ob eine Ablösung stattfindet oder nicht. Wenn der Antrag auf 
Ablijsung von dem Beschlufs einer Mehrheit abhängt, so gilt bei 
Stimmengleichheit die Meinung, die dem Zustandekommen einer 
Ablösung am fördeWichsten ist. Zurücknahme der Provokation 
steht dem Antragsteller jederzeit frei, soUnge keine wesentlichen 
Punkte des Ablösungsgeschäftes erledigt sind. Bei Erbzinsgütem 



1) (iteatebrück berechnet io seinen „N&cbricbtea ans dem Beürk dos 
Kreieamtea Ältenburg" 18iS, S. 64, für die '256 Dorfscbafteo des Amtes Alten- 
borg die Arealfläche der Gemeinbeiteo sof 509 alteob. Acker, wUkrend er 
die Artalfl&obe der bäuerlichen Besitznngen auf 59009 altenb. Acker schStit 
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uaw. bedarf es zur Provokation einer Einwilligung des Erbzina- 
herm usw. nicht. Die Entschädigung des Berechtigten für die 
Aufhebung ablösbarer Verbindlichkeiten geschieht durch Zahlung 
eines Kapitals oder durch Übernahme einer abltisbaren jährlichen 
Rente. Die Wahl des Ablöaungainittels steht allein dem Ver- 
pflichteten zu, er kann die Ablösung zum Teil mit dem einen, 
zum Teil mit dem anderen Entschädigungsmittel bewirken. Bei 
freier Vereinbarung können auch andere Ablösungsmittel gewählt 
werden, z. B. ablösbare jährliche Qetreiderente , Abtretung von 
Land. Zu letzterer kann der Verpflichtete, wenn es sich um eine 
Hut- oder Triftgerechtigkeit handelt, sogar wider seinen Willen 
gezwungen werden. Entscheidet sich der Verpflichtete innerhalb 
einer Frist, die ihm die Spezialkommisaion bestimmt, und die min- 
destens 14 Tage beträgt, für kein bestimmtes Ablösungsmittel, 
so tritt eine jährliche Geldrente als Entschädigung ein. Der Kapital- 
wert des abzulösenden Rechts besteht im 25 fachen Betrage der 
jährlichen Qeldrente, die an den Berechtigten zu zahlen ist. Bei 
Übernahme einer jährlichen Qeldrente ist der Berechtigte ebenso 
befugt als auf Verlangen des Verpflichteten gezwungen , die ihm 
zu leistende Geldrente an die herzogliche altenbnrg^sche Landes- 
bank als Landren tenbank abzutreten gegen Empfang eines Kenten- 
baokscheines über den Kapitalwert der Rente oder gegen sofortige 
Barzahlung. Bei UberweisuDg einer Geldrente an die Landesbank 
wird zum Zwecke der Amortisation der Reotenbetrag um den 
zwölften Teil des ursprunglichen Betrags erhöht, so dafs nach 
spätestens 45 Jahren der Verpflichtete das Kapital getilgt hat. 

Der Ablösung sind alle Frondienste unterworfen, die nicht 
die Natur öfifentlicher Lasten haben. Zwangsdienst, Vormiete so- 
wie Wachdienste der Untertanen bei Ritlerg:Uteni in Zeiten der 
Unsicherheit fallen ohne weiteres weg. Bei Frondiensten, die 
einer Mehrheit von Personen obliegen, können einzelne Glieder 
der verpflichteten Mehrheit auf Ablösung ihres Anteils an der 
Gesamt Verpflichtung antragen, wenn a) der auf den einzelnen 
fallende Betrag genau ermittelt werden kann und sich stetig gleich 
bleibt, b) die Ausscheidung einzelner nicht die Pflichten der 
übrigen erschwert. 

Der Wert der abzulösenden Fronen ist nach dem Reinbetrag 
der Kosten «bsuschätzen, die der Berechtigte aufwenden mufs, um 
die mit den Frondiensten bestrittene Arbeit auf andere Weise 

, Google 



It4 Dritter Abschaitt. 

künftig zu bewerkstelligen. Von diesem abgeschätztsD Werte sind 
die degenleistangen des Berechtigten an den Verpflichteten abzu- 
ziehen, der verbleibende Rest ist Gegenstand der Entschädigung 
an den Berechtigten. 

Die Fronen selbst scheiden sich in gemessene and in un- 



Bei den der Zeit nach gemessenen Fronen wird die Zahl 
der jährlichen Arbeitstage berechnet, die der Verpflichtete deni 
Berechtigten mit dem Gespann oder mit der Hand zu leisten hat 
Darauf wird der Kostenaufwand des Berechtigten ermittelt lur 
jeden Tag, wenn die Fronarbeit nicht mehr geleistet wird. Hier 
wird eine doppelte Berechnnng vorgenommen, indem man den 
Kostenaufwand des Berechtigten berechnet auf jeden Tag 

1. bei Vermehrung der bisherigen Arbeitskräfte (Gesinde, 
Gespann), 

2. bei besonders gemieteten Arbeitern oder Geschirr. 

Von den ermittelten Summen wird der Durchschnitt ge- 
nommen, der Betrag der Gegenleistungen abgezogen und der Rest 
Mm *li gekürzt. Der Betrag von %, der übrigbleibt, gibt mit der 
Zahl der j&hrlichen Frontage multipliziert die jährliche Ab- 
lösungsrente. 

Der Wert der dem Gegenstand gemessenen Fronen richtet 
sich danach, wie hoch dem Berechtigten die Leistungen jährlich 
zu stehen kommen, wenn er sie durch eigene Arbeitskräfte oder 
gedungene Arbeiter verrichten läTst. Läfst sich die Berechnung 
nach den beiden oben angedeuteten Formen herstellen, so wird 
die Durchschnittssumme der beiden berechneten Summen als 
Mafsstab der Ablösung genommen. Von ihr wird der Betrag 
der Gegenleistungen abgezogen und der Rest in allen Fällen 
auTser bei dem Zehntachnitt , wo der nachfolgende Abzug nicht 
stattfindet, um */« gekiirzi Die sieb ergebenden '/e bilden die 
jährliche Ablösungarente. 

UngemesBene Frondienste werden zunächst in gemessene ver- 
wandelt und als solche abgeschätzt, indem aus den Fronregistem 
festgestellt wird, wieviel die Untertanen nach dem Durchschnitt 
der letzten zwölf Jahre Fronen geleistet haben. Dabei mufs be- 
rücksichtigt werden, dafa Menschen und Vieh nicht über ihre 
Kräfte angestrengt und die Fronpflichtigen in ihrer eigenen 
llahrung nicht geschädigt werden. 
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Um den Wert der gemesseoen BanfroodieiiBte zu ermitteln, 
wird angenommen , dafs der volle Betrag von ilinf Baiifrontagen 
in ilinf Jahren nur zweimal, also in einem Dm^hBchnittajahre za 
'k gefordert wird. Ungemeesene Baufronen werden nach einem 
äOj^mgen DurchBchnitt in gemessene verwandelt, worauf die 
-oben angedeutete Verwandlung folgt. Der Wert der jährlichen 
Rente wird wie bei den der Zeit nach gemesseaen Frondiensten 
berechnet, ohne dafs jedoch von der nach KUrzang der Qegen- 
leiatnngen verbleibenden Wertaumme '/s abgezogen wird. 

Von den Servituten sind der Ablösung unterworfen: 

a) alle Trift- und Hutungsbetiignisse, 

b) die Befagnisse zum Holztesen, Stockroden, Streuholen, 
Harzreifsen und andere in fremden Holzungen zuBtehendea 
Nutzungsrechte, 

c) die Berechtigung zum Gras-, Schilf- und Rasenholen in 
Waldungen und anderen QrundstQcken. 

Von mehreren Besitzern berechtigter Grundstücke, denen 
gemeinschaftlich ein Servitut zusteht, können einzelne auf Ab- 
lösung ihres Anteils antragen, wenn ihre Ausscheidung aus der 
Gemeinschaft ohne Benacbteihgung der Mitberechtigten möglich 
ist Als Gegenstand der Entschädigung bei g^enseitiger Hut gilt, 
um wieviel der Wertbetrag auf der einen Seite grofser ist als auf 
der anderen. Bei gleicher Höhe tritt unmittelbare gegenseitige 
Aufhebung ein. 

Die Entschädigung bei der Provokation des Belasteten be- 
stimmt sich nur nach dem reinen und nachhaltigen Nutzen, den 
der BeUstete bei ordnungsmäTsiger und wirtschaftlicher Benutzung 
von dem belasteten Grundstück ziehen kann. Provoziert aber 
der Berechtigte, so hat er die Wahl, ob die Entschädigung nach 
der eben angegebenen Weise oder nach dem Kutzen berechnet 
werden soll, der aus der Freiheit des Grundstücks fiir den Be- 
rechtigten hervorgeht. 

Die Ablösungen und die damit verbundenen Rechtstreitigkeiten 
werden in erster Instanz vor der Sp^ialkonunisBion verhandelt 
und entschieden. Als weitere Instanzen schliefsen sich an die 
Generalkommission und scbliefshch das Landesjustizkollegium. 

Die Spezialkommission wird für jede einzelne Ablösung von 
der Generalkommission ernannt und besteht aus zwei Mitgliedern 
(einem Recbtsgelehrten und ünem Sachverst&idigen, der theoretisdi 
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oder praktuch gebildet ist). Die G^DeralkominiBsioii ist eine 
ktJlegiale Ädministnitiv' nnd Jtutizbebörde; sie besteht aas zwei 
jorietiscbeD Bftteti und einem ökonomischen SachTerstllDdigen. 

Die Kosten der AblßsungsTerhandloogeQ Ingen zar Hälfte 
der verpäichtete, zor Hftifte der berechtigte Teil. Zur Ansfähmng' 
der gesetzlichen Bestimmung erging die Bekanntmachung da* 
General komm ission für Ablösungen, die Instruktion ftlr die Spezial- 
kommissarien betreffend, vom 12. Dezember 1838. 

% 3. Ablösung des Lehngeldee. 
Parallel zu dem Beetreben der Froaablßsung ging das der 
Lehngeldablösung. Bereits am 18. Februar 1832 ') verlangte der 
Erbprinz von der Rentkammer eine Untersuchung der Lehngeld- 
yerbindlichkeit, „da es wahrscheinlich sei, dafs bei dem beror- 
stehenden Landtage unter anderen auch die Frage in Anregung 
kommen könnte, inwiefern die bisherige Lehngeldentrichtung in 
eine ständige auf dem Grund und Boden zu radizirende Abgabe- 
umzuwandeln wäre". In ihrer Antwort vom 5. Juni lä32 und 
vom 12. Februar 1833 erkannte die Kammer zwar die Lehn- 
gelderbelastung als drückend an, wünschte aber aus finanz- 
technischen Gründen die Beibehaltung der Lehngelder, „indem 
die Einkünfte des Regentenhauees im Herzogtum Altenburg ihr» 
Hauptstutze nur in zwei Einnahmezweigen haben , die in den 
herrschaftlichen Forsten und in dem Abwürfe des Lehn- und 
grundherrlicben Verhältnisses bestehen". Die Lehngeldereinnahme 
betrug jährlich durchschnittlich 15 000 Taler, und sie steigerte 
sich mit dem Werte des Grundbesitzes. Da eine gänzliche Ab- 
USsung des Lehngeldes unmöglich erschien, so suchte man durch 
eine Beseitigung des Sterbelehngeldes und des 5"^ übersteigenden 
Lehngeldes den Wünschen der Landschaft entgegenzukommen. 
Ein höheres Lehngeld als b'',o fand sich in einzelnen Teilen der 
Amter Kahla und Roda mit einem durchschnittlichen jährliches 
Ertrag von 622 Talern oder in den letzten 30 Jahren 18 677 rl. 
1 gl. 4 ^. Das Sterbelebngeld , das in den Ämtern Altenburg, 
Ronneburg und Roda bestand, betrug im gleichen Zeiträume 
3&&5 rt. 13 gl. 4 ^. Daneben kamen in den Ämtern Roda und 



1) CA. AA., Kap. Xt, loc. S08>>, Nr. 35; rgl. aucb Altenb. Landtag«- 
liaftet I, S. Tl. 
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Eabla noch Erbegebtihren vor, die in den letzten 30 Jahren 
3759 rl. 6 gl. ergeben hatten. Die Bentkammer erkannte nnr 
bei dem m^ als 6"/e betragenden Lehi^ld die HögHchkeit 
räaer Ablösnng an, da eine lo höbe Abgabe den Wert des 
Gnmdst&du mindere. Gleichwohl reriangte der Erbprinz die 
Abfassung eines AblÖBangsge&etxes, welches das 6% tibersteigend« 
Lebngeld und das Sterbelehngeld behandeln sollte. Am 25. Ok- 
tober 1834 hatte Eammerrat von der Ghibedentz seinen Entwurf 
fertig. Er hatte die Ablösung der Erbegebfthren nicht berück- 
■ichtigt, da üe wesentlich verschieden vom Lehngeld waren und 
nicht vom Werte des vererbten Grundstdcks berechnet wurden. 
Als Grundlage für den Entwurf hatten geralsche, weimariscbe 
und königl. sächsische Bestimmungen gedient Im einzelnen glich 
der Ejntwurf dem sp&teren Gesetz. Da die Landschaft eine Ab- 
lösung der Erbegdjilhren überhaupt und aller sonstigen Laudemien 
durch freie Vereinbarung verlangte, so stellte die Kammer neue 
Untersuchungen an. F(ir die Ablösung der Erbegebtihren empfahl 
ne den Vorschlag des Justiz- und Rentamtes Roda, der auch 
g 10/14 des epUeren Gesetzes bildet Die Zahl aller Lehngeld- 
pflichtigen betrog 13 416 Personen mit einem jährlichen Ertrag 
▼on 16 000 Talern. 1836 wurde der modifizierte Qesetzentwurf, 
der die Erbegehühren ablösbar machte, der Landschaft vorgelegt 
und von ihr angenommen. Eine Ablösung des Lebngeldes unter ö",')) 
blieb ausgeschlossea, um die Geschäfte nicht noch mehr za 
steigern, da alle Er^te vom FronablSsungsgceetz in Anspruch ge- 
nommen waren. Am 23. Mai 1837 wurde das Gesetz über die 
Ablösung des Lehngeldes zuglräch mit dem Fronahlösung^seta 
pabliraert. 

Die Ablösung des b'^j^ übersteigenden Lehngeldes und dra 
äterbelehngeldes erfolgt nach seinem mutmafsHchen Wert für den 
Bereditigten , berechnet nach einem huodertjtthrigen Durchschnitt. 
Es gelten tilgende Grundsätze. Mufs das Lehngeld entrichtet werden : 

a) in jedem FaUe der Ver^bung des Richtigen Grundstückes, 
so werden drei Fälle auf 100 Jahre gerechnet, 

b) bei EoliateralerbäÜlen, so wird ein Fall auf 100 Jahre 
gerechnet, 

c) bei VerttuTserungen des pflichtigen Grundstückes, so werden 
zwei Fälle auf 100 Jahre gerechnet, 

d) nach Verlauf beBtimmt»' Jahre, so erhält man die Zahl 
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der aazanebmendeo F&Ue als die Zahl, die üch aas der Dirisioa 
der Anzahl der Jahre in die Zahl 100 ei^bt. 

Der Wert des Grandstücka ergibt sich durch Kapitalisierimg; 
des DurchBchnittes der drei letzten Fälle seiner Verlebnwabrung. Wo 
diese nicht festzoBtellen ist, wird der Wert durch Sachverständige 
abgeschätzt; von dieser Würderung sind 80% als die Somme an- 
zusehen, von der Lehngeld zu entrichten ist 

Von dem ermittelten Werte werden die Prozente des der Ab- 
lösung unterworfenen Lehngeldes berechnet und mit der Zahl der 
in 100 Jahren mntmalslich vorkommenden Fälle multiplüoert Diese 
Summe durch 100 geteilt bildet den Betrag der jährlichen Rente, 
die der Verpflichtete zu zahlen hat Der 20fache Betrag dieser 
jährlichen Rente bildet das AblösungekapitaL 

Provokation steht brä dem 6"/, tlbereteigenden Lebngeld nnr 
dem Verpflichteten, bei dem Sterbelehngeld dem Berechtigten zu. 

Die Erbegebllhren können nicht von einzeben, sondern nur 
von einer ganzen Dor&chaft abgelöst werden. Ihr Betrag wird 
aus einem 30 jährigen Durchschnitt ermittelt Dieser Durchschnitts- 
betrag bildet die Abltfenngsrente dieser Gemeinschaft, die mit 
ö'/g Zinsen kapitalisiert wird. Der Berechtigte kann nur durch 
Kapitalzahlung (entweder in Raten oder durch Anweisung auf die 
Landesbank) befriedigt werden. 

§4. Stocken der ÄblöBungsgesetzgebung bis 1646. 

Mit der Veröffentlichung der beiden Ablösungsgeaetze glaubte 
die Regierung ihre Pflichten für üne Hebung der agrarischen 
Kultur eriullt zu haben und wendete eich neuen Aufgaben zu. 
Obwohl bisweilen die Beamten selbst eine Ablösung beiiirworteten, 
so verharrte man doch auf dem alten Standpunkt. Da der Nutzen 
der ireien Arbeit den der Zwangsarbeit um ein gewaltiges Über- 
wog, strebte der Bauverwalter Jecka 1638 ') die Ablösung der 
Handironen an den LandstraTsen an. Über ein ganzes Jahr zt^en 
sich die Verhandlungen hin. ScbliefBlich erklärte sich die ßeot- 
kanmier für Beibehaltung dieser Frone. 

Wichtig fUr die Landwirtschaft wurde nur ein Gesetz. Am 
34. Dezember 1840 erschien eine neue Qeeindeordnung, die sehn- 
lichst erwartet wurde. Gesindezwang und Vormiete waren schon 
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1837 beseitigt worden. Das Gesetz achaSte die alten Lohntaxen 
ab und beschränkte dch lediglich auf die aus dem Abschlag des 
Mietkontraktes herrorgebenden Rechte und Pflichten, 

Zur selben Zeit beschäftigten die R^erong Fragen, die auf 
eine gerechtere Verteilung der Staatslasten hinzielten. Bis jetzt hatte 
die Steuerlast namentlich auf dem Bauernstand gelegen, während 
Ritterguter und Staatsbeamte weitgehende Steuerfreiheit genossen. 
Am 1]. Juni 1845 erschien das Patent, eiuige Vorbereitungen ßir 
die Begulierung der Grundsteuer und des Hypotheken weaens be- 
treffend, dem Bich nach luniänglicben Vorarbeiten ') als SchluTsstein 
das Grundsteuergesetz vom 21. Februar 1865 einfügte. 

§ 5. Neue Gesetze. 

Dieser StiUstand auf dem ursprttngltcb beechrittenen Wege 
war nicht nach der Meinung des Volkes und süner Vertretung. 
Immer von neuem wUrde eine Ablösung aller Arten von Leim- 
geld, aller Geld- und Naturalzinsen auf einseitigen Antrag gefordert. 
Diesem Verlangen kam das stnrmbewegte Jahr 1848 und seine 
Tom LiberaliBmuB diktierte Verfassung zu Hilfe. Auch auf Alten- 
burg warf es seine Schatten. Eine nie geahnte, lebhafte Bewegung 
ergriff alle Stände , um dem Staat neue Lebenskräfte zuzuführen. 
Volle Trennung von Justiz und Verwaltung, die bisher nur in 
Anfängen vorhanden war, und gänzliche Beseitigung der veralteten 
feudalen Zustände, das war die Losung jener Tage. LebhaBe und 
BtOrmische Szenen ereigneten sich in Altenbnrg. Die Angriffe 
richteten sich sogar gegen die Existenz des Staates; man wollte 
Anschlufs au das Königreich Sachsen. Um die Macht der Auf- 
ruhrer zu brechen, wurde sächsisches Militär herbeigerufen. Ein 
Opfer verlangten diese Tage. Herzog Joseph, allzeit um das Wohl 
seines Volkes bemüht, aber nicht imstande, sich dessen Liebe zu 
erwerben, trat die Regierung an seinen Bruder Georg ab. Das 
tolle Jahr beschleunigte die Agrargesetzgebung. 

Schon im Juli 1848 erfolgte die Beratung eines Gesetzes über 
die Aufbebung und Ablösung des Jagdrecbts auf fremdem Grund- 
eigentume. Der Entwurf wurde nicht Gesetz, -da man die Beschlüsse 
der Nationalversammlung abwarten wollte. Die Grundrechte des 
deutschen Volkes hoben die Jagdgerechtigkeiten auf fremdem Grund 



1) Vgl Handat vom 18. Mid 1860, GeMti vom 16. Sept. 1850. 

n,g,t7cdb/G00gIc 



140 Dritter AIncbnitt. 

und BodeD, Jagddienete und Jagdlronen ohne Entschädigung a-uf. 
Ale Prinzip für diese gewaltsame Beseitigung historisch und 
rechtskräftig gewordener Lasten galt der Satz, dafs im Grund- 
eigentum selbst die Berechtigung zur Jagd auf eigenem Qruud und 
Boden ruhe. 

Unhaltbar waren auch die Zustände der Justizverfassung;. 
1828 ') flbte beispielsweise in Gkirma das Amt und das Rittergut 
Zechau die Obergerichtabarfceit aus, während »ch in die Krb- 
gerichte das Amt mit sieben patrimonialen Oerichten teilte. Die 
herzogliche Re^erung anerkannte die Notwendigkeit einer Abhilfe, 
und um der erregten Stimmung der Bevölkerung entgegenzukommen^ 
legte sie im August 1848 der Landschaft einen Entwurf über dio 
Aufhebung der Patrimonialgerichtsbarkeit und der Jurisdiktion der 
gebtlichen Lehnstellen vor, der am 17. März 1849 Gesetz wurde. 
Danach wurde die Patrimonialgerichtsbarkeit vom Staate ohne 
Entschädigung der bisherigen Inhaber übernommen. Ihre Auf- 
hebung hatte auf solche Leistungen, die nicht unmittelbar AusfloTs 
der Gericbtabarkeit waren, keinen £influfs. Es änderte sich daher 
nichts in den guts-, lehn- oder grund herrlichen Nutzungen der bis- 
herigen Gerichtsberren. Mit der Gerichtsbarkeit gingen auch alte 
polizeilichen und administrativen Befugnisse, die den vasallitischen 
Gericbtsobrigkeiten zustanden, an den Staat über. 

Wichtiger waren die Gesetzentwürfe, die eine weitere Ablö- 
sung der bäuerlichen Lasten bezweckten. Bereits am 20. März 
1848 erliefs der Herzog an den Landtag ein Reskript, worin er 
die Absicht ankündigte, einen Gesetzentwurf bearbeiten zu lassen, 
der „der Ablösung auf einseitigen Antrag aucli die Naturalentrich- 
tungen landwirtschaftlicher Erzeugnisse, mehrere bisher unablös- 
bare Fronen und Dienste, sowie den Mahlzwang und das Bier- 
Verlagsrecht zu unterziehen beabsicbtiget und einige Bestimmungen 
des früheren Gesetzes erläutern und ergänzen will". Aus zwei 
Gründen machte sich die Aufhebung der feudalen Zustande nötig. 
Indem sie die Berechtigten als eine privilegierte Klasse erscheinen 
lieben, bildeten sie eine Gefahr für die Öffentliche Ordnung, die 
rechtlich keine Klassenunterschiede kannte; da sie sich meistens 
«uf verschwundene staatliche Zustände gründeten , so störten und 
hemmten sie die politische Entwickelung des Staates wie des 
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Volkes. Zweiteos hemmten sie auch die freie Kraftentfaltong der 
Belasteten, hinderten einen Aufschwung der Bodenkultur. Zudem 
binderten sie einen fortschreitenden Wohlstand der Verpflichteten, 
^reil sie (wie bei dem Zehnten) in einem ungeheuerlichen Mifi- 
Verhältnis zur nreprüDgliohen Gegenlebtung des Berechtigten standen 
oder (wie beim Lebngeld) das OrondTermÖgen des Verpflichteten 
ia kurzer Zeit erschöpfen konnten. Die Art und Weise der Ab- 
löBUDg regelte sich nach den Beschlüssen der NationalTersammlung '). 
Nach dem vorgelegten Gesetzentwurf waren alle persönlichen Ab- 
gaben und Leistungen, die aus dem gutefaerrlichen Verbände 
«tammten, unentgeltlich aufzuheben, weil sie sich im offenen Wider- 
streit mit der Staatsverfassung befanden. Der Malsstab der Ent- 
schädigung, die in allen anderen Fällen gewährt wurde, richtete 
sich nach zwei Gesichtspunkten. Neben dem Gesichtspunkt der 
Oerecbügkeit wurde auch der der Billigkeit nicht ganz Übersehen. 
Da der Verpflichtete mit keiner neuen gleich schweren Last be- 
schwert werden konnte, mufste der Berechtigte auf eine vollstän- 
dige Entschädigung verzichten. Unter diesen Voraussetzungen 
kamen die Entwürfe im Dezember 1848 zur Beratung. 

Der Gesetzentwurf über die Ablösung des Lehngeldes wurde 
am 17. Januar 1849 fast unverändert Gesetz. Binnen zehn Jahren 
war jede Lehngeldverbindlichkeit abzulösen, widrigenfalls eriosoh 
«ie von selbst *). Durch dieses Gesetz wurde das vom 2:t. Mai 
1837 aufgehoben, da es nur einen Teil der Lehngelderverpflichtung 
behandelte. Das Lehngeld wurde abgelöst, indem der Verpflichtete 
die Summe, die er an Lehngeld in jedem einzelnen gleichardgeo 
Lehntalle zu zahlen hatte, einmal in Kapital zahlte. Von dem 
b \ übersteigenden Lehngeld wurde der Mehrbetrag um die Hälfte 
gekürzt Bei dem Sterbelehngelde , das sich nach der Kopfzahl 
der Erben richtete, wurden vier Köpfe gerechnet, und die Summe, 
die ein Kopf zahlte, bildete viermal genommen den einmaligen 
Lebngeld betrag. Richtete sich dagegen der in einem festen Prozent- 
satz bestehende Lehngeldbetrag nach dem Werte des verpflichteten 
Grundstück«, so war die Lehngeldsumme im letzten gleichartigen 
Falle der Entschädigung zugrunde zu legen. Doch stand dem Ver- 
pflichteten Taxation frei, wenn ihm der Lebngeldbetrag zu hoch 

1) Orundrecbte dee deatscben Volkes § 36. 

2) Der Tennia wurde später bis snm 31. Jan. 1864 verlängert. 
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erschien. Um den nächsten Zahlungstermin zu finden, ging man 
Ton folgenden Normen aus: Wurde die Lehnware entrichtet: 

a) bei jeder VererbuDg des pflichtigen tirundstückB, so nahm 
man einen Vererbunga£all in 50 Jahren an, entrichteten sie nur Kol- 
lateralerben, so nahm man einen Vererbungsfall in 100 Jahren an, 

b) bei jeder VeräuTserung des pflichtigen GrundstUcka, so 
nahm man einen Vererbunge&ll in 33 Jahren an, 

c) nach Verlauf einer bestimmten Anzahl Jahre, so richteten 
räch danach die wiederkehrenden Perioden der Lehngeldentrichtung. 

Als Zahlungstermin wurde das Jahr angesehen, in dem die 
nächste Lehn zu berichtigen wäre; erfolgte die Ablösung vor diesem 
Termin, so wurden von dem zu zahlraden Ablösungstennin 4% 
Zwiscfaenzinsen abgezogen. 

Das Kapital konnte auch als Rente gezahlt werden. Wurde 
diese an die Landrentenbank überwiesen, so erhöhte sie sich um 
ein Viertel ihres Betrages. Die Provokation stand beiden Teilen zu. 

Am gleichen Tage, am 17- Januar 1819, erschien eine Aua- 
ftlhrungeverordnnng zu diesem Gesetz, die eine Abkürzung und 
Vereinfachung des Ablösungsverfahrens bezweckte, aber bereits 
am 30. Juni 1849 aufgehoben wurde. 

In seiner Anwendung führte das Gesetz zu Härten, weil die 
Ablösungssumme nicht aus dem wahren Werte des Grundstücks, 
sondern aus dem Lehnwert des letzten gleichartigen Lehnfalles er- 
mittelt wurde. Da dieser meist geringer war als jener, so wurde 
die Differenz zwischen beiden Werten um so gröfeer, je weiter 
zurück der letzte Lehn&ll lag. Die Anwendung des Gesetzes 
machte eine Erleichterung wünschenswert, weil der Entschädigongs* 
mafsatab, wie er im Gesetz vorgeschrieben war, nicht in jedem 
Falle möglich war. Wo der letzte Lehnwett nicht auizufinden 
war, machte sich der Umstand von selbst geltend, dafs, wenn eine 
gütliche Vereinbarung müslang, zur Taxation des Grundstücks 
geschritten wurde, die gewöhnlich einen höheren Lehnwert ergab, 
als das Gesetz voraussetzte. Dann war die gesetzliche Diskonto- 
periode abgelaufen, so dafs dem Verpflichteten keine Zwischen- 
zinsen zugute gerechnet wurden. 

Aus diesen Gründen heraus strebte die Landschaft nach Ab- 
änderung des Gesetze». Drei Anträge wurden gestellt, von denen 
zwei der Staatsregierung zur Berücksichtigung überwiesen wurden. 
Die Regierung erklärte beide ftir nuannehmbar, schuf aber einen 
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neuen Entwurf, den sie am 31. Juli 1850 der Landschaft vor- 
l^;te. Obwohl die Landschaft diesem Entwurf nicht sympathiBcli 
g^en überstand, da er ihre Forderungen nur wenig befriedigte, so 
nahm de ihn doch an. Die beständige Abänderung der gesetz- 
lichen Bestimmungen war einer geddblichen Abwickelung der 
AblöBQngsgeachäfte unzuträglich, und man muAite bald zu einem 
ruhigen Zustand kommen. Von der Landschaft angenommen er- 
langte der Entwurf am 4. August 1850 Gesetzeskraft >). Wenn 
ein Qmndstück zu mehreren (siehe oben) der drei Lehngeldver- 
bindlichkeiten verpflichtet war, so wurde in bezug auf jede der- 
selben der zuletzt vorgekommene sonderbare Beleihungstall als 
tnafsgebend angesehen, so dafs sich nach ihm der Beginn der 
gesetzlichen Diskontoperiode wie der Lehnwert des OrundstUokes 
richtete. Femer wurden, wenn sich das Lehngeld nach der Kopf- 
zahl der Erben berechnete und das Besitztum keinen höheren Lehn- 
wert als 100 Taler hatte, nur zwei Köpfe gerechnet 

Damit war die Ablösung des Lehngeldes in den Weg geleitet 
worden, den man seit mehr als 15 Jahren gesucht hatte. Die 
Ablösungen konnten sich ruhig vollziehen, ohne dafs die Ver- 
pflichteten befürchten mufsten, dafs später ein günstigerer Modus 
Gesetzeskraft erlangen könnte. 

Um ihrem Versprechen auf Ablösung der Naturalgrundzinse, 
der Fronen usw. nachzukommen, hatte die Regierung ebenfalls 
1848 einen Gesetzentwurf eingebracht Darin war eine Ab- 
lösung der Erbzinsen nicht ausgesprochen. Obwohl sie ursprüng- 
lich und bis ins 19. Jahrhundert die Anerkennung für ein Ober- 
eigentumsrecht bildeten, so waren sie tatsächlich zu einer Reallast 
des verpflichteten Grundstücks geworden. Diese AnfEassung der 
Erbzinsen als Reallast war erleichtert worden, weil andere Zinsen, 
die aus dem Lafsverhältnis oder Erbpaohtverhältnis hervorgingen, 
nicht vorhanden und anderseits die Erbzinsen auf die schlichten 
ZinsgUter ausgedehnt waren. Eine Aufhebung der Rechte des 
Ohereigentümers begehrte man nicht, nur eine Beseitigung der 
Geld- und Naturalzinsen , die die letzten Reste der gutsherrlichen 
Berechtigungen bildeten. Zudem war seit dem Erlöschen der Guts- 
berrlichkeit der Rittergüter und der Aufhebung der Patrimonial- 

I) GeeetE, ditige Abändenuigen und Zusätze zu den Lehngeldablösungs- 
g^et« Tom IT. Januar 1819. 
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genchtebarkeit ein trannender Untenchied zwiBchen Bauerngut 
und Rittergut in rechtlicher Beziehung nicht mehr vorhandoo. 
Aach widersprach es dem (Mste des Grandgesetzes (§ 63) and 
dem allgemeinen Staateiateresse, dafa voo an sich gleichen Frivat- 
pereonen der eine dem anderen zn einer ständigen steaerartigen 
Abgabe verbunden war. Nachdem die R^erung einer Ablösung 
der grundherrlichen GefUUe iu Geld zugestimmt hatte, wurde der 
Entwurf mit UDwesentUchen Änderungen Gesetz am 16. Februar 
1849 ')- In Übereinstimmung mit den Grundrechten des dentwhen 
Volkes wurden ohne Entschädigung aufgehoben: 

a) alle dem guts- oder schutzherrlichen Verbände entstam- 
menden Mablzwaagspöichten und BierverlagBrecbte, 

b) die bisher als grund herrliche Rechte des früheren Domanial- 
Termögena *) angesehenen Fronleistungen zum Reisefortkommen 
von Beamten , zum Transport von landesherrlichem Eigentum, 
Schüblingen und Verbrechern 

Auf einsettigeu Antrag waren ablösbar: 

a) alle Naturalabentrichtungen (z. B. Ziusgetreide, Geäügel, 
Eier, Wachs), 

b) alle ständigen, aus der Grund herrlichkeit herfliefsenden Ab- 
gaben in Geld (Grundrenten, Erbziusen). 

Der jährliche Wert der Naturalabgaben in Eörner&üchten 
ergab ücb aus den DurchBcbuittspreiaen der fünf Amtsstädte des 
Herzogtums, von diesen Preisen wurden der schlechten Qualität 
halber noch 25 Prozent gekürzt. Der Wert anderer Natural- 
abgaben wurde durch gütliche Vereinbarung festgestellt oder ab- 
geschätzt, in letzterem Falle wurden von dem ermittelten Wert- 
betrag filnf Prozent gekürzt. Äufserdem wurde von allen Wert- 
betr^en der Wert etwaiger Gegenleistungen abgezogen und bei 
Holezinsen der Wert der Leistung noch um fünf Prozent gemin- 
dert. Durch Eapitalzahlung des zwanzigfachen Rentenbetrages 
wurde die Verbindlichkeit sofort abgelöst 

Mit diesen zwei von der Regierung vorgelegten Entwürfen 
begnügte üch die Landschaft nicht. Vom Sturm des Liberalismos 

1) Gesetz, die Enreiteniug der Äblöeb&rkeit von ZwsDgeTerh&lbiiBiea 
betr. Tom 16. Februar 1849; Verordnung, die Festatellang der Äblöinug ge- 
wiMer ZwftngsverMltDisBe Wr., vom 12. Juni 1849. 

S) Grandgeaetz von 1831 § 18. 
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erfafst, ergriff sie die Initiative und beantragte eine Ablösung der 
Zehnten und eine Ällodifikation der Rittergüter. 

Die Ablösung der Zehnten war dringend notwendig. Keine 
Last war der Landeskultur bo hinderlich wie die Zehntlast. Indem 
der Zehnte stets den zehnten Teil des Ertrages beanspruchte, 
hinderte er eine intensive Bodenkultur. In der Landwirtschaft 
gilt das Qesete des abnehmenden Bodenertrages. Mit der Inten- 
üt&t des Betriebes steigen die Erträge nicht in gleichem Mafse. 
Alle späteren Kapitalaufwendungen liefern keine höhere Verzinsung, 
sie werden aufgezehrt durch eine Steigerung der Produktionskosten. 
Für das Amt Altenburg schlug man 183S nach einer vierprozen- 
ttgen Verwertung die Zehnten auf ca. 10 420 Taler an. 

In der Voraossetzung, dafe grundfaerrliche und Fleischzehnten 
im Lande nicht vorkamen, übergab die Landschafit der Regierung 
einen Entwurf, der unverändert am 6. August 1849 Gesetzeskraft 
erlangte. Alle Zehnten waren auf einseitigen Antrag ablösbar. 
Wurde der Antrt^ auf Ablösung nicht innerhalb zehn Jahren 
gestellt, so verfiel das Recht auf f^ntschädigung. Die zur Erhe- 
bung des Zehnten berechtigten Geistlichen und Schullehrer hatten 
aus einem zehnjährigen Durchschnittaertrt^ der letzten 14 Jahre 
unter Ausscheidung der zwei fruchtbarsten und der zwei un< 
ergiebigsten Jahre den Wert des Zehnten nach Markt- oder orts- 
üblichen Preisen zu ermitteln. Bei allen Halmfrüchten wurde zu 
jedem Taler des ermittelten Wertes noch eine Entschädigung für 
Stroh und Siede hinzugerechnet Von dem ermittelten jährlichen 
Geldwert wurden bei Halmfrüchten zehn Prozent, bei den übrigen 
Zehntfrüchten fünf Prozent als der Aufwand gekürzt, den der 
Berechtigte von der Abzehndung bis zur wirklichen Verwertung 
hatte. Aufeerdem wurden alle etwaigen Gegenleistungen des Be- 
rechtigten an den Verpflichteten zu Geld angeschlagen abgezogen. 
Der Rest des Geldwertes vom jährÜchen Zehntertrage bildete die 
jährliche Ablösungsrente oder deren zwan zigfacher Betrag das 
Ablösungskapital. 

Ebensowenig zeitgemäfa und torderlich für die Landeskultur wie 
die Bindung der Bauern war der Lebnsnexus der Rittergüter und 
die damit vom bürgerlichen Eigentums- und Erbrechte abweichen- 
den Observanzen und Satzungen. Dem Antrag der Landschaft 
entsprechend, legte ihr die Re^erung am 28- Juli 1650 einen 
Gesetzentwurf über die Ällodifikation der Rittergüter vor. Mit 
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geringen Änderungeii wui^de er am 1. April I8&1 als Gesetz über die 
Aufhebung des LehnBverbandeB veröffentlicht. Bei der geringen 
Bedeutung deB Gesetzes für unsere spezielle Betrachtung können 
wir uns kurz fasBen. Das Obereigentum und die daraus fiieisen- 
den Anspräche, Vorrechte und Befugnisse (insbesondere das Heim- 
fallsrecht) wurden aufgehoben. Alle dem Lehen anhaftenden ständigen 
Leistungen bestanden unverändert fort unter Vorbehalt ihrer Ab- 
lösung nach den entsprechenden Gesetzen. Die Lehnsherrlichkeit 
des Landesherrn fiel ohne EntschlUligung weg. Allen anderen 
Lehnsherren und Atterlehnsherren stand eine solche zu ilkr dm 
Aufgabe ihrer Rechte, die bei der Allodialerbfolge ein halb Prozent 
des Wertes, bei einer anderen Erbfolge 8 — 1 Prozent des Wertes 
betrug, je nachdem sich ein oder fünf und mehrere zur Erbfolge 
berechtigte Personen aulser dem im Besitz befindlichen Vasallen 
am Leben befanden. Von der Entschädigungssumme gehörte ein 
Drittel dem Ober-, zwei Drittel dem Afterlehnsherrn. War der 
Landeaherr Lehnsherr oder Oberlebnsherr, bo ging sein Anteil 
dem Verpflichteten zugute. Die Höhe der Entschädigungesumme 
richtete sich nach der Art des Lehne. Grundstücke und Gerechtig- 
keiten wurden taxiert, bei Geldlehen war sie die Summe des be- 
treffenden Kapitals, bei Rentenlehen der zwanzigfache Betrag der 
jährlichen Rente. Von dem Reinwerte des Lehna wurde so viel ge- 
kürzt, als der Lehnsinhaber an hjpotbekariBchen Schiüden nach der 
Vorschrift des Lehnsmandates vom 5. Juni 1795 aninehmen durfte. 
Von dem Rest wurde die Entschädigungssumme berechnet. Aus- 
genommen von der Aufhebung des lehnsfaerrlichen Obereigentums 
blieben die auf Heimfall stehenden Mannlehen, Mann- und Weiber- 
lehen, Sohn- und Tochterlehen. Auf dem Heimfall stand ein 
solches Lehen, wenn sich zur Zeit der Publikation des Gesetzes 
nur -eine Person oder zwei Personen am Leben befanden, von 
denen die eine jedoch schon das 50. Lebensjahr überschritten hatte. 
Eine Ablösung konnte nur erfolgen durch Zahlung von 40 Prozent 
des Reinwertea, wenn das Lehen auf zwei Augen, von 30 Prozent 
wenn es auf vier Augen stand. 

§ 6. SJcherstellung der Kirchen und Schulen, 
lääl war die Ablösungsgesetzgebung im wesentlichen beendet 
Es galt nur noch, etwuge Ungleichheiten und Schroffbräten zu 
bessern. Zuerst mufste man die durch die Ablösung schwer ge- 
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trofiieneii JKrdien and Schnlen nntentfitzan. Dms AblöBangsgesets 
▼om 16. Febnur 1849 tuitte in § 2 die die Fronen nnd Lei- 
Btnngen, die die Nator von Staate-, Polizei-, Eommonal-, Kirchen- 
und SchuUasten hatten, für nnablösbar erkl&rt. Um allen Zweifeln 
sn beg^nen, hatte die Begiemng in einer Verordnang vom 13. 
Jnni 1849 bestimmt, dale unter den nicht «blöBbaren Kircben- 
ond Sdinllaaten lediglich solche durch den Kirchen- und Schul- 
sweck im allgemänen bestimmte Abgaboi und Leistungen zu 
Teratehen seien, die, insofern üe nicht aus einem dazu Torbandenen 
Fonds gedeckt würden, auahilflich von den Gliedern der Ejrchea- 
ond Schulgemeinde sowie den Forensem nach einem gewissen 
BeitragsfoTs gemeinscbaütlich «u&ubringen und zu leisten seien; 
dafs dag^^en alle Abgaben an Kirchen, Pfarröen, Schulen und 
andere Stiftungen ablösbar seien, welche nicht die Natur solcher 
Umlagen hätten, vielmehr in stindigen festbestimmton Betrügen 
dergestalt auf dem Orund nnd Boden hafteten, dafs sie mit dem- 
selben auf jeden Eigentümer übergingen. Von Bedeutung wurde 
dann das Gesetz über die ZehntablSsung vom 6. August I8i9. 

Durch die Anwendung der beiden Gesetze vom 16- Februar 
und vom 6. August 1849 fanden sich die GeistUchen in ihrem 
Einkommen dermafsen geschfidigt, dals sie bald um Abhilfe baten. 
Abgesehen von dem f&o^rozentigen Abzug der Holezinsen wurde 
bei Ablösung von Körnerfrüchten erstens nicht der volle Geldwert 
nach den DarcbschDittBpreisen den berechtigten Geistlichen und 
Lehrern als Rente berechnet, sondera nur drei Viertel, und da 
zweitens nicht der iUnfundzwanzigfache, sondern nur der zwanzig 
fache Betrag dieser Rente das Ablösungskapital bildete, so erreichte 
dieses uur die Höhe von vier Fünfteln des Betrages, den es bei 
vier E*rozent Verzinsung hatte. Die Berechtigten erlangten also 
nur drei FUnflel des Kapitals, dessen vierprozentige Zinsen der 
bisherigen Katnraleinnahme entsprechen mufsten. Eine Pfarrei 
der Ephorie Altenburg verlor auf diese Weise 1 50 rl. 9 ngr. 9 ^ 
bei ^em jährlichen Dienslertrag von 373 rl. 23 ngr. 9 4- 

Ahnlicb lagen die Verhältnisse bei einer Ablösung der Zehnten. 
Berechnet man die Verluste hier in der gleichen Weise, und zwar 
ohne Rücksicht auf die Gegenleistungen des Berechtigten an den 
Verpflichteten zu nehmen, so betrug der Verlust bei Halmfrüchten 
''Itt oder ungefähr */j, bei den übrigen Zebntfrüchten *jn oder ungefähr 
■/i. Die Staatsre^erung erkannte diese Uifsstände an und arbei- 
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tete einen Entwarf aus, der für die Berechtigten wesentlicb gfin- 
Btigere Berechtigungen enthielt. Unter Zuatinunung der Landschaft 
erlangte er am 10. September 1851 •) GesetzeBkraft. Die Unter- 
Bchiede den beiden früheren Gesetzen gegenüber sind die folgenden : 
Bei den Naturalabenlrichtungen fand der Abzug von fünf Prozent 
überhaupt, nicht statt und von dem ermittelten Wert der Körner- 
früchte werden nur 15 Prozent statt früher 25 Prozent gekürzt '"). 
Das Kapital betrug nicht mehr das Zwanzigfacbe , eondem das 
Fünfundzwauzigfache der jährlichen Äblösungsrente. 

Obwohl das Gesetz vom 10- September 1851 die Lage der 
Berechtigten besserte, befriedigte es aie doch nicht; und so ordnete 
die Regierung eine Bevision der Äblösungsgeset^ebung 1853 an. 
Am 3. September 185:-) sistierte sie die Ablösungageschäfte. 
Immerhin waren schon mehr als 40 Ablösungen durch die Rezefs- 
bestfitigungen beendet. Zugleich legte die Regierung einen neuen 
Entwurf vor, der den bestehenden Gesetzen diametral entgegen- 
gesetzt war. Während selbst das abändernde Gesetz vom 10. Sep- 
tember 1851 mit der bestehenden Ablösungsgesetzgebung konform 
bheb, stellte der Entwurf das der ganzen Ablösung widersprechende 
Prinzip der Unablösbarkelt auf. Als Hauptgründe wurden Ver- 
mägensverluste wegen des im Sinken begriffenen Geldwertes und 
Zinsfufsea und wegen der Beschränkung des Berechtigten in der 
freien Benutzung der Ablösungskapitalien angefiihrt. Die Land- 
schaft lehnte diesen Entwurf ab, weil er eine Änderung des 
Prinzips bedeutete, nachdem schon eine Reihe Ablösungen beendet 
waren und femer die Unahlösbarkeit der Lasten dem § 53 des 
Grundgesetzes widersprach. Die Landschaft ging aber positiv 
vor, indem sie die geistlichen und Schnlstellen , die nachweisbar 
infolge der Ablösung Verlaste erlitten hatteü, aus Staatsmitteln 
entschädigen wollte. Noch im selben Jahre wurde ein Entwurf 
ausgearbeitet, der jedoch erst am 19. Januar 1856 *) Gesetzes- 

1) Gesetz, einige Abänderungen der AblÖsungsgeaetEgebung in bezug 
auf die den Kirchen, Pfarreien , Schnlsn and andern milden Stiftungen zu- 
ständigen ablösbaren Bealberechtigungen betr. vom 10. Sept. 1851. 

S) Der Eutwaif hatte den Abzug von 25 % ganz gestricheD ; da die 
Kammer ibn nicht annahm, so einigte man sich auf 15 %. 

3) Patent, die Grundsätze, nach deneu die den Kirchen, Schales, 
Pßureien und milden Stiftungen zugesicherte Entschädigung für dieselben 
htä Ablösnng der Zehnten und der in g 2» und <> des Gesetzes vom 16. Fe- 
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kraft erlangte. Zur Vergütung der bei der Ablösung erlittenes 
Verluste zahlt die Staatakaase eine ErgänzungBrente. Sie besteht 
in einem ZuschuTa zu der jährlichen Ahlösungsrente und bildet 
mch folgeDdermaTsen : Bei den abzulösenden Halmfrüchten [Gesetz 
vom 6- August 1849] ist der Geldwert der Körner nach amtlichen 
DurchecbnittepreiBen eines 14jährigen Zeitraumes zu berechnen 
anter Ausscheidung der zwei teuersten und der zwei wohlfeilsten 
Jahre. Die Naturalabentrichtungen des Gesetzes vom 16. Februar 
1849 wurden, soweit sie in Halmfrüchten bestanden, nach den 
glichen Dorebacbnittspreisen in eine jährliche Geldrente um- 
gewandelt, ohne dafs der im Gesetz vom 10. September 1851 auf 
15"/o festgestellte Abzug statt&nd. Bei Holezinsen blieb der Ab- 
KUg von 5"/o auTser Ansatz, wenn Schulstellen die Berechtigten 
waren , in allen übrigen Fällen wurden von dem ermittelten 
Leistungswert nnr 2°io gekürzt Der Mehrbetrag, um den der 
eben berechnete jährliche Ablösungswert die den Berechtigten ge- 
wÄhrte Ablösungarente überstieg, bildete die jährliche Ergänzungs- 
rente. Beide Teile können auf Ablösung der Ergänzungerente 
durch Eapitalzahlung ihres -J5 fachen Betrages antragen. 

§ 7. Beendigung der Landeskolturgesetzgebung. 
Die AblöHungsgeaetzgebung war eine Landeskulturgesetzgebung. 
Diese wäre nicht vollständig gewesen, hätte man nicht die fort- 
Bchreitende Zersplitterung des Grundbesitzes und die Zerschlagung 
geschlossener Güter gehindert. Gegen eine übergrofae Zersplitterung 
des bäuerlichen Besitzes waren schon viele Gesetze und Ver- 
ordnungen ergangen. Um den Grundbesitz genau festzustellen, 
begann Herzog Ernst ü. Ende des 18. Jahrhunderts eine Landes- 
Termessong und legte neue Urbare an. Alle Mafsnabmen waren 
nicht zureichend und durchgreifend, die Nachteile einer Boden- 
zersplitterung zu verhüten. Daa Durcheinander der einzelnen 
Felder erschwerte ihre Bestellung und machte die Landleute von- 
einander abhängig. Die Zusammenlegung der vielen kleinen 
Grundstücke mufste erstrebt werden. Schon in den Propositions- 
punkten zum vierten Landtag war 1844 auf die Notwendigkeit 



bruai 1849 aufgefübrten Nataral- und QeldabeiitricbtuiigeD und Abgaben 
nach Maisgabe der Ablösungagesetzgebung übrig bleibenden Verluste au« 
Staatamittdn zu gewähren ist, betr., vom 19, Januar 1866. 
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eines Gesetzes hingedeutet wordeD, da namentlicli zahlreiche Hutungs- 
ahlösongen nur durch Umtausch und Zusammenlegung einzelner 
ÖTUodsttlcke beendet werden konnten, um die lästigen Übertrifteo 
zu vermeiden. Man verkannte auch nicht die Schwierigkeiten, 
„welche bald Anhänglichkeit an den alten 6mndbeütz, bald 
Widerwille g^n Neuerungen, vielleicht auch Eigensinn, der das 
erkannte Bessere nicht zugestehen will, bald Furcht vor Über- 
vorteilung und allzu grofse Kosten der Ausführung der gesetzlichen 
Bestimmungen in den Weg legen könnten". Man kam Über die 
Vorarbeiten nicht hinaus, erst im November 18Ö5 ging der Land- 
schaft ein Entwurf nebst Ausfuhrungsverordnung zu. Neben der 
preulsischen und königlich sächsischen Gesetzgebung hatten auch 
die entsprechenden Gtesetze fQi Weimar vom 26. August 184S 
und für Gotha vom 5. November 1663 als Vorlage gedient. 
Während eine entfernte und zerstäckelte Lage der Grundstücke in 
jeder Hinsicht die Bewirtschaftung erschwert und ihren Reinertrag 
schmälert, so entsteht durch die Zusamroenlegung der Grundstücke, 
die die GhiindatUcke dem Wirtschaftahofe näherlegt, eine Ersparnis 
an Zeit und Arbeitskräften. Sie erleichtert die Beaufsichtigung 
der Arbeiter und gibt gröfsere Sicherheit vor Entwendungen. 
Dadurch, dafs alle Übertriften, Raine, unnötigen Wege w^allen, 
wird kulturfähiges Ackerland gewonnen. Jeder Besitzer bekommt 
ungehinderten Zugang zu seinen Grundstücken und erhält dadurch 
volle Freiheit in der Bewirtschaftung. Um das nationalökonomische 
wie spezielle Interesse zu fördern, wurde ein gesetzlicher Zwang 
zur Zusammenlegung eingeführt. Wenn auch ein solcher Zwang 
zwüfelloa einen Eingriff in das Privateigentum bedeutete, so wurde 
der Zusammenlegung doch eine festere Stütze gegeben als durch 
blofse Vereinigung. Alle Beteiligten gewannen, indem sie günstiger 
gelegenes nnd zweckmäfsiger zu bestellendes Land erhielten, oft 
noch etwas mehr als sie dahingegeheo hatten. Eine vorüber- 
gehende Anstrengung bestand nur darin, die eingetauschten Grund- 
stücke in den wirtschaftlichen Stand zu setzen. Am 20. April 1857 
erschien das Gesetz Über die Zusammenlegung von Grundstücken. 
Eine Zusammenlegung konnte auch gegen den Wunsch von Be- 
teiligten erfolgen. Sie trat ein, wenn mindestens '/s der Grund- 
besitzer einer Flur auf Zusammenlegung antrug. Zur Zusammen- 
legung wurden zwangsweise gezt^n: Felder, Wiesen und Lehden; 
Holzboden nur, wenn er zwischen Feldern, Wiesen oder Lehden 
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lag, iemer Teiche, wenn sie untei' >/* Acker warea. Walzende 
OruDdetücke imterlagen einem Zwange zum Umtausch, wenn es 
die Zusammenlegung eines geschlossenen Besitzes nötig machte. 
Die Zurücknahme eines ber^ts hei der QeneralkomroisBiou ein- 
gereichten Antrages sowie der Rücktritt einzelner Provokanten von 
einem solchen Antrage war ohne Zustimmung aller Beteiligten nur 
bis zu dem von der Spezialkommission anheraumten ersten Termin 
gegen E^tattung der Kosten möglich. Bei der Zusammenlegung 
hatte jeder Teilhaber: 

a) statt des von ihm abzutretenden Landes Grund und 
Boden von demselben Keinertrage und zwar in möglichster Nähe, 
QeschloBSenheit und für die Bewirtschaftung günstiger Lage zu 
«rhalten, 

b) völlige SchadloslialtUQg im Übrigen zu empfangen. 

Die Grundstücke wurden zu Reinertragseinheiten abgeschätzt, 
jedes zu 1 gl. jährlichen Beinertrag gerechnet Eine Entschädigung 
für minder vorteilhafte Lage (ungünstiger Boden, weit« Entfernung) 
wurde in Reinertragseinheiten ausgeworfen und in Grund und 
Boden gegeben. Nur auBnahmsweise war Geldentschädigung zu- 
läeüg bei ungünstiger, örtlicher Lage, auch durfte sie wider Willen 
des Beteiligten nicht S'^in der ganzen Abfindung übersteigen. 

Am gleichen Tage wie das Gesetz erschien auch die Aus- 
führungsverordnung dazu. Der Antrag auf Zusammenlegung er- 
folgt bei der Generalkommission , die ihn nach seiner Annahme 
einer Spezialkommission überweist. Diese beraumt einen Teimin 
an Ort und Stelle an, zu dem aufser den Provokanten sämtliche 
Provokaten hinzugezogen werden, und an dem etwaige Hindernisse, 
die durch gütliche Vereinbarung nicht zu beheben sind, festgestellt 
werden. Darauf wird eine Vermessung der zusammenzulegenden 
Grundstücke vorgenommen, deren Resultate die Generalkommission 
nachprüft. Nach der Parzellenvermessung wird die Bonitätsklasse 
itir die einzelnen Grundstücke festgestellt. Nach beendeter Klaasi- 
äkation schreitet der ökonomische Spezi al komm issar zur speziellen 
Bonitierungsaufnabme. Bei dieser wii-d lediglich der weBentlicbe 
und bleibende Gemetnwert berücksichtigt, den das einzuschätzende 
Grundstück seiner natürlichen Boden beschaffenheit und seinem 
gegenwärtigen wirtschaftlichen Zustande nach jedem Besitzer bei 
gehöriger wirtschaftlicher Benutzung stellt Nachdem diese Bonitäts- 
abschnitte auf der Bonitierungskarte eingetragen sind, kann jeder 
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Beteiligte iDoerhalb 10 Tagen seine BeschwerdeD anbringen. So<^ 
bald die VermesBUDgs- und Bonitierungsresultate feststehen, gebt 
die Spezialkommission zu den Verhandluiigen über: 

1. über die Feststellung derReinertragseinheiten fiir die einzelnen 
OrtsbonitätsklaaBeu und das Sollbaben der einzelnen Interessenten, 

2. über die Anlegung von neuen Wegen und Qräben, 

3. über die Flanlage. 

IHe wicbtigate Aufgabe ist die Entwerfung der Planlage. £9 
ist darauf zu achten, dafs jedem für die in die Zusammenlegung 
gegebene Q^rundstücksgattung ein Plan in mogiiehBt wirtschaftlicher 
Lage angewiesen wird. Wenn die Planlage entworfen ist, eo 
haben die Beteiligten in einem Termin an Ort und Stelle ihre 
Ejinwände zu erheben. Werden keine I^wände gemacht, die 
eine ReTision herbeiführen, so wird der Plan nach eingebrachter 
Ernte an die neuen Besitzer übergeben. Wenn die Oeneral- 
kommis^on den Zueammenlegungsplan genehmigt hat, wird der 
Rezefs verfafst, der das Äblösungeverfahren beendet. 

In einem kräftigen Stande ländlicher Grundbesitzer liegt eins 
der wesentlichsten und wirksamsten Elemente für eine gedeihliche und 
organische Ausbildung des Staatslebens. Kräftige t^h-undbesitzer 
sind nur da vorbanden, wo eine gewisse Stetigkeit des Besitzes 
herrscht. Wenn sie auch für den Ostkreis des Herzogtums zutraf, 
so doch nicht für den Westkreis, wo die Oüterzerschlagung immer 
gröfsere Fortschritte machte, obwohl die Gesetzgebung seit ältester 
Zeit die DiBmembrationabefugnis beschränkte. Durch das Mandat 
über die Zerschlagung der Anspann-, Hand- und ÖSrtnergüter 
vom 6. Juni 1828 wurden die Vorschriften der Landesordnungen 
von 1589 und 1705 erneuert, zugleich wurde aber eine Vereinzelung 
der Güter unter '/i Acker unbedingt verboten. Mit der Zerschlagung 
der Güter befafsten sich auch die Regierungsbekanntmachungen 
vom 28. Oktober 1847 und 16- Juni 1851. Mit dem neuen Gesetze, 
das die Re^emng seit 185& plante, wollte de die bisherigen Bahnen 
nicht verlassen, sondern nur die bestehenden Bestimmungen zu- 
sammenfassen und in Einklang mit der neueren Gesetzgebung 
bringen. Der Ostkreis enthielt neben grofsen Besitzungen eine 
Reibe, wenn auch nicht übergrofser, so doch wertvoller bäuerlicher 
Güter, die bis 100 Acker grofs waren und sich ständig in der 
Familie forterbten. Lediges Eigentum und zerstückelter Besite 
waren seltene Ausnahmen. Ganz anders lagen die Verhältnisse 
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des WeatkreiBea, in dem die Zerstückelung ihre höchste Ansdebmuig 
«reicht hatte. Eine einzige Dorfflur enthielt beispielsireise nicht 
weniger als 6000 Parzellen. 

Am 9. April 1858 *) kam es zu dem Oesetz über die Güter 
and Grundstückszerschlagnngen, das bis beute in Gültigkeit ist. 
Danach gehören zu geschlossenen Qüterkomplexen alle Wohnsitze, 
mit denen liegende Gründe von mehr als fünf Ackern in Zubehörungs- 
eigenschaft verbunden sind; femer inländische Rittergüter von 
mehr als fUnf Ackern, die zu ausländischen Rittergütern gehörigen 
inländischen Grundstücke und scbliefelicb die sogenannten ledigen 
Hafen von mehr als fiinf Ackern. Die Landesregierung genehmigt 
eine ZerBchlagUDg nicht, wenn das Gut eine wesentliche Verände- 
rung seiner Bewirtschaftungsweise erleidet, z. B. aus einem An- 
spanngut ein Handgut wird. Die Aufteilung eines in einer ländlichen 
Ftnr gelegenen Grundstücks in Parzellen von weniger als </> Acker 
Flacheninhalt ist, selbst wenn das Grundstück walzend ist, un- 
zulfissig. Zu diesen Bestimmungen machte sich das Brgänzungs- 
gesetz vom 16. Dezember 1867 nötig. Um die Äneledlung auf 
dem platten Lande zu erleichtem, wurde eine Abtrennung vom 
Qnfskomplex ohne Genehmigung des Ministerinme gestattet, wenn 
das abgetrennte Stück zu einem Bauplatze dienen sollte. 

Schliefslich bleibt nur noch die Frage übrig, welchen £in- 
fluls die Agrargesetzgebung des 19. Jahrhunderts ausgeübt bat*). 
Ihre Beantwortung würde über den Rahmen dieser Arbeit hinaus- 
gehen und mufs daher ausgeschlossen bleiben. 

Die Agrargesetzgebung des 19. Jahrhunderts hat dem Bauer 
die Freiheit seines Eigentums und seiner Person wiedergegeben. 
Diese Freiheit wird er wohl benutzen können. An der Tüchtig- 
keit, die er früher gezeigt hat, und die ihn manche schlimme 
Zeit hat überwinden lassen, wird es ihm auch in unserer Zeit 
nicht fehlen. 



1) Vgl.ConradB Jahrb. für NationalÖk. u.Stat-, 3. Folge, Bd. VIII.S. 72. 

2) Vgl.Hildebrand,3t«tistJkThuriQgeiis,6d.lI,S. 48,56. Die Zahlen 
leichen nur bia 1869. Die amtlicfaeD Btatiatischeu Uttteilungen des Herzog- 
tama SacbseD-Altenborg geben keioe Angaben über den Erfolg der Ablöaungs- 
gesetzgebung ^ vgl. auch Schütte, Die ZiiBammenlegong der Grundstücke 
188t! und Hecht, Der enropäiscbe Bodenkredit, Leipzig 1900, Bd. I, S. 229/37. 

— ^TT'^r^^. 
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Ich, Otto . Hermann Brandt, wurde am 4. April 1S83 in 
Dresden geboren und in der evangeliacli-lutberiscben Konfession 
erzogen. Von Ostern 1889 an besuchte ich die V. Bürgerschule 
au Dresden-Neustadt. Ostern 1893 wurde ich in die Dreikönig- 
Bcbule (Realgymnasium) aufgenommen, die ich Ostern 1902 mit 
dem Zeugnis der Reife verliefs. Hierauf bezog ich die UniTersit&t 
Leipzig, um mich historischen und germanistischen Studien zu 
widmen. Vorlesungen hörte ich bei den Herren Professoren und 
Piivatdozenten : Biermann, Bircb-Hirschfeld , Bücher, Duchesne 
Gardthausen, Heinze, Hirt, Holz, Karst, Kim, Köster, Kötzschke, 
Lamprecttt, Prüfer, Schreiber, Schulz, Seeliger, Sievers, Volkelt, 
Wachsmutb (f), Wilkowski und Wundt Ich beteiligte mich £emer 
au den Seminaren bzw. Übungen der Herren Professoren: v. Bahder, 
Bircfa-Hirschfeld, Brandenburg, Bücher, Holz, KSster, Kötzschke, 
Lamprecht, Seeliger, Sievers und Witkowski. Schliefslich nahm ich 
teil an den neuaprachlicfaeu Übungen der Herren Lektoren: Blon- 
deaux, Lake und Westlake. 

Es liegt mir an dieser Stelle die augenehme Pflicht ob, allen 
denen, die mich bei Abfassung der vorliegenden Arbeit unter- 
stützt haben, zu danken. Dank schulde ich vor allem Herrn Gteh. 
Hofrat Professor Dr. pbil. et LL, D. Lamprecbt für das Inter- 
esse, das er dem Fortschreiten der Arbeit entgegenbrachte. Durch 
das aufserordentliche Entgegenkommen des hohen Herzoglichen 
Staatfiministeriums zu Altenburg wurde es mir femer ermöglicht, 
die Schätze des Herzoglichen Regieningsarchirs nicht nur in Alteo- 
bürg, Bondem auch in den RjLumen des Kgl. Historischen Instituts 
an der Universität Leipzig benutzen ea dürfen. Dank schulde ich 
auch Herrn Geh. Hofrat Professor Dr. phil. Kluge, der mir die 
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längere Benutzung von Druck^acben aus der Herzoglichen Landet 
bibliothek zu Altenburg gestattete. Ißgleichen eind die Beamte 
der Herzoglichen ArchiwerwaUung in liebenswürdigster Weis 
stets meinen Wünschen nachgekommen. 

Die gesamte Arbeit wird als 4. Heft des 3- Bandes der „Gc 
ecbichtlichen Untersuchungen", von Karl Lamprecht herausgegeber 
erscheinen. 
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